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Vorwort
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung hatte in den 
Jahre 1999 bis 2004 das Sozialwissen-
schaftliche Institut FOKUS mit einem lang-
fristigen Forschungsprojekt unter dem Titel 
„Politische Meinungsbildung in Deutsch-
land“ beauftragt. Das Projekt wurde durch 
Dr. Michael Chrapa († 2003) und Dr. 
Dietmar Wittich realisiert. Die dabei erziel-
ten bemerkenswerten Ergebnisse sind 
umfangreich publiziert worden.1 Auf dieser 
Basis war es möglich, den grundlegenden 
Wandel von Einstellungen der Bevölke-
rung in Deutschland zu analysieren und 
politische Veränderungen, wie sie sich in 
den Demonstrationen gegen den Irak-
Krieg, gegen die Hartz-Reformen oder das 
G-8-Treffen in Rostock 2007 zu prognosti-
zieren. Es wurde nachgewiesen, dass es 
ein Potential für eine starke linke Partei 
links von der SPD gibt.2 Der Tod von Dr. 
Michael Chrapa führte zur Einstellung die-
ses Projekt. 
2007 wurde durch die RLS ein neues For-
schungsprojekt „Analysen zur politischen 
Meinungsbildung in Deutschland. Studien 
zu Zielgruppen linker Bildung“ öffentliches 
ausgeschrieben. Eine Jury wählte das 
Chemnitzer Institut für Arbeit und Gesell-
schaft als Auftragnehmer für dieses neue 
Forschungsprojekt aus. Jetzt können erste 
Ergebnisse vorgelegt werden. Im Mittel-
punkt steht vor allem die Frage nach den 
Einstellungen und Handlungsoptionen 
linksaffiner Gruppen. Es werden lebens-
weltliche Handlungszusammenhänge re-
konstruiert, in denen sich die widersprüch-
lichen Potentiale von emanzipatorischem 
und solidarischem Handeln bilden.  
Entgegen verbreiteter Stereotype sind es 
konkrete sozialen Gruppen, geprägt durch 
starke oder auch schwache Formen der 
Interaktion, in denen sich letztlich Bürge-
rinnen und Bürger ihre Deutungsmuster 
                                                
1 Die Ergebnisse dieser Forschung sind unter 
www.rosalux.de abrufbar. 
2  André Brie; Michael Brie, Michael Chrapa: 
Für eine moderne sozialistische Partei in 
Deutschland. Grundprobleme der Erneuerung 
der PDS. Standpunkt der RLS 7/2002. 
gesellschaftlicher Prozesse, ihre Motivati-
onen, die Praxen sozialen Eingreifens bil-
den. Die Institutionen der Gesellschaft 
wirken nicht direkt. Ihre Einflüsse werden 
gebrochen durch Prozesse, die sich inner-
halb von Kommunikations- und Interakti-
onsgemeinschaften vollziehen. Nicht das 
einsame Individuum einer Massengesell-
schaft, sondern die oder der in lebenswelt-
lich sehr bedeutsamen, oftmals eigen-
ständig erzeugten Sinnzusammenhängen 
agierende Bürgerin oder Bürger ist das 
eigentliche Subjekt.  
Für das Verständnis von linker Politik fun-
damental ist das in dieser Studie formulier-
te „Regenbogen-Modell“ (S. 51.). Es weist 
nach, in welchen tiefen Spannungen die 
verschiedenen linksaffinen Gruppen zu-
einander stehen. Sie alle beziehen sich 
auf ein und dasselbe Modell sozialer In-
tegration – die Erwerbsarbeit. Die einen 
positiv, die anderen negativ. Sie alle ha-
ben ein Verhältnis gegebenen Gesell-
schaft entwickelt – eher positiv als Gestal-
tungsraum oder eher negativ (resignativ 
oder als zu überwindender Gesellschafts-
zustand). Ihr Verhältnis zur kapitalistisch 
geprägten Gesellschaft reicht von negati-
ver Akzeptanz bis zum Antikapitalismus. 
Linke Politik braucht Gesellschaftsanalyse. 
Strategie kann nicht im Blindflug entwickelt 
werden. Verantwortliches Eingreifen 
braucht reflektiertes Wissen. Dazu trägt 
diese Studie bei. Die RLS beabsichtigt, 
das Projekt auch 2009 weiter fortzusetzen.  
Berlin, 25. August 2008
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1. Einleitung
Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, 
politische und proto-politische Praxen und 
Zugangsweisen zu politischer bzw. gesell-
schaftsbezogener Aktivität sowie zu Grun-
de liegende Wertorientierungen und 
Wahrnehmungen der Gesellschaft in un-
terschiedlichen „linksaffinen“ sozialen 
Gruppen im erweiterten Umfeld der Rosa-
Luxemburg-Stiftung bzw. der Linkspartei – 
d.h. jenseits der parteipolitisch Aktiven – 
zu untersuchen. Die Studie versteht sich 
als eine Fortführung der vorliegenden For-
schung zum Thema politischer Partizipati-
on von Michael Chrapa und Kollegen (u.a. 
Chrapa 2001, Chrapa / Wittich 2004). In 
diesen Arbeiten wurde nach den allgemei-
nen Bedingungen von politischer Hand-
lungsbereitschaft und den Merkmalen „er-
schließbarer Handlungspotenziale“ gefragt 
sowie den Formen politischer Handlungen 
nachgegangen. Diese grundlegenden 
Fragen nehmen auch in der vorliegenden 
Studie eine zentrale Stellung ein: Da nach 
wie vor ein Großteil der Beiträge aus der 
politischen Sozialwissenschaft vor allem 
auf Einstellungsfragen und mehr oder we-
niger formalisiertes politisches Handeln 
(Wählen, Mitgliedschaft in Parteien oder 
Bürgerinitiativen, usw.) rekurriert, ist ver-
gleichsweise wenig darüber bekannt, was 
alltägliche politische Praxis im Eigentli-
chen ausmacht. Daher fokussiert die vor-
liegende Studie die lebensweltlich veran-
kerte politische Praxis von in unterschied-
licher Weise gesellschaftlich Handelnden 
in linksaffinen Milieuzusammenhängen. 
Dazu werden exemplarisch ausgewählte 
Personengruppen anhand intensiver 
Gruppendiskussionen erfasst, um ihr indi-
viduelles und kollektives Verhalten und 
damit korrespondierende gesellschaftliche 
und politische Grundorientierungen zu 
analysieren.  
Allgemeine Bezugspunkte der Studie sind 
Analysen zu gesellschaftlichen Großmilie-
us unterschiedlicher politikbezogener 
Reichweite, mit deren Hilfe sich politische 
Lager anhand von Merkmalen wie Bildung, 
Einkommen, Beruf und Habitus beschrei-
ben lassen. Gesellschaftliche Milieus ver-
körpern auf der Basis spezifischer sozio-
ökonomischer Lagen und Bedürfnisse la-
tente politische Werthaltungen. Aus ihnen 
lassen sich aber weder konkrete Bewusst-
seinslagen Einzelner noch politische Pra-
xen unmittelbar ableiten. Diese sind viel-
mehr von der fortlaufenden Auseinander-
setzung mit gesellschaftlichen Prozessen 
vor dem Hintergrund der eigenen Lebens-
umstände und Lebensweisen geprägt. 
Um konkrete politische Praxen und damit 
korrespondierende Wirklichkeitswahrneh-
mungen zu erfassen, muss die Ebene von 
Alltagsmilieus im Sinne realer lebenswelt-
licher Handlungszusammenhänge analy-
siert werden. Den Umfang der Studie ein-
grenzend, wurden politisch linksaffine Mi-
lieus ausgewählt, in denen politisch inte-
ressierte bzw. gesellschaftlich aktive 
Gruppen als Spiegelbild spezifischer All-
tagsmilieus angenommen werden konnten. 
Im Hinblick auf die politischen Orientierun-
gen und Praxen von Zielgruppen linker 
Bildung geht die vorliegende Studie an-
hand von Primärdaten der qualitativen 
Untersuchung und unter Rückgriff auf er-
gänzende Überblicksdaten aus der rele-
vanten politik- und sozialwissenschaftli-
chen Forschung folgenden Fragestellun-
gen nach:  
• Welche Formen gesellschaftlichen En-
gagements und politischer Praxen sind 
identifizierbar? Wie sind diese alltags-
weltlich verankert? 
• Welche Gesellschaftsbilder und politi-
schen Wertorientierungen liegen dem 
zu Grunde? Wie wirken sich diese auf 
die politische Praxis aus? 
• Wie werden gesellschaftsrelevante 
Probleme und Konfliktfelder in linksaf-
finen Milieus wahrgenommen. 
• Welche typischen Muster der politi-
schen Sozialisation lassen sich identifi-
zieren? 
• Welche Handlungsressourcen sind für 
politische Aktivität relevant? 
• Welche Zugänge zu politischer Bildung 
werden in den Milieus bzw. sozialen 
Gruppen präferiert und genutzt? Was 
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sind typische Bedürfnisse und The-
menorientierungen sowie Erwartungs-
haltungen an Anbieter für politische 
Bildung? 
Die empirischen Befunde werden nach 
einer einführenden Darstellung des kon-
zeptionellen Rahmens (Kap. 2) und der 
empirischen Vorgehensweise (Kap. 3) im 
vierten Kapitel präsentiert (4.1) und sys-
tematisiert (4.2). Ergänzend werden aktu-
elle Befunde aus der Sekundärliteratur 
referiert (4.3). Der Bericht schließt mit ei-
nem kurzen Ausblick (5). 
 
2. Konzeptioneller Rahmen
Politische Orientierungen und Praxen von 
Individuen und sozialen Gruppen werden 
von der materiellen Lage und von sozio-
kulturellen Faktoren geprägt. Als Aus-
gangspunkt ihrer Analyse ist daher ein 
nach Soziallagen und soziokulturellen Ba-
sisprägungen differenziertes Modell der 
Sozialstruktur erforderlich. Dazu nimmt die 
hier vorliegende Studie Bezug auf sozial-
strukturelle Milieu-Modelle. Insbesondere 
die an Bourdieu angelehnte differenzierte, 
auf soziale „Alltagsmilieus“ fokussierende 
Konzeption der Arbeitsgruppe um Michael 
Vester et al. (2001, 2007) bietet einen ge-
eigneten Ausgangspunkt für die eigenen 
Analysen. 
Die nachfolgend (in 2.1) dargestellten, in 
dieser Form auf die Kartographierung der 
Gesamtbevölkerung bezogenen Milieu-
Typologien geben Einblick in die Einstel-
lungen und dauerhaften politischen Orien-
tierungen in der Gesellschaft. Sie erlauben 
es aber nur eingeschränkt, Erkenntnisse 
zu den konkreten politischen Praxen der 
Subjekte zu gewinnen, wie es das Ziel der 
vorliegenden Untersuchung ist. Dies hat 
im Wesentlichen zwei Gründe:  
Zum einen stellen sowohl die Milieus 
selbst als auch die in ihnen vorfindlichen 
gesellschaftspolitischen Grundorientierun-
gen – die, wie die diesbezüglichen Analy-
sen von Vester et al. (s.u. 2.1.2) verdeutli-
chen, teils quer zu den sozialen Milieus 
liegen – keine geschlossen gleichartigen 
Entitäten dar, sondern sind in sich diffe-
renziert. Zudem bilden sich politische Ori-
entierungen und Praxen nicht in einem 
abstrakten „sozialen Raum“ heraus, wie 
ihn die Sozialstrukturanalyse erfasst, son-
dern in konkreten (sozialstrukturell und 
soziokulturell geprägten) alltagsweltlichen 
Interaktionszusammenhängen. Für ihre 
Analyse ist daher eine entsprechend kon-
kretere Analyseebene zu wählen (2.2).  
Zum anderen sind politische Praxen in 
weit höheren Maß von aktuellen sozialen 
Umwälzungen be-einflusst, als dies für 
soziale Lagerungen und politische Grund-
orientierungen gilt. Für die eigene Unter-
suchung erscheint es bedeutsam, insbe-
sondere den Prozess der Prekarisierung 
von Arbeit und Lebensverhältnissen als 
Rahmenbedingung politischer Praxis und 
Partizipation zu berücksichtigen (2.3). 
2.1 Milieu als Bezugskategorie 
Während herkömmliche sozialstrukturelle 
Klassen- und Schichtmodelle allein auf die 
– durch Erwerbstätigkeit und Besitz be-
gründete – materielle Lage (und Schicht-
modelle zudem auf den damit jeweils ver-
bundenen sozialen Status) fokussieren, 
erfassen Milieumodelle neben der ‚vertika-
len‘ Dimension der materiellen Lage zur 
Differenzierung der Sozialstruktur in 
Großgruppen auch die ‚horizontale‘ Di-
mension grundlegender soziokultureller 
Prägungen.  
Theoretischer Ausgangspunkt von Milieu-
modellen ist die Annahme einer relativen 
Eigenständigkeit lebensweltlich veranker-
ter und reproduzierter soziokultureller Fak-
toren bei der gesellschaftlichen Bewusst-
seinsbildung. (Oder in Paraphrase des 
Marx’schen Diktums: Das Sein prägt zwar 
das Bewusstsein, bestimmt es aber nicht.)  
Milieu-Modelle hielten in der 1980er Jah-
ren mit dem (zunächst im Kontext der 
Marktforschung entwickelten, gleichwohl 
an der Sozialstrukturanalyse orientierten) 
Konstrukt des SINUS-Instituts Einzug in 
die Sozialstrukturanalyse. Das fortlaufend 
aktualisierte SINUS-Milieu-Modell basiert 
auf der vertikalen Dimension „soziale La-
ge“ und der horizontalen Dimension (so-
ziokulturelle) „Grundorientierungen“, die 
nach Kriterien des gesellschaftlichen Wer-
tewandels (grundlegend: Inglehart 1979; 
vgl. Klages 1984, Klages /Kmieciak 1979, 
Klages u.a. 1992) bestimmt werden. Das 
aktuelle, erstmals für Gesamtdeutschland 
aussagekräftige SINUS-Modell sieht in 
seiner Fassung von 2007 wie folgt aus: 
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Die mit dem SINUS-Modell abgebildeten 
Milieus sind insbesondere auf die Erfas-
sung expressiver „Lebensstile“ gerichtet, 
die sich erkennbar in distinkten Alltags- 
und Konsumpraxen niederschlagen und 
die auf unterscheidbaren Soziallagen und 
„Grundorientierungen“ basieren. 
2.1.1 Soziale Milieus 
Das Milieu-Modell von Michael Vester et al. 
(2001, 2007, für Ostdeutschland vgl. 1994) 
knüpft empirisch an die SINUS-Milieus an, 
ist aber theoretisch vor allem an der kultu-
„Klassen-Theorie“ von Pierre Bourdieu 
(1982) und dessen Modell des sozialen 
Raumes orientiert. Das Vester-Modell fo-
kussiert auf „Alltagsmilieus“ und damit 
verknüpfte soziale und gesellschaftspoliti-
sche Identitäten. Die – vor allem über die 
Kategorie Beruf vermittelte – materielle 
Lage und soziokulturelle Lagerungen ver-
knüpfen sich, so die Grundannahme, zu 
kohärenten Mustern der „Lebensfüh-
rung“ (Max Weber) bzw. „Lebenswei-
se“ (Raymond Williams) auf der Grundlage 
eines vorbewusst einverleibten „Habi-
tus“ (Pierre Bourdieu), der für die Generie-
rung milieuspezifisch distinkter Hand-
lungsorientierungen und Praxen verant-
wortlich zeichnet. Lebensweise und Habi-
tusformen werden durch primäre Soziali-
sation, milieubasierte Alltagserfahrungen 
sowie mittels vom Elternhaus angebahnte 
Bildungsverläufe tendenziell von einer 
Generation zur nächsten tradiert.  
Der milieuspezifische Habitus wird sowohl 
von der materiellen Lage – oder in den 
Begrifflichkeiten von Bourdieu: vom öko-
nomischen Kapital – als auch von der Bil-
dung und sozialisatorisch vermittelten so-
zialmoralischen Orientierungen – vom kul-
turellen Kapital – beeinflusst. Im Hinblick 
auf die Handlungsfähigkeit und die soziale 
Mobilität – und damit für die Erfassung 
zeitlicher Dynamiken des Auf- und Ab-
stiegs einzelner Klassenfraktionen – spielt 
zusätzlich das soziale Kapital eine wichti-
ge Rolle, d.h. der Grad und die Qualität 
sozialer „Vernetzungen“ innerhalb des 
eigenen und mit statushöheren Milieus. 
ralistisch unterfütterten  agonistischen 
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Die empirische Verortung der Alltagsmilie-
us und ihrer spezifischen Lebensweisen 
und Habitusformen durch Vester et al. 
erfolgte zunächst auf der Grundlage quali-
tativer Einzelfallstudien und wurde an-
schließend mittels einer standardisierten 
Befragung quantifiziert. Umfassend erho-
ben wurden Aspekte der alltäglichen Le-
bensführung, gesellschaftspolitische Ori-
entierungen, Vergemeinschaftungs- und 
Vergesellschaftungsweisen (vgl. Vester et 
al. 2001: 221-250). Im Hinblick auf gesell-
schaftliche Großgruppen ergibt sich für 
Westdeutschland auf der Basis des Erhe-
bungsjahrs 1991 folgende Milieugliede-
rung (Vester et al. 2007: 37), in der die 
horizontale „Differenzierungsachse“ die Art 
der Bezugnahme zur Autorität erfasst: 
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Für Ostdeutschland liegt von der Arbeits-
gruppe um Michael Vester keine entspre-
chende Untersuchung auf der Grundlage 
von Umfragedaten vor. Auf Sekundärana-
lysen (Stand 1997) beruhend wurde 
gleichwohl eine „hypothetische“ Gliede-
rung (vgl. Vester et al. 2007: 265) erarbei-
tet, die hier zur Orientierung wiedergege-
ben, nachfolgend aber nicht als dezidierter 
Analyserahmen verwen-
det wird: 
In der horizontalen 
Differenzierungsachse 
werden dieselben 
Kategorisierungen wie im 
westdeutschen Sample 
angelegt, hinsichtlich der 
in der Vertikalen 
abgebildeten sozialen 
Schichtung 
(Herrschaftsachse) 
unterscheidet sich die 
ostdeutsche Struktur auf 
Grund der historisch 
gewachsenen differenten 
Entwicklungspfade ganz 
wesentlich von der 
westdeutschen Stichpro-
be. Inwieweit diese Milieutypik in der 
letzten Dekade durch die 
sozioökonomischen Bedingungen 
Umbrüche und Verlagerungen 
erfahren hat, kann an dieser Stelle 
nicht geklärt werden. Zudem 
existieren keine vertiefenden 
Fragestellungen, wie sie Vester et al. 
für das westdeutsche Sample im 
Hinblick auf gesellschaftspolitische 
Orientierungen vorgenommen 
haben.  
2.1.2 Gesellschaftspolitische 
Orientierungen 
Vester et al. (2001, 2007) 
unterschieden für Westdeutschland 
(Datenbasis: 1991) sechs ge-
sellschaftspolitische Lager, die sich 
in Bezug auf ihre Vorstellungen von 
sozialer Gerechtigkeit und der 
gewünschten gesellschaftlichen 
Ordnung deutlich voneinander 
unterscheiden und die nicht 
deckungsgleich mit den sozialen 
Milieu-Lagerungen sind (Vester et al. 
2007: 50): 
Ausweislich der Tabelle orientiert ein Vier-
tel der Bevölkerung an Elitemodellen ent-
weder progressiv-liberaler bzw. konserva-
tiv-fürsorglicher Natur. Radikaldemokraten 
vertreten postmaterielle Anschauungen 
und sind gegenüber materiellen Belangen 
eher desensibilisiert. Das traditionell-
konservative Lager gewährt paternalistisch 
motivierte Solidarität in jeweils abgestufter 
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Form nach Kriterien wie sozialer Herkunft, 
Besitz, Bildung Geschlecht und Ethnie: bei 
berechtigtem Anliegen und Wohlverhalten 
wird Unterstützung zuerkannt.  
Nahezu die Hälfte der 
Wohnbevölkerung ab 14 
Jahren tendiert zu 3 von-
einander abgegrenzten 
Modellen der Solidarität: 
jeweils ein knappes Fünf-
tel hängt einem konser-
vativem bzw. einem auf 
gegenseitige Solidarität 
bauenden Unterstüt-
zungsmodell an; weitere 
13 Prozent präferieren 
ein progressiv-
solidarisches Modell. 
Gemäßigt Konservative 
vertreten ebenfalls eine 
paternalistische Solidari-
tätsideologie, die aber 
gleichsam den Anspruch 
umkehrt: Bei verletzter 
Fürsorgepflicht ist es ges-
tattet, Solidarität durch 
drastische Maßnahmen 
(z.B. Streik) zu erzwingen. 
Das skeptisch-
distanzierte Lager rekru-
tiert sich aus Facharbei-
tern, die aus der Arbeits-
leistung eine Berechti-
gung zum Erhalt von So-
lidarität bei (unverschul-
deten) Notlagen ableiten. 
Das sozialintegrative La-
ger setzt auf das prinzi-
piell egalitäre Recht aller, 
Solidarität der Gesell-
schaft unabhängig von sozialer Kategori-
sierung zu erfahren und bezieht dies so-
wohl auf materielle (Verteilungsgerechtig-
keit) wie postmaterielle (z. B. Zugangs-
rechte) Leistungen. 
Gut ein Viertel der Befragten orientiert auf 
ein populistisches Anspruchsmodell. Hier 
sammeln sich Enttäuscht-Autoritäre, in der 
Regel Verlierer der sozialstaatlichen und 
ökonomischen Entwicklung verschiedenen 
Alters. Als geeignete Mittel einer Verbes-
serung werden hier beschnittene Rechte 
von Minderheiten, Zuzugsbegrenzungen 
und andere rechtspopulistische Maßnah-
men gefordert. 
Im Hinblick auf grundlegende politischen 
Orientierungen (cleavages) resümiert 
Vester eine auch angesichts ausgewiese-
ner Verschiebungen relative Stabilität der 
Vorstellungen von Sozialordnung, die sich 
jeweils mit den klassischen Orientierungen 
konservativer, liberaler, sozialdemokrati-
scher rechtspopulistischer und jüngeren 
postmaterialistischer Art decken. Die so 
nur abstrakt zu kennzeichnenden gesell-
schaftspolitischen Lager sind nicht auf den 
Raum einzelner sozialer Milieus zu veror-
ten, sondern verteilen sich über Milieu-
grenzen hinweg. Insoweit handelt es sich 
um Milieufraktionen, die hinsichtlich ge-
sellschaftspolitischer Einstellungen und 
Werte milieuübergreifende Koalitionen 
bilden. Sie sind wie folgt zu verorten 
(Vester et al. 2007: 48): 
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Neben der milieuübergreifenden Zusam-
mensetzung fällt insbesondere die nahezu 
schichtimmanente Herkunft des Radikal-
demokratischen Lagers auf. Alle anderen 
Lager sind schichtspezifisch wesentlich 
unklarer positioniert bzw. befinden sich in 
dem großen Raum der respektablen 
Volksmilieus mit Ausfransungen nach o-
ben und unten. In parteipolitischer Hinsicht 
steht das radikaldemokratische Lager eher 
den Grünen nahe, CDU und der rechte 
Flügel der SPD gewinnen Anhänger so-
wohl in den konservativen wie im Ent-
täuscht-autoritärem Lager. Die arbeitneh-
mernahen Flügel beider so genannten 
Volksparteien können im Sozialintegrati-
ven Lager punkten, auch wenn hier wie 
bei den Skeptisch-Distanzierten Erwar-
tungsenttäuschungen angesichts der kon-
kreten Politik der beiden Parteien zu ver-
zeichnen sind.  
Gesellschaftspolitische Grundorientierun-
gen der Bevölkerung fokussiert auch die 
aktuelle Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Neugebauer 2007), die auf vorgängigen 
qualitativen Interviews sowie einer reprä-
sentativen Studie zur wahlberechtigten 
Bevölkerung aus dem Jahr 2006 basiert. 
Theoretischer Ausgangspunkt ist eine 
konstatierte sinkende Bedeutung der Iden-
tifizierung der Bevölkerung mit Klassen-
fraktionen infolge der seit den fünfziger 
Jahren zu beobachtenden Aufstiegsmobili-
tät, die zudem eine Relativierung der 
Wirksamkeit sozioökonomischer Prägun-
gen beinhaltet. Danach wandeln sich nicht 
nur die Wertorientierungen, sondern es 
büßen auch klassische Konfliktlinien an 
Geltung ein und verlieren die Fähigkeit, 
Wähler eindeutig zu binden. Dieser der 
„Wertewandelthese“ verpflichtete Perspek-
tive geht Hand in Hand mit der Sicht auf 
gesellschaftliche Modernisierung als Pro-
zess der Individualisierung. Empirisch las-
sen sich vor diesem Hintergrund "Partei 
übergreifende" Wertekonstellationen fest-
stellen. Einzelne konkrete Wertekonflikte 
sind demnach immer noch Strukturmerk-
mal, politische Milieus konstituieren sich 
aber entlang spezifischer Konfliktkonstella-
tionen. 
Entlang der in der qualitativen Untersu-
chung als zentral identifizierter Wertalter-
nativen – "Libertarismus vs. Autoritaris-
mus", "Soziale Gerechtigkeit vs. Marktfrei-
heit" sowie "Religiosität vs. Säkularität" – 
werden neun große „politische Milieus“ in 
Deutschland auf der Grundlage von Ein-
stellungen, Wertvorstellungen, dem Bild 
von der Struktur der Gesellschaft, typi-
schen Reformeinstellungen sowie Lebens-
lagen identifiziert (ebd: 22ff). Sie lassen 
sich in einer Typologie abbilden, die sozi-
alstrukturelle Gesichtspunkte, materielle 
Faktoren und Bewertungen der beruflichen 
Situation integriert und unter dem Label 
der "Drei-Drittel-Gesellschaft" entlang der 
materiellen Lage vertikal in drei Klassen 
ordnet (ebd.: 69):  
 
Oberes 
Drittel 
Leistungsindividualisten  
(11%) 
Etablierte Leistungsträ-
ger  (15%) 
Kritische Bildungseliten  
(9%) 
Engagiertes Bürgertum  
(10%) 
 
    
45% 
Mittleres 
Drittel 
Zufriedene Aufsteiger  
(13%) 
Bedrohte Arbeitneh-
mermitte  (16%) 
    
29% 
 
Unteres 
Drittel 
Selbstgenügsame Tradi-
tionalisten  (11%) 
Autoritätsorientierte Ge-
ringqualifizierte  (7%) 
Abgehängtes Prekariat  
(8%) 
 
    
26% 
 
Allgemeine Befunde der Studie sind, dass 
Werte, die sich auf die Lösung sozialer 
Probleme und auf die repressionslose und 
postmaterialistische Gestaltung der Ge-
meinschaft beziehen, weit verbreitet sind; 
entsprechend besteht eine hohe Unzufrie-
denheit mit den ökonomischen wie sozia-
len Verhältnissen. Pflicht- und Akzeptanz-
werte (autoritäre Wertvorstellungen) wer-
den stärker präferiert als (libertäre) 
Selbstentfaltungswerte. Das korrespon-
diert mit weitverbreiteten etatistischen 
Vorstellungen zum Erhalt bzw. Ausbau 
des Sozialstaates bei gleichzeitig stärkerer 
Intervention in wirtschaftlichen Belangen. 
Es wäre jedoch verfehlt, interventionisti-
sche Orientierungen als durchgängiges 
politisches Prinzip anzunehmen; vielmehr 
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ergeben sich auf der Ebene der Einzelmi-
lieus durchaus unterschiedliche Wertevor-
stellungen.  
So sind die Milieus des unteren gesell-
schaftlichen Drittels betont sozial und 
staatsinterventionistisch eingestellt, chan-
gieren aber zwischen ethnozentrischen 
(autoritären) und demokratischen (libertä-
ren) Positionen bezüglich der politischen 
Werthaltungen. Starke Unterschiede be-
stehen bei den Milieus des mittleren Drit-
tels: Die "Bedrohte Arbeitnehmermitte" 
orientiert auf soziale, staatsinterventio-
nistische und ethnozentrische Haltungen; 
die "Zufriedenen Aufsteiger" sind diffus 
sozial eingestellt: Soziale Gerechtigkeit 
wird Marktfreiheit ebenso vorgezogen wie 
Libertarismus dem Autoritarismus. Ähnlich 
different ist das obere gesellschaftliche 
Drittel strukturiert: "Leistungsindividualis-
ten" wie "Etablierte Leistungsträger" tra-
gen neoliberale Züge, sind gemäßigt de-
mokratisch und gemäßigt ethnozentrisch. 
Die "Kritische Bildungselite" und das "En-
gagierte Bürgertum" präferieren dagegen 
soziale Einstellung, Staatsintervention, 
demokratische Partizipation und Multikul-
turalität. 
Die FES-Studie identifiziert zudem drei 
Milieus, in denen eine überproportionale 
Parteianhängerschaft für die Linkspartei 
besteht: In der „Bedrohten Arbeitnehmer-
mitte“ geben 16% an, bei der Bundes-
tagswahl die Linkspartei wählen zu wollen, 
beim „Abgehängten Prekariat“ 28% und 
bei den „Kritischen Bildungseliten“ 20% 
(Neugebauer 2007, S. 102/103). 
 
2.1.3 Migranten als Sondergruppe 
Vergleicht man Vester- und SINUS-Milieus, 
so zeigen sich trotz der je spezifischen 
Ausrichtung beider Modelle quantitative 
Entsprechungen. Zwar sind sie in der ver-
tikalen Dimension der materiellen Lage 
aufgrund unterschiedlicher Kategorisie-
rungen der drei sozialstrukturellen Lagen 
nicht unmittelbar vergleichbar; allerdings 
ist hier davon auszugehen, dass bei re-
präsentativen Befragungen die schicht-
spezifischen Soziallagen ungefähr gleich 
verteilt sein dürften. Interessanter ist der 
Blick auf die horizontale Dimension der 
soziokulturellen Grundorientierungen: Je-
weils gut ein Sechstel der Bevölkerung 
weist demnach „experimentierfreudi-
ge“ bzw. „avantgardistische“ Orientierun-
gen auf; ca. ein Fünftel „traditionelle“ bzw. 
„autoritäre“ Orientierungen.  
Insofern scheint es auch gerechtfertigt, als 
grobe Orientierung über die Struktur der 
Wohnbevölkerung mit Migrationshin-
tergrund, die bislang von Vester et al. nicht 
gesondert erfasst wurden, die gemäß dem 
SINUS-Modell mit qualitativen Verfahren 
erhobenen (und daher noch nicht quantifi-
zierten) Migranten-Milieus (SINUS Socio-
vision 2007) heranzuziehen:  
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Entlang der Perspektive auf die soziale 
Lage lassen sich Migranten in drei Status-
gruppen unterteilen; entlang der Grundori-
entierungen bestehen zum Teil Überein-
stimmungen/ Anlehnungen, zum anderen 
Teil deutliche Abweichungen von den 
Grundorientierungen der westdeutschen 
Mehrheitsgesellschaft. Im Einzelnen kön-
nen die migrantischen Milieus wie folgt 
beschrieben werden: 
Sinus A3 (Religiös-verwurzeltes Milieu): Archai-
sches, bäuerlich geprägtes Milieu, verhaftet in den 
sozialen und religiösen Traditionen der Herkunftsre-
gion. 
Sinus A23 (Traditionelles Gastarbeitermilieu) ratio-
nelles Blue Collar-Milieu der Arbeitsmigranten, das 
den Traum einer Rückkehr in die Heimat aufgege-
ben hat. 
Sinus B2 (Statusorientiertes Milieu) Klassisch auf-
stiegsorientiertes Milieu, das – aus kleinen Verhält-
nissen kommend –für sich und seine Kinder etwas 
Besseres erreichen will. 
Sinus B3 (Entwurzeltes Milieu) Sozial und kulturell 
entwurzeltes (traumatisiertes) Flüchtlingsmilieu – 
stark materialistisch geprägt und ohne Integrations-
perspektive. 
Sinus B12 (Intellektuell-kosmopolitisches Milieu) 
Aufgeklärtes, nach Selbstverwirklichung strebendes 
Bildungsmilieu mit einer weltoffen-toleranten 
Grundhaltung und vielfältigen intellektuellen Interes-
sen. 
Sinus B23 (Adaptives Integrationsmilieu) Die prag-
matische moderne Mitte der Migrantenpopulation, 
die nach sozialer Integration und einem harmoni-
schen Leben in gesicherten Verhältnissen strebt. 
Sinus BC2 (Multikulturelles Performermilieu) Jun-
ges, flexibles und leistungsorientiertes Milieu mit bi- 
bzw. multikulturellem Selbstbewusstsein, das nach 
Autonomie, beruflichem Erfolg und intensivem Le-
ben strebt. 
Sinus BC3 (Hedonistisch-subkulturelles Milieu) Die 
unangepasste zweite Generation mit defizitärer 
Identität und Perspektive, die Spaß haben will und 
sich den Erwartungen der Mehrheitsgesellschaft 
verweigert. 
Ohne an dieser Stelle empirisch gesicher-
te Angaben machen zu können, liegt die 
Vermutung nahe, dass sich innerhalb der 
Milieustruktur der Migranten ähnliche mi-
lieuübergreifende Lager politischer Grund-
orientierungen gebildet haben, die über 
eine relative Stabilität verfügen. Eine Bes-
tätigung dieser Annahme wäre nur über 
Langzeituntersuchungen zu gewinnen; sie 
wird aber durch die in den folgenden Kapi-
teln präsentierten Daten zumindest plausi-
bilisiert.  
2.2 Fokus auf soziale Alltagsmi-
lieus 
Auf die Sozialstruktur insgesamt bezogene 
Milieu-Modelle beinhalten von Forschen-
den ‚künstlich‘ geschaffene analytische 
Kategorien. Die konzeptionell grundsätzli-
che Multidimensionalität des Milieu-
Konzepts wird reduziert auf einige wenige 
zentrale „verallgemeinerbare“ Faktoren. 
Auf die kon-krete Handlungspraxis der 
Subjekte kann allenfalls insoweit rückge-
schlossen werden, wie den analytisch be-
stimmten Großgruppen gemeinsame 
Merkmale und Orientierungen eigen sind. 
Jenseits dessen ist für ein umfassendes 
Bild die Erfassung der Ebene realer sozia-
ler Praxis erforderlich. Peter von Oertzen 
ist zuzustimmen, der dazu konstatiert 
(2006: 66): „Wirkliche kollektive Akteure 
können nicht unmittelbar aus gesellschaft-
lichen Strukturen abgeleitet werden. Sie 
werden konstituiert oder besser: konstitu-
ieren sich selbst in geschichtlichen (Lern-
)Prozessen, in denen überkommene so-
ziale Gegebenheiten und soziales Han-
deln, Reaktion und Aktion, Führer und 
Geführte, lebensweltliche Milieus und poli-
tische Organisation, Alltagserfahrung und 
Ideologie, Interessenvertretung und Wert-
orientierung als Momente eines komple-
xen dynamischen Zusammenhangs in 
Erscheinung treten.“ 
Für eine differenzierte Erfassung von le-
bensweltlich verankerten (real interagie-
renden) Untergruppen bzw. ebensolchen 
Klassenfraktionen (im Sinne Bourdieus) 
sind dagegen gesonderte Analysen auf 
dieser desaggregierten empirischen Ebe-
ne lebensweltlich interagierender Gruppen 
aus einzelnen Milieus notwendig.3 Es gilt 
dann in einem ersten Schritt, deren kon-
krete Praxen und damit verbundene Orien-
                                               
3 Die Arbeiten von Vester et al. insbesondere 
zu „regionalen Bewegungsmilieus“ (2001: 253-
279) und zu „Mentalitäten im Generationen-
wechsel“ (ebd.: 311-327) zeigen, dass aufbau-
end auf der Konzeption der Alltagsmilieus 
gruppen- und regionalspezifische soziale Mi-
lieus und Mentalitäten in entsprechender de-
saggregierter Form untersucht werden können. 
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tierungen zu erfassen. Erst dann sind Er-
kenntnisse über die jenseits abstrakter 
struktureller Verortungen bestehender 
Zusammenhänge entlang der sich ggf. 
vermischenden Interessen, Problemlagen 
oder Beteiligungsformen zu erhalten. Er-
klärbar werden dann jenseits der stabilen 
Grundorientierungen liegende Konstellati-
onen, die sich z.B. entlang konkreter 
Stadtteilprojekte oder der gemeinsamen 
Abwehr von Nazi-Aktionen herausbilden. 
Auch wenn mit Methoden der qualitativen 
Sozialforschung allenfalls punktuelIe Blitz-
lichter auf solche Praxen geworfen werden 
können, werden so Perspektiven auf „le-
bendige Politik“ jenseits abstrakter Lager 
eröffnet und zugleich die materiellen und 
ideellen Hintergründe konkreter politischer 
Praxis beleuchtet. 
In diesem Sinne soll der Fokus der eige-
nen Untersuchung mit explorativer Zielset-
zung auf (lokal verankerte) alltagsweltliche 
Milieukontexte im Sinne einer relativ dau-
erhaften Assoziation von Subjekten zu 
kohärenten alltäglichen Interaktionszu-
sammenhängen (auf der Grundlage ge-
meinsam geteilter materieller Lagen und 
kultureller Dispositionen) gerichtet werden. 
Thematisch stehen dabei milieuspezifi-
sche politische Orientierungen und Praxen 
im Zentrum des Interesses. 
Grundlage der Untersuchung soll eine 
selektive Auswahl von Einzelgruppen des 
linken Spektrums sein, die – wie bereits in 
Abschnitt 1 ausgeführt – nicht unmittelbar 
mit der Linkspartei bzw. der Rosa-
Luxemburg-Stiftung verbunden sind, aber 
aufgrund ihrer politischen Grundorientie-
rungen eine klare Affinität aufweisen oder 
anderweitig politisch bzw. sozial engagiert 
und im weitesten Sinne linksaffin sind. Die 
Logik der Fallauswahl wird in Abschnitt 3 
genauer dargestellt. 
 
2.3 Prekarisierung als gesell-
schaftliche Rahmenbedingung 
Eine zentrale gesellschaftliche Rahmen-
bedingung für die Analyse aktueller politi-
scher Orientierungen und Praxen im er-
weiterten linken Spektrum ist der (u.a. von 
Vester et al. 2001: 81-88 unter dem Etikett 
„Destabilisierung der Lebenslagen“ thema-
tisierte) fortschreitende Prozess der „Pre-
karisierung“ der materiellen Lebensbedin-
gungen Lohnabhängiger.  
Ursächlich ist die Erosion der Chancen zur 
dauerhaften Sicherung des eigenen Le-
bensunterhalts mittels Erwerbsarbeit so-
wohl durch die in der Bundesrepublik seit 
den 1970er Jahren entstandene Massen-
arbeitslosigkeit als auch durch grundle-
gende Veränderungen im Tarif- und Be-
schäftigungssystem: Massenarbeitslosig-
keit bewirkt zum einen, vermittelt über 
Langzeitarbeitslosigkeit, den dauerhaften 
Ausschluss eines Teils der von Arbeitslo-
sigkeit Betroffenen aus dem Arbeitsmarkt 
und deren Überstellung ins Sozialhilfesys-
tem und zum anderen die Perforation vie-
ler Erwerbsbiographien durch wiederholte 
Phasen der Arbeitslosigkeit, die häufig mit 
einem Sinken des Einkommensniveaus im 
Falle erneuter Beschäftigung verbunden 
ist. Zentrale Veränderungen im Tarif- und 
Beschäftigungssystem seit den 1990er 
Jahren sind der Anstieg von Beschäfti-
gungsformen, die nicht dem Normalar-
beitsverhältnis (im Sinne unbefristeter, 
tariflich abgesicherter Vollzeitbeschäfti-
gung) entsprechen, und die Entstehung 
eines Niedriglohnsektors v.a. in Dienstleis-
tungsbranchen. 
Zugleich wird politisch an einem Sozial-
staatsregime festgehalten, das unverän-
dert vom Leitbild der primären Existenzsi-
cherung durch Erwerbsarbeit ausgeht und 
die Verantwortlichkeit dafür trotz objektiver 
struktureller Integrationsdefizite des Be-
schäftigungssystems bei den Erwerbsper-
sonen verortet (in den letzten Jahren ver-
sinnbildlicht im ideologischen Leitbild des 
„Förderns und Forderns“). Dadurch wird 
der für die Nachkriegs-Bundesrepublik bis 
in die 1970er Jahre tragende fordistische 
Klassenkompromiss brüchig: Dieser ba-
sierte auf der Stilllegung des Klassenkon-
flikts zwischen Arbeit und Kapital vermittelt 
über eine sozialstaatlich unterfütterte ma-
terielle Integration prinzipiell aller Erwerbs-
tätigen durch Erwerbsarbeit (bzw. von 
nicht erwerbstätigen Ehepartnerinnen 
durch einen ausreichenden „Ernährer-
lohn“ des Ehepartners) und eine daran 
gekoppelte existenzsichernde Altersrente. 
Wesentliche Prämissen dafür waren der 
ökonomische Status der „Vollbeschäfti-
gung“ – die als abstraktes politisches 
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Fernziel in den etablierten Parteien noch 
immer vorherrschend ist – und die flä-
chendeckende Verbreitung existenzsi-
chernder Löhne.  
„Prekarisierung“ als gesellschaftlicher Pro-
zess bedeutet zunächst, dass dieses alte 
Modell strukturell unterlaufen wird durch 
den neoliberalen Umbau der Gesellschaft, 
der neben dem Sozialstaatsrückbau auf 
eine Fürsorgefunktion im individuellen 
‚Notfall‘ insbesondere einen massiven 
Umbau des Beschäftigungssystems im 
bereits angedeuteten Sinne beinhaltet: 
dauerhafte Normalarbeitsverhältnisse 
werden zunehmend abgelöst durch minder 
geschützte, prekäre Arbeitsverhältnisse 
(v.a. befristete Arbeitsverträge, Zeit- und 
Leiharbeit, Teilzeitarbeit und geringfügige 
Beschäftigung; vgl. als aktuellen Überblick 
über Ausmaß und Entwicklung: Fuchs 
2006), und der Niedriglohnbereich expan-
diert: 6,47 Millionen, d.h. 22,2% aller Be-
schäftigten erhielten im Jahr 2006 Niedrig-
löhne (definiert nach dem OECD-Standard 
als jene Stundenlöhne, die unterhalb von 
zwei Dritteln des Medianlohns liegen); 
damit ist der Niedriglohnanteil seit 1995 
(15% absolut) um gut 43% gestiegen (Ka-
lina / Weinkopf 2008; vgl. Bosch / Wein-
kopf 2007). 
Prekäre Beschäftigung bedeutet nicht nur 
in synchroner Perspektive eine ver-
schlechterte bzw. ganz unzureichende 
materielle Absicherung, sondern auch in 
diachroner Perspektive die Erosion er-
werbsbiographischer Sicherheit. In dem 
Maße, indem prekäre Beschäftigungsmus-
ter zu einer empirischen Normalität wer-
den, verdrängen sie in der öffentlichen 
Wahrnehmung wie im politischen System 
allmählich das alte Leitbild des Normalar-
beitsverhältnisses und werden somit zu 
einer neuen „normativen Normalität“. Auf 
dieser Grundlage wird prekäre Beschäfti-
gung wie auch Arbeitslosigkeit auch für 
viele der bislang im ‚gesicherten‘ Bereich 
Tätigen zumindest ‚denkbar‘, wenn nicht 
gar – allzumal in Zeiten ökonomischer 
Krisen – zur mehr oder weniger konkreten 
Bedrohung.  
Die Arbeitsgruppe um Klaus Dörre (vgl. 
Brinkmann u.a. 2006; Dörre 2006, 
2007a,b; Dörre et al. 2004; Kraemer / 
Speidel 2005) hat diese Perspektive in 
Anlehnung an die Analysen von Robert 
Castel (2000) in ihren Arbeiten der letzten 
Jahre systematisch herausgearbeitet. Die 
Arbeiten von Dörre et al. basieren auf der 
Grundannahme, dass Erwerbsarbeit wei-
terhin das zentrale Vehikel gesellschaftli-
cher Integration darstellt. Prekarität wird 
im engeren Sinne vor allem durch nicht 
existenzsichernde Löhne und in einem 
weitergehenden Sinne durch biographi-
sche Unsicherheit über die dauerhafte 
Fähigkeit zur Sicherung der eigenen Exis-
tenz produziert. Eine Implikation dieser 
Perspektive ist, dass eine gelingende ge-
sellschaftliche Integration sich allein über 
biographisch dauerhafte und angemessen 
entlohnte Normalarbeitsverhältnisse errei-
chen lässt („Vollbürger“ in diesem Sinne 
wären also jene, die dauerhaft sichere 
Beschäftigungsaussichten mit einer den 
Lebensstandard sichernden Entlohnung in 
Aussicht haben.) Die Analysen von Dörre 
et al. sind vor allem auf die desintegrativen 
Auswirkungen der Prekarisierung gerichtet 
(vgl. Kraemer 2006). Die These von Dörre 
et al. ist insbesondere, dass Prekarität zu 
einer sinkenden Teilhabe an politischen 
Prozessen führt und rechtsextremistischen 
Tendenzen Vorschub leistet. 
Untergliedert man mit Castel (2000) die 
Erwerbstätigen nach der Qualität ihres 
Beschäftigungsstatus, so ergibt sich zu-
nächst deskriptiv eine dreigeteilte Struktur: 
Der – erwerbsbiographisch noch abgesi-
chert erscheinenden – „Zone der Inklusi-
on“ diametral gegenüber steht die „Zone 
der Exklusion“, in der sich die dauerhaft 
aus dem Erwerbssystem Ausgeschlosse-
nen (Dauerarbeitslose / Sozialhilfeemp-
fänger – in der Diktion von Castel (2000) 
die „Überzähligen“) befinden. Zwischen 
beiden existiert die „Zone der Unsicher-
heit“, in der sich Personen mit prekären 
Beschäftigungsverhältnissen befinden, 
denen eine materielle Absicherung durch 
Erwerbsarbeit (momentan) noch mehr 
oder weniger gelingt, die aber kaum Aus-
sichten auf einen Übergang in die Zone 
der Inklusion haben. Von diesem Grund-
modell von Castel ausgehend, zeigen Dör-
re et al. in ihren Arbeiten systematisch auf, 
dass Prekarisierung über die direkte Wir-
kung auf unmittelbar davon Betroffene 
hinaus auch gesamtgesellschaftliche 
Strahlkraft besitzt, da auch ein nicht gerin-
ger Anteil der in der Zone der Inklusion 
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Befindlichen potenziell von Prekarität be-
droht ist und sich auch davon bedroht fühlt. 
Sowohl das Faktum der Bedrohtheit als 
auch die subjektive Wahrnehmung einer 
Bedrohung führen dazu, dass Prekarität 
als Existenzform zunehmend zu einer ‚all-
gemeinen‘ Bedrohung wird, zu einer mehr 
und mehr gesellschaftlich akzeptierten 
Normalität und zum Bezugspunkt individu-
eller Weltsichten.  
Dörre et al. haben auf der Grundlage einer 
eigenen qualitativen Untersuchung eine 
Binnendifferenzierung der drei Cas-
tel‘schen „Zonen“ in Deutschland vorge-
nommen (siehe die linke Spalte der nach-
folgenden Abbildung). Außerdem hat dar-
auf bezogen das INIFES Stadtbergen auf 
der Grundlage einer eigenen Erhebung 
eine quantitative Abschätzung der aktuel-
len empirischen Verteilung der Erwerbstä-
tigen auf die drei „Zonen“ durchgeführt 
(rechte Spalte der nachfolgenden Abbil-
dung - Quelle: Brinkmann et al. 2006: 57): 
Der Analyserahmen von Dörre et al. ist 
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primär auf Fragen der Sozialstruktur, des 
Sozialstaats und des Arbeitsmarktes, und 
letzten Endes auf Prozesse sozialer Ex-
klusion und Gefährdung ausgerichtet. Pre-
karität wird eng definiert als Gefährdung 
der eigenen materiellen Existenzsicherung 
durch zu ge-ringes oder ausbleibendes 
Arbeitseinkommen. Dagegen fasst der auf 
die tendenzielle Auflösung des Normalar-
beitsverhältnisses gerichtete arbeits- und 
arbeitsmarktsoziologische Diskurs „prekä-
re Beschäftigungsverhältnisse“ in umfas-
senderer Weise als all jene „atypi-
schen“ Arbeitsvertragsformen, die arbeits-
vertragliche und sozialpolitische Bedin-
gungen in für die Beschäftigten nachteili-
ger Weise festlegen, ohne dass damit 
notwendigerweise schon eine Gefährdung 
der materiellen Existenz verbunden ist (vgl. 
Keller / Seifert 2006, 2007). Zudem fokus-
siert die neuere Arbeits- und Industrieso-
ziologie unter dem Schlagwort der „neuen 
Selbständigkeit“ von „Solo-
Selbständigen“ über abhängige Beschäfti-
gung hinaus auch materiell wie biogra-
phisch häufig im Sinne von Dörre et al. 
‚prekäre‘ freiberufliche bzw. selbständige 
Erwerbsarbeit (vgl. Betzelt 2006, Manske 
2007).  
Mit diesen Perspektiverweiterungen wird 
erkennbar, dass prekär beschäftigte 
Hochqualifizierte im Analyserahmen von 
Dörre et al. eine relative Ausblendung er-
fahren. Sie sind aber im Kontext der vor-
liegenden Untersuchung zu politischen 
Orientierungen und politischer Praxis aus 
mehreren Gründen von besonderem Inte-
resse: Zum einen, weil sich hier – auf-
grund spezifischer Markt- und Beschäfti-
gungsbedingungen in ‚neuen‘ Arbeits-
marktfeldern insbesondere der Kultur-, 
Medien- und IT-Berufe – eine ‚Sonder-
gruppe‘ prekär Beschäftigter (bestehend 
v.a. aus Akademikern und Personen mit 
nichtakademisch [teils in Jugendszenen] 
erworbenem Spezialwissen mit hohem 
Vermarktungspotenzial) herausbildet. Sie 
verfügen über hohe kulturelle und soziale 
Kapitalausstattung im Sinne Bourdieus 
(und habituell daran gebundene persönli-
che Ressourcen wie z.B. Selbstvertrauen 
und Selbstbewusstsein) und empfinden 
den formal prekären Beschäftigungsstatus 
subjektiv nicht automatisch als defizitär, da 
er eine empirische Normalität zumindest 
für den Eintritt in diese Beschäftigungsfel-
der darstellt. Dem Zugang zu einer Tätig-
keit in diesen ‚kreativen‘ Branchen wird 
von den Subjekten Vorrang eingeräumt 
vor der Option auf eine ‚sichere‘ Beschäf-
tigung. Diese auf individuelle Selbstver-
wirklichung und „Spaß“ bei der Arbeit ori-
entierte Personengruppe kann daher mit 
ihrem formal prekären Status ‚ganz gut 
leben‘ und nutzt, sich in diesem Rahmen 
ergebende individuelle Freiheitsgrade 
konstruktiv. Zum Teil stellt „Prekarität“eine 
bewusst gewählte Existenzform dar, wenn 
man ‚alternative‘ bzw. subkulturelle Le-
bensentwürfe verfolgt, die mit einem ‚nor-
malen‘ Erwerbsleben nur schwer zu ver-
einbaren scheinen. Diese Subkulturen 
haben aber häufig einen dezidiert politi-
schen Impetus, und auch bei prekär Be-
schäftigten Hochqualifizierten liegt es auf-
grund ihrer Ausstattung mit kulturellem 
und sozialem Kapital nahe zu vermuten, 
dass sie überdurchschnittlich häufig poli-
tisch aktiv sind.  
Insgesamt resultiert aus den obigen Aus-
führungen für die eigene Untersuchung, 
dass prekär Beschäftigte und von Prekari-
sierung Bedrohte – einschließlich der er-
werbsbiographisch prekären Hochqualifi-
zierten, auch wenn diese sozialstrukturell 
nur einen geringen Anteil haben –, beson-
ders zu fokussieren sind. 
 
3. Methodisches Vorgehen und Samplestruktur  
der Qualitativen Erhebung 
Empirisch wurde im Rahmen des Projek-
tes auf dreierlei Weise vorgegangen: zum 
einen wurde die hinsichtlich der Frage 
nach politischer Meinung relevante Litera-
tur der Jahrgänge 2003 – 2008 gesichtet 
und selektiv ausgewertet. Das diente dazu, 
ein Überblickwissen über aktuelle Prozes-
se, Argumentationsmuster und politische 
Einschätzungen zu gewinnen. Ein zweiter 
Schritt mit Auswertungen aus öffentlich 
zugänglichen Datenquellen, insbesondere 
der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage 
Sozialwissenschaft (Allbus), ergänzte dies. 
Der zentrale dritte Teil des empirischen 
Vorgehens war eine qualitativ erhobene 
Studie zu politischen Praxen, Anschauun-
gen und Motiven. Dabei handelte es sich 
um darauf bezogene Gruppendiskussio-
nen und Fokusgruppeninterviews mit pro-
to-, semi- und politischen Akteuren. Zur 
Beleuchtung von Hintergründen wurden 
ergänzende Experteninterviews geführt. 
Mit der Erhebung fokussiert das Projekt 
die Analyse (semi-)politischer Praxen und 
der lebensweltlichen Verankerung der Be-
fragten ebenso wie die Bedeutung linker 
Kernthemen und die Erwartungen an An-
bieter linker Bildung. Als erster Schritt der 
Selektion möglicher Zielgruppen wurde auf 
die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Neugebauer 2007) zu "politischen Milie-
us" in Deutschland zurückgegriffen (s.o. 
2.1.2). Ein Auswahlkriterium für die Be-
stimmung zu untersuchender Personen-
gruppen für die eigene Untersuchung war, 
dass diese möglichst aus den drei relativ 
deutlich ,linksaffinen' Milieus der FES-
Studie ("abgehängtes Prekariat", "bedroh-
te Arbeitnehmermitte" und "kritische Bil-
dungseliten") stammen sollten. 4  "Quer" 
dazu wurden zudem Migranten und poli-
tisch interessierte sowie engagierte Schü-
                                               
4 Dies ist jedoch im Einzelfall vor Durchführung 
des Interviews nicht zielgenau zu garantieren. 
Für die vorliegende Studie bedeutet dies, dass 
das empirische Sample vom theoretischen 
abweicht. 
ler und Studenten als zwei weitere Unter-
suchungsgruppen gewählt, die sich noch 
nicht oder nur teilweise in sozialstrukturel-
len Milieuklassifikationen der erwerbstäti-
gen Mehrheitsgesellschaft erfassen lassen. 
In theoretischer Perspektive erschien ins-
besondere die Scheidung nach Lebensal-
ter, Bildung und beruflicher Situation als 
adäquate Strategie des Samplings: Schü-
ler und Studenten gehören traditionell zu 
den politisch besonders gut Aktivierbaren; 
Sozial Engagierte bewegen sich häufig in 
der Grauzone zwischen sozialem und poli-
tischem Engagement; Migranten sind ob 
ihres rechtlichen Status von bestimmten 
politischen Handlungsformen ausge-
schlossen und orientieren auf andere Soli-
darstrukturen als Deutsche. Die gesell-
schaftsweite Tendenz zur Prekarisierung 
(s.o. 2.3) ist in unterschiedlichen Sozialla-
gen angekommen und trifft dort auf ver-
mutlich unterschiedliche Bearbeitungen. 
Fokussiert wurde daher beim Sampling 
auf prekär Beschäftigte bzw. (Dauer-
)Arbeitslose einerseits und prekäre Aka-
demiker andererseits: Insgesamt ergaben 
sich damit fünf Samplingkategorien: Schü-
ler / Studenten, prekäre Akademiker, pre-
kär Beschäftigte, Migranten und sozial 
Engagierte. 
Mit dieser Strukturierung sollte eine hinrei-
chende Bandbreite an milieutypischen 
Soziallagen und politischen Aktionsformen 
erfasst werden. Naturgemäß sind Er-
kenntnisse, die mittels qualitativer Sozial-
forschung gewonnen werden, nicht reprä-
sentativ und aufgrund forschungspragma-
tischer Festlegungen auf nur wenige ex-
emplarisch ausgewählte Gruppen immer 
mit Lücken behaftet. Diese sind im Laufe 
der Ergebnisdarstellung im Zuge methodi-
scher Kontrastierung theoretisch zu 
schließen. Folgende Gruppen, sortiert 
nach den fünf Samplingkategorien – nach-
folgend mit anonymisierten Bezeichnun-
gen wiedergegeben – konnten für Inter-
views gewonnen werden:  
 
Studenten/ 
Schüler 
Prekäre A-
kademiker 
Prekär Be-
schäftigte 
Migranten Sozial En-
gagierte 
Antifa-Szene  Politikwissen-
schaftlerInnen 
Auszubildende 
Mechatronik  
Ausländerbeirat  Familienarbeit  
Antifa-Aktion Umweltschutz-
initiative 
Werksbeset-
zung  
Osteuropäische 
Migranten 
Netzwerk Ju-
gend 
Fachschaft Freie Akade-
mi-ker in politi-
scher Bildung  
Arbeitslosen-
initiative  
Interkulturelle 
Arbeit  
Selbst-
organisierte 
Lebensweise  
Schülervertre-
tung  
Autonome A-
kademiker 
Stadtteil-
zentrum 
  
Praktikanten 
Politik  
(zwei Grup-
pen-
diskussionen) 
Überwa-
chungs-
kritische 
   
Wie bei explorativen qualitativen Verfah-
ren üblich, ergaben sich nach der Fall-
auswertung zum Teil andere Gruppierun-
gen der erhobenen Einzelfälle nach teil-
weise veränderten Kriterien der Einteilung. 
In Abschnitt 4.1 werden diese empirischen 
Aggregatgruppen ausführlich dargestellt. 
Die Bandbreite politischer und sozialer, 
dauerhafter oder gegebenenfalls nur tem-
porärer Aktivtäten spiegelt die gewünschte 
Kontrastierung politischer Praxen horizon-
tal wie vertikal ebenso wieder wie die Zu-
gehörigkeit oder Distanz zu politischen 
Institutionen (z.B. Parteien, Organisatio-
nen oder Bürgerinitiativen). Innerhalb der 
fünf Samplekategorien finden sich unter-
schiedliche Grade politischer Aktivität so-
wie differente Intensitäten hinsichtlich der 
alltagskulturelle Relevanz politischer Akti-
vität. 
Als Erhebungsinstrumente kamen leitfa-
dengestützte Gruppendiskussionen und 
Fokusgruppeninterviews zum Einsatz. In 
der Regel haben zwei Interviewende an 
den Gesprächen teilgenommen. Methodo-
logisch orientiert sich die Auswertung an 
dem Weg empirisch begründeter Theorie-
bildung (Glaser/ Strauss 1998; Kelle 1994) 
in Verbindung mit dem in der rekonstrukti-
ven Sozialforschung geläufigen Interpreta-
tionsverfahren der Dokumentarischen Me-
thode (Bohnsack 1999). Darin wird dem 
Sinnhorizont der Interviewten ein mög-
lichst breiter Raum gewährt, indem ihre 
Darstellungen, inhaltlichen Aussagen etc. 
jeweils den Verlauf des Interviews prägen. 
Ergänzende Experteninterviews wurden 
ebenfalls mit den in Bezug auf Leitfadenin-
terviews spezifizierten Mitteln der Doku-
mentarischen Methode ausgewertet (Nohl 
2006). Insgesamt wurden mittels des er-
hebungsmethodischen Instrumentariums 
96 Personen befragt. 
Der eingangs skizzierte empirische Zu-
gang diente zum einen der Vertiefung der 
Befunde der Sekundärliteratur und der 
kritischen Reflexion der Resultate der 
quantitativen politischen Sozialforschung. 
Andererseits dienen Sekundärdaten als 
Spiegelbild für die natürlicherweise be-
grenzte Verallgemeinerbarkeit der Ergeb-
nisse der qualitativen Erhebung. In der 
folgenden Darstellung der empirischen 
Ergebnisse wird der einander ergänzende 
Charakter der Resultate der jeweiligen 
Einzelschritte an passender Stelle aufein-
ander bezogen.  
4. Empirische Befunde 
4.1 Zusammenfassende Darstel-
lung nach Aggregatgruppen 
Das Sample wurde wie oben beschrieben 
entlang von fünf formalen Samplingkate-
gorien erhoben: Schüler / Studenten, Pre-
käre Akademiker, Prekär Beschäftigte, 
Migranten und Sozial Engagierte. Die 
Auswertung der Gruppendiskussionen mit 
Fokus auf politische Praxen und Grundori-
entierungen zeigte, dass sowohl Untertei-
lungen einzelner Samplekategorien als 
auch Regruppierungen nach anderen für 
die Gruppen konstitutiven Kriterien sinnvoll 
sind. Im Resultat ergibt sich daraus eine 
Unterteilung in neun Gruppen, die nach 
ihren Praxisformen und Orientierungen zu 
unterscheiden sind: 
• Die Samplekategorie der Schüler/ 
Studenten wurde in die drei Grup-
pen „Jugendliche: Antifa“, „Jugend-
liche: institutionalisierte Interessen-
vertretung im Bildungssystem“ und 
„Jugendliche: politische Praktikan-
ten“ überführt. 
 
 
 
• Die Prekären Akademiker wurden 
in die Gruppen „latent politische 
Akademiker“ und „Linke Gegenkul-
tur“ unterteilt; zudem wurde der 
Fall „selbstorganisierte Lebenswei-
se“ aus der Kategorie „sozial En-
gagierte“ der Gruppe „Linke Ge-
genkultur“ zugerechnet.  
• Die Kategorie „Prekär Beschäftig-
te“ wurde in die beiden Gruppen 
„Prekäre: akut von Arbeitslosigkeit 
Bedrohte“ und „Prekäre: Dauerar-
beitslose“ unterteilt.  
• Die Kategorie Migranten wurde 
trotz gewisser Varianzen zwischen 
den Einzelfällen in der Auswer-
tungsgruppe „Beruflich integrierte 
Migranten“ zusammengefasst. 
• Die Gruppe „Sozial Engagierte“ be-
steht aus den zwei verbleibenden 
Fällen der Samplingkategorie.  
In Relation zu den für die Erhebung ge-
wählten Samplingkategorien ergibt sich 
folgende Ordnung: 
Jugendliche: Antifa latent politische Akademiker Prekäre: akut von Arbeitslosig-
keit Bedrohte 
Antifa-Szene 
Antifa-Aktion 
PolitikwissenschafterInnen 
Umweltschutz-initiative 
Auszubildende Mechantronik 
Werksbesetzung 
Jugendliche: institutionali-
sierte Interessenvertretung im 
Bildungssystem 
Linke Gegenkultur Prekäre: Dauerarbeitslose 
Fachschaft 
Schülervertretung 
Freie Akademiker in politischer 
Bildung 
Autonome Akademiker 
Überwachungskritische 
Selbstorganisierte Lebensweise 
Arbeitsloseninitiative 
Stadtteilzentrum 
Jugendliche: politische Prak-
tikanten 
Beruflich integrierte Migranten Sozial Engagierte 
Praktikanten Politik I 
Praktikanten Politik II 
Ausländerbeirat 
Osteuropäische Migranten 
Interkulturelle Arbeit 
Familienarbeit 
Netzwerk Jugend 
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Die nachfolgende Darstellung der Aggre-
gatruppen folgt einem einheitlichen Ord-
nungsraster: Nach einer Verortung nach 
Milieus und Kapitalienausstattung werden 
die praktische Verankerung in der sozialen 
Nahwelt, die gesellschaftlichen Grundori-
entierungen, die politischen Praxen, das 
Verhältnis zur linken Bewegung sowie 
schließlich die Bedürfnisse und Erwartun-
gen an politische Bildung analysiert. Um 
die Anonymität der (z.T. im linken Spekt-
rum auch überregional bekannten) Fall-
gruppen zu wahren, wird eine relativ stark 
abstrahierende Form der Darstellung ge-
wählt. 
 
4.1.1 Jugendliche: Antifa 
Die Gruppe umfasst zum einen Abiturien-
tInnen, die sich vor einem Jahr als linkes 
antifaschistisches Bündnis zusammenge-
schlossen haben (Fallgruppe „Antifa-
Aktion“), und zum anderen eine Fokus-
Gruppe von AbiturientInnen, die in der 
lokalen Antifa-Szene seit mehreren Jahren 
aktiv sind (Fallgruppe „Antifa-Szene“). Ei-
ne latent linke politische Orientierung, ver-
knüpft mit dem Bestreben, gegen neona-
zistische Erscheinungen und ‚rechte Ten-
denzen’ in der Gesellschaft vorzugehen 
und andere Jugendliche politisch aufzuklä-
ren, bilden eine zentrale Motivlage für den 
Einstieg in die ‚linke Szene’. Die Jugendli-
chen sind auf der Suche nach Gelegenhei-
ten, um das vorhandene (aber durch 
Schule, Elternhaus etc. nicht befriedigte) 
politische Interesse zu kanalisieren und zu 
befriedigen.  
Beide untersuchten Gruppen zeigen ein 
typisches Merkmal der politischen Soziali-
sation von Jugendlichen auf: Die Jugendli-
chen treten bewusst nicht in schon beste-
hende linke Jugendorganisationen bzw. 
Parteien ein. Stattdessen schaffen sie sich 
ihre eigenen Strukturen. Das politische 
Motiv, gegen „Rechte“ aufzutreten, ist eng 
mit einem sozialen Motiv verknüpft. Man 
will enge Beziehungen und Netzwerke zu 
Gleichaltrigen „mit gleicher Wellenlän-
ge“ knüpfen. In der Regel kommen die 
Jugendlichen über Freunde und Bekannte 
zu den Gruppen. In diesem Sinne kann 
man im Fall der „Antifa-Jugend“ von „poli-
tisierten Peer-Groups“ sprechen.  
 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Die Interviewten der Gruppe „Antifa-
Jugend“ können nach ihrem Herkunftsmi-
lieu überwiegend den oberen bürgerlichen 
Milieus zugeordnet werden. Da sie sich 
noch in der Adoleszenzphase befinden 
und erst in ein paar Jahren ins Berufsle-
ben einsteigen, lässt sich nicht eindeutig 
sagen, ob es bei den einzelnen zu ‚Mi-
lieuwanderungen’ kommen wird. Demzu-
folge sind momentan allenfalls Prognosen 
über ihre zukünftige Position innerhalb der 
bundesdeutschen Sozialstruktur möglich. 
Bei erfolgreichen Abitur- und Universitäts-
abschlüssen, die alle Interviewten anstre-
ben, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass 
sie im Herkunftsmilieu verbleiben. Aller-
dings bieten gute Bildung und Ausbildung 
keine ausreichende Garantie mehr dafür, 
dass sie dem Herkunftsmilieu verhaftet 
bleiben. 
Bei den Jugendlichen ist bereits ein di-
stinktiver Habitus mit antiautoritären, a-
vantgardistischen Zügen ausgeprägt. 
Gruppenaktivitäten sind zudem die durch 
ein hohes Maß an Intellektualität und rati-
onaler Diskurskultur geprägt.  
Im Vergleich zu Gleichaltrigen – insbeson-
dere zu bildungsfernen Jugendlichen – 
verfügen die „Antifa-Jugendlichen“ über 
ein hohes Maß an kulturellem und sozia-
len Kapital. Zum einen setzen sich die 
Gruppenmitglieder auf einem hohen intel-
lektuellen Niveau mit gesellschaftlichen 
Strukturen, Weltpolitik, Geschichte aus-
einander und diskutieren sehr reflektiert 
über antikapitalistische Optionen. Insofern 
überrascht es nicht, dass vorrangig Abitu-
rientInnen in diesen Gruppen aktiv sind. 
Zum anderen sind die untersuchten Ju-
gendlichen (auch außerhalb ihrer politi-
schen Aktivitäten) stark sozial vernetzt und 
praktizieren bereits routinisierte Strategien 
des sozialen Kontaktmanagements.  
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Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Der Weg in die linke „Antifa-Szene wird 
von Jugendlichen in der Regel über das 
soziokulturelle Lebensumfeld beschritten. 
Hierbei spielen kulturelle Praxen, Erleb-
nisorientierung und alltagsästhetische 
Schemata (im Sinne von Gerhard Schulze, 
1992) eine nicht zu unterschätzende Rolle. 
Wichtig für viele Jugendliche ist die eigene 
Verortung in einer Subkultur, respektive 
Distinktion gegenüber anderen Subkultu-
ren, die sich etwa im präferierten Musik- 
und Kleidungsstil manifestieren. Achtet 
man auf diese „feinen Unterschie-
de“ (Bourdieu), scheinen vor allem die 
Punk-Musik und/oder Independent-Music 
sowie die autonome Subkultur Magneten 
für Jugendliche zu sein, die „sich links füh-
len“ und einen Anschluss an die „Sze-
ne“ suchen.  
Die Fixierung auf eine politisierte Peer-
Group mit einem ausgeprägten „Wir-
Gefühl“, das vor allem über die Abgren-
zung gegenüber den „Rechten“ etabliert 
wird, ist für die Milieuverankerung der lin-
ken Antifa-Jugend von entscheidender 
Bedeutung. Die in diesen Gruppen sich 
ausprägende kollektive Identität geht Hand 
in Hand mit (sprichwörtlichen) Distinkti-
onskämpfen, die mit (politischen) Gegnern 
geführt werden. Der typische Mechanis-
mus zu Beginn dieser Gruppenbildungs-
prozesse ist die negative Definition der 
eigenen Gruppenidentität. Die Jugendli-
chen begreifen sich selbst als Widerpart 
jener politischen Ausrichtung, die man 
ablehnt. Diese Positionierung ist proto-
politischer Natur: die Abgrenzung gegen-
über den ‚Anderen’, den Nazis, ist ein 
subkultureller Zugang zur auserwählten 
Gruppe und eine Vergewisserung der 
Gruppenidentifikation. Das Streben nach 
innerem Zusammenhalt und Solidarität ist 
motiviert über die Fixierung auf die zu be-
kämpfende politisierte Gegengruppe. 
Gesellschaftliche Grundorientierun-
gen/Wertorientierungen 
Die Gesellschaft, insbesondere die bun-
desrepublikanische, wird grundsätzlich 
kritisch betrachtet. Kapitalistische Struktu-
ren werden abgelehnt. Aufhänger ist auch 
hier die konfrontative Einstellung gegen-
über den Neonazis. Ein reflektierter und 
politischer Antikapitalismus „ist auf Dauer 
die Konsequenz … dass man drüber 
nachdenkt, dass der Fehler im System 
liegt … dass die Nazis nicht der Fehler 
sind, sondern der schlimmste Auswuchs 
des Fehlers“. Das politische System wird 
abgelehnt, weil es der Etablierung rechter 
Strukturen Vorschub leistet. 
Wertorientierungen wie etwa ‚soziale Ge-
rechtigkeit’, ‚Solidarität’, ‚Frieden’ etc. sind 
nicht primär Motivationsgrundlage für die 
politische Wahrnehmung und das politi-
sche Handeln. Zum Teil werden solche 
abstrakten Ideen alltagsweltlich reinterpre-
tiert. So wird unter Solidarität etwa der 
Zusammenhalt im Persönlichen und Priva-
ten innerhalb der Peer-Group verstanden. 
Kritik wird von den Jugendlichen als 
Merkmal der Gruppenzugehörigkeit in den 
Mittelpunkt gestellt. Es ist sozusagen ein 
Voraussetzungs- und Abgrenzungsmerk-
mal in einem. In Abgrenzung zur rechten 
Szene wird es dem Begriff ‚Heimat` ge-
genüber gestellt. „Links ist, wo es keine 
Heimat gibt, wo man die Kritik in den Mit-
telpunkt stellt“.  
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Es dominieren interne, von den Beteiligten 
selbst als oft nicht zielführend erlebte Dis-
kussionen („wir haben uns endlos verhed-
dert“) über die eigene Positionierung in-
nerhalb des linken Spektrums und darüber, 
was die Gruppe machen will („wir waren 
das größte Problem“).  
Neben den internen Diskussionen werden 
Info-Abende über rechte Musik und Klei-
dung etc. organisiert; die Gruppen beteili-
gen sich an Demonstrationen bzw. berei-
ten sie vor; angefertigt werden Transpa-
rente, Flyer, Broschüren, Internet-
Botschaften etc. Je tiefer die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
Strukturen und Kapitalismuskritik erfolgt, 
umso stärker nehmen die Antifa-
Jugendlichen an entsprechenden themati-
schen Gruppen- und Einzelseminaren bzw. 
Workshops teil, die von Einrichtungen poli-
tischer Bildung angeboten werden. 
Vertreter der Kategorie „Antifa-
Jugend“ treten mit dem Anspruch auf, an-
dere Jugendliche politisch aufzuklären. 
Die Intention des Aufklärens ist verbunden 
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mit einem gewissen Überlegenheitsgefühl 
gegenüber anderen Jugendlichen. Jene 
seien – so die unverkennbare Einschät-
zung der Interviewten – unpolitisch und 
uninteressiert. Die eigenen bzw. gruppen- 
und bewegungsspezifischen Deutungs-
muster und Wissensbestände werden im-
plizit als absolute Wahrheit gesetzt und 
sind dadurch nicht hintergehbar, ge-
schweige denn kritisierbar. Man tritt Ande-
ren mit dem Bewusstsein gegenüber, über 
ein „höheres Wissen zu verfügen“. Die 
latente Funktion dieser performativen Wis-
senshierarchie deutet auf eine Selbstim-
munisierung des eigenen Wissens hin. 
Folge ist eine zunehmende Abgrenzung 
und Abschottung nach außen bei gleich-
zeitiger Stärkung des Gruppenzusam-
menhalts nach innen.  
Das Wissen über Austausch und Diskus-
sion beziehen die Jugendlichen in erster 
Linie über das Internet und linke Zeitungen. 
Im Internet sind es spezielle Foren, die zur 
Informationsbeschaffung herangezogen 
werden. Wichtig ist den Jugendlichen da-
bei, dass es sich um Medien handelt, die 
von ihnen als nichtkommerzielle Berichter-
stattung wahrgenommen werden. In einem 
weiteren Sinne sind auch thematische 
Informationsveranstaltungen für die Ju-
gendlichen von Interesse. 
Da unsere interviewten Antifa-
Jugendlichen zum Zeitpunkt der Gruppen-
gespräche gewissermaßen mittendrin in 
den Gruppenbildungsprozessen und am 
Anfang ihrer politischen Sozialisation in 
der linken Szene standen, konnte für diese 
Personengruppe die Politisierungskarriere 
recht dezidiert herausgearbeitet werden. 
Unterschieden werden muss eine protopo-
litische Phase von der rein politischen 
Phase. Im Verlauf der ersten Phase wer-
den Voraussetzungen geschaffen, die 
dann den Einstieg ins politische Engage-
ment ermöglichen. Hier dominiert noch 
eine eher latente linke politische Grundori-
entierung und Anti-Haltung gegenüber 
rechten Tendenzen in der Gesellschaft 
bzw. gegenüber Neonazis. Die Verknüp-
fung politischer Diskussionsfreude mit ei-
ner sozialen Peer-Group-Orientierung 
bringt die Jugendlichen dazu, aktiv zu 
werden und in einer linken Jugendgruppe 
mitzuarbeiten bzw. eine eigene Gruppe zu 
gründen. „… irgendwann war es zu albern, 
man wollte in eine Gruppe und kämpfen“. 
Mit diesem Entschluss und dem darauf 
aufbauenden politischen Engagement in 
der Gruppe treten sie in die eigentliche 
politische Phase ein. Charakteristisch für 
diese Phase ist, dass zum einen pragma-
tische Aktionen innerhalb des Netzwerkes 
der linken Szene geplant und durchgeführt 
werden und zum anderen eine Auseinan-
dersetzung mit den Ursachen des Neo-
Nazismsus, mit gesellschaftlichen Struktu-
ren, Weltpolitik und Geschichte erfolgt, die 
bis zu einem reflektierten Antikapitalismus 
bzw. Kapitalismuskritik führen kann. Sol-
che theoretischen Diskussionen sind ge-
prägt von einem hohen Intellektualisie-
rungsgrad und Abstraktionsniveau sowie 
von einer auf rationale Argumente fixierten 
Diskurskultur. Nur jene Jugendlichen, die 
in dieser Hinsicht eine Neigung verspüren 
und entsprechendes kulturelles und sozia-
les Kapital ausgebildet haben, gehen die-
sen vorgezeichneten Weg der Politisie-
rung. Evident ist, dass Jugendliche aus 
bildungsfernen Schichten an dieser Stelle 
in der Regel scheitern und kein Interesse 
am Verbleib in den Gruppen haben. Mit 
dieser sozialen Exkludierung erfolgt, ohne 
dass dies intendiert ist, eine Selbstab-
schließung der Bildungsschicht. 
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Der Politisierungsverlauf für die Gruppe „Antifa-Jugend“ lässt sich wie folgt grafisch darstel-
len:   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verhältnis zur linken Bewegung 
Jugendliche Antifas sind Bestandteil der 
bundesdeutschen linken Bewegung. Hier 
gibt es eine starke Überschneidung zur 
Milieuzugehörigkeit. Die Vernetzung er-
folgt über persönliche Kontakte, gemein-
same Aktionen und über die bewegungsin-
ternen Medien (Mailinglisten, Chat-Foren 
und andere spezielle Internetplattformen).  
Ein Charakteristikum der linken Bewegung, 
die lose Netzwerkstruktur, manifestiert sich 
anhand unserer Interviewgruppen. Die 
einzelnen Antifa-Gruppen weisen in der 
Regel eine hohe Fluktuation auf. Das 
scheint zunächst ein Widerspruch gegen-
über der ausgeprägten Peer-Group-
Fixierung der Jugendlichen zu sein. Zu 
begründen ist die Fluktuation mit einer bei 
ihnen schon habituell angelegten Aversion 
gegenüber hierarchischen Strukturen und 
festen Organisationsformen. D.h. in dem 
Moment, wo sich gruppeninterne klare 
Führungspositionen herausbilden 
und/oder die Spontaneität zugunsten pro-
grammatischer Leitlinien verloren geht, 
verlässt ein Teil die Gruppe. Die habituelle 
Aversion gegenüber Hierarchien und for-
malen Organisationen, die zur relativ hohe 
Fluktuation innerhalb der Gruppen führt, 
erklärt u.a. den – im Vergleich etwa zur 
rechten Jugendszene – losen Netzwerk-
charakter der linken Szene. 
Ausgeprägt ist bei den untersuchten 
Gruppen der Sample-Kategrie „Antifa-
Jugend“ die Distanz gegenüber etablierten 
Organisationen und Parteien des linken 
politischen Spektrums. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Politische Stiftungen oder andere Einrich-
tungen politischer Bildung sind zum Be-
ginn der Karriere als Linker eher als mögli-
che finanzielle Unterstützer interessant, 
zum Beispiel zur Finanzierung des Dru-
ckens von Flyern. Mit Beginn inhaltlicher 
Auseinandersetzung – z.B. mit Themen 
wie Kapitalismus; Was ist links?; Marx: 
Das Kapital; Sexismus –, werden entspre-
chende Einrichtungen wahrgenommen 
und nachgefragt: Zum Beispiel die Suche 
nach Referenten oder Seminaren; Lese-
zirkel zu Themen, die für die Gruppe bzw. 
Einzelperson als relevant erachtet werden; 
Anbieten von Seminaren etc. 
Lebensweltliche veran-
kerte Affinität zu linken 
politischen Positionen 
(Peer- Group) 
Protopolitischer Anti-
faschismus als nega-
tivistische politische 
Positionierung 
Mitarbeit in / Grün-
dung von linken 
antifaschistischen 
Jugendgruppen 
Auseinandersetzung 
mit gesellschaftlichen 
Strukturen, Weltpolitik, 
Geschichte, etc. 
reflektierter Anti-
kapitalismus bzw. 
Kapitalismuskritik 
Eigener Entschluss, 
aktiv zu werden 
Erst an diesem Punkt werden 
politische Stiftungen von 
jugendlichen Akteuren / 
Gruppen wahrgenommen  
Eintrittsschleuse 
ins linke politische 
Engagement 
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4.1.2 Jugendliche: institutionalisier-
te Interessenvertretung im Bil-
dungssystem 
Die Gruppe (mit den Fällen „Schülervertre-
tung“ und „Fachschaft“) setzt sich aus Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen in 
schulischen bzw. berufsqualifizierenden 
Bildungsgängen an Schulen und Universi-
täten zusammen. Dort engagieren sie sich 
innerhalb der formalen Institutionen der 
Gruppenvertretung (Fachschaft, Schüler-
vertretung), die als Möglichkeit gesetzlich 
verankert sind, deren reale Existenz und 
Wirksamkeit aber das Engagement von 
Freiwilligen erforderlich macht.  
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Es handelt sich überwiegend um Angehö-
rige bildungsnaher Schichten, die nach 
ihrem Herkunftsmilieu gemäß dem Vester-
Schema überwiegend dem modernen bzw. 
leistungsorientierten Arbeitnehmer- bzw. 
den ‚eigenverantwortlichen‘ oberen bür-
gerlichen Milieus entstammen. Entspre-
chend dieser Zugehörigkeit tendieren die 
Jugendlichen zu (jugendtypischem) eigen-
verantwortlichem Handeln, das bisweilen – 
und dies insbesondere in der Experimen-
tierfreudigkeit – avantgardistische Züge 
trägt. Ihr Engagement verlängert nicht sel-
ten die Erfahrungen ihrer Eltern, die häufig 
selbst im akademischen Umfeld entspre-
chend aktiv waren oder später als Eltern-
vertreter Einfluss genommen haben. Bil-
dungsnahe Jugendliche nehmen die Lehr-
Institution als Ort war, der sich prinzipiell 
durch eigenes Engagement entsprechend 
ihren Vorstellungen (mit)gestalten lässt. 
Das Engagement in der Bildungsinstitution 
stellt für sie einen integrativen Bestandteil 
der aktuellen Lebensphase dar. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
In ihrer lebensweltlichen Verankerung be-
ziehen sich die bildungsnahen Jugendli-
chen zumeist auf ihre Mitschüler 
bzw. -studierenden. Zwar sind nach wie 
vor Bezüge insbesondere zu denjenigen 
möglich, deren Kreise sie innerhalb ihrer 
Bildungslaufbahn temporär gekreuzt ha-
ben (Mitschüler, Herkunftsort); ihr zentraler 
Fokus liegt aber im Hier und Jetzt. Diese 
Gegenwart wird als zwar transitorischer, 
aber im eigenen Interesse gestaltbarer 
Lebensabschnitt gewertet. Ihr praktisches 
Engagement entsteht aus Wahrnehmun-
gen des Verlustes von vergemeinschaf-
tenden Aktivitäten (Vereinzelung) oder 
drohender Verschlechterungen der insti-
tuionellen Bedingungen (von Gestaltung 
der Lehre bis hin zu Prüfungsanforderun-
gen) und hat insofern zunächst eine ‚de-
fensive‘ Stoßrichtung. Aus dieser Abwehr 
(single point) entwickelt sich aber häufig 
ein breiter gefächertes Engagement, das 
proaktive Züge der Gestaltung des univer-
sitären bzw. schulischen Alltags trägt.  
Dennoch gibt es ein Leben außerhalb der 
Institutionen, das entkoppelt von den Bil-
dungseinrichtungen ausgelebt wird. Dazu 
nutzen (bzw. strapazieren) die Jugendli-
chen die Möglichkeiten, die ihnen das Bil-
dungsmoratorium zur Verfügung stellt. 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Bildungsnahe Jugendliche sind sich des 
Privilegs umfassender Bildung mit an-
schließenden guten Berufsaussichten be-
wusst und goutieren dies als notwendige 
Startbedingung zum Erhalt der schicht-
spezifischen Position in der Gesellschaft. 
Diese verteilt in ihrer Perspektive solche 
Zugangschancen ungerecht, was auf einer 
eher abstrakten Ebene auch beklagt wird 
und zu entsprechendem z. T. politischem, 
z. T. ehrenamtlichem Engagement führt.  
Neben dieser Position nimmt aber auch 
die Eigenverantwortung einen breiten 
Raum ein; beides zusammen vermengt 
sich zu einem Bild einer prinzipiell offenen 
Gesellschaft, in der Aufstieg auf Grund 
persönlicher Leistung prinzipiell möglich ist. 
Zugleich zeigt sich in der Wahrnehmung 
verstärkter Konkurrenz auch im Bereich 
hochqualifizierter Arbeit, dass eine gute 
Bildung noch kein Versprechen auf eine 
gute Zukunft ist. Die eingeübte solidari-
sche Grundhaltung gerät hier an individua-
listisch anmutende Grenzen und es stellt 
sich eine ganz eigene Moralökonomie ein: 
Nutzen für die Gesellschaft muss immer 
auch Eigennutzen beinhalten – und sei es, 
dass im solidarischen Verhalten Kompe-
tenzen erlernt werden, die für das spätere 
Leben verwertbar erscheinen. 
Die Gesellschaft wird als nicht perfekte, 
aber zu perfektionierende Größe gedacht, 
für deren Transformation individuelles En-
gagement allein nicht ausreicht. Der pri-
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märe Handlungsmodus hierzu ist die dis-
kursive Auseinandersetzung, mithin eine 
intellektuelle Bearbeitung politischer Prob-
leme. Die Erstarrung der etablierten politi-
schen Strukturen eröffnet zugleich nur 
geringen Gestaltungsraum, worauf über-
wiegend mit Distanz reagiert wird.  
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Teils schon in der Kindheit durch die El-
tern an ehrenamtliche oder politische Ar-
beit herangeführt, teils erst durch Impulse 
aus ihrer jetzigen Bildungswelt aktiviert, 
verstehen sich die Jugendlichen als Trä-
ger eigener, vor allem kollektiver Hand-
lungsmacht. Dabei schützt gemeinsames 
Handeln nicht nur vor Restriktionen des 
institutionell sich im Vorteil befindlichen 
Gegenübers, sondern erzeugt zwischen 
Individuen in einer gemeinsam geteilten 
Lebensphase Vergemeinschaftung. Diese 
besitzt eine ganz eigene Qualität der 
Selbstverortung, ist damit auch Teil des 
Prozesses der politischen Bewusstseins-
bildung und dient dem gemeinschaftlichen 
Einüben von politischer Praxis in einem 
relativ geschützten und überschaubaren 
Raum. So sind Politisierungen einerseits 
problemorientiert, andererseits werden sie 
häufig nur temporär mit aller Ernsthaftig-
keit verfolgt – Aktivierungswellen und 
Themen lösen einander ab. 
Diffus gewünscht wird eine Gegenkultur, 
die den eigenen Belangen gerecht wird, 
einen – auch quer zu parteipolitischen 
Fraktionierungen – gemeinsamen Rahmen 
herstellt und den politischen Horizont (der 
bisher auf den Bildungsbereich beschränkt 
ist) erweitert. Darin sollen emotionale Ef-
fekte durchaus ihren Platz haben, wie mit 
dem Verweis auf entsprechende, als er-
folgreich wahrgenommene Aktivitäten der 
rechten Szene bemerkt wird.  
Verhältnis zur linken Bewegung 
Der politischen Linken in der Bandbreite 
von Sozialdemokratie, Grünen und Links-
partei gegenüber wird zurückhaltende 
Sympathie bekundet. Bemängelt wird die 
wenig attraktive Form linker Politik, die als 
kopflastig, kaum emotional mitreißend und 
institutionell zu verregelt empfunden wird. 
Daraus speist sich eine Distanz zu etab-
lierten Strukturen, die als zu wenig ju-
gendnah empfunden werden. Zugleich 
herrscht ein realpolitisch-pragmatisches 
Kalkül vor: Von allzu radikalen Forderun-
gen will man angesichts unwahrscheinli-
cher Durchsetzungschancen wenig wis-
sen; die Teilnahme an möglicherweise 
sich radikalisierenden Ereignissen (z.B. 
G8-Gipfel) wird deshalb unterlassen. De-
mo- und/oder Bewegungstourismus frühe-
rer Zeiten (wie zum Teil bei ihren Eltern) 
ist den Jugendlichen überwiegend fremd. 
Die traditionellen Themen der breiten Lin-
ken werden in aller Abstraktheit mitgetra-
gen, haben aber für das Engagement vor 
Ort so gut wie keine Bedeutung.  
Grundsätzliche politische Statements wer-
den als inhaltsleere Worthülsen gesehen, 
deren Formulierung nur angesichts des 
Status als Oppositionspartei möglich ist. 
Diese ‚realpolitische‘ Grund-einstellung 
spricht linken Organisationen die manch-
mal selbst beanspruchte moralische Ho-
heit ab – im politischen Alltag sind politi-
sche Institutionen in den Augen der Ju-
gendlichen allemal korrumpierbar. Diese 
Abgeklärtheit führt allerdings auch dazu, 
längerfristiges politisches Engagement zu 
direkt betreffende Themen zu unterlassen. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Bildungsnahe Jugendliche sehen sich in 
der Lage, unter Zurhilfenahme Neuer Me-
dien, konventionellen Informationsmedien 
und ggf. der Aktivierung sozialer Bezie-
hungen (generationenübergreifend) politi-
sche Themen zu analysieren, zu bewerten 
und daraus eigene Konsequenzen zu zie-
hen. Mit diesem Selbstbewusstsein redu-
ziert sich die Erwartung an politische Bil-
dung auf den Ausweis eines bestimmten 
politischen Standpunktes anhand nach-
vollziehbarer Fakten. Weitergehende Zu-
mutungen wie etwa die Rekrutierung für 
Aktivitäten seitens der Anbieter werden als 
Eingriff in die Privatsphäre zurückgewie-
sen; man ist zur Aktivität zwar prinzipiell, 
aber nicht immer und überall willens. Ge-
wünscht wird eher die zurückhaltende 
Dienstleistung auf Anfrage. 
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4.1.3 Jugendliche: politische Prakti-
kanten 
Die Gruppe umfasst junge Frauen und 
Männer, die überwiegend gerade Abitur 
gemacht haben und im Anschluss halb- 
bis einjährige Praktika in diversen politi-
schen Institutionen bzw. in Verbänden 
absolvieren. (Es wurden zwei Gruppendis-
kussionen mit jeweils fünf bzw. sechs Per-
sonen geführt.) 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Ähnlich wie bei der Gruppe der „Antifa-
Jugend“ kann keine eindeutige Milieuzu-
ordnung nach Vester vorgenommen wer-
den. Die Herkunftsmilieus variieren, aller-
dings entstammen die Praktikanten über-
wiegend bildungsnahen Elternhäusern. 
Politisch verorten sich die interviewten 
Jugendlichen eher links bis Mitte. Zwei der 
Befragten gaben an, Mitglieder der Links-
partei zu sein, ein weiterer ist bei den 
Grünen; ein Jugendlicher ist in einem 
christlichen Verein aktiv. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus/Gruppen 
Ein politisches Interesse ist generell bei 
allen Jugendlichen vorhanden, wobei sie 
sich eher mit „großen Themen“ als mit 
Problemen regionaler und lokaler Politik 
beschäftigen. Das ausgeprägte politische 
Interesse ist ein Faktor, um ein längeres 
Praktikum in einer politischen Organisation 
zu machen. Biografisch stellt das Prakti-
kum für viele eine günstige Gelegenheits-
struktur dar. Es wird als Bestandteil der 
Ausbildung angesehen bzw. als Berufsori-
entierung genutzt; Einige überbrücken 
damit ein „Wartesemester“ für einen Stu-
dienplatz. Nur von einem kleinen Teil wird 
als Motivation für das Praktikum explizit 
angegeben, politisch aktiv sein zu wollen. 
Während des Praktikums sind die Jugend-
lichen in feste Arbeitszusammenhänge 
integriert. Das politische Interesse, das 
alle Teilnehmer von Hause aus mitbringen, 
wird zum Teil durch ergänzende 
Workshops der Praktikumsträger befriedigt 
und kann sich im Rahmen der jeweiligen 
Institution weiter entfalten.  
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Allgemein wird Befremdung und Enttäu-
schung über die Praxis realer regionaler 
Politik geäußert. Diese sei parteiinternen 
Interessen unterworfen und strategisch, 
auch wenn sie sich nach außen offen ge-
be. Parteipolitik wird pauschal als zu eng, 
populistisch und zu strategisch abgelehnt. 
NGOs werden als ein Gegenmodell dazu 
angesehen, da sie „sich nicht so von der 
Parteipolitik instrumentalisieren“ ließen. 
Die Skepsis gegenüber Parteien wird auch 
auf andere, den Parteien nahe stehende 
Akteure, wie z.B. Stiftungen, übertragen. 
Diese seien nicht „grundsätzlich unabhän-
gig“. Erstaunlicherweise können sich den-
noch einige der Jugendlichen vorstellen, 
selbst in der Politik zu arbeiten. 
Wird einerseits die Instrumentalisierung 
durch Parteien abgelehnt, sind es ande-
rerseits antistaatliche Positionen, wie sie 
etwa bei extremen Linken oder Rechten 
zu finden sind. Vorbehaltlos bekennen 
sich die Befragten zur Demokratie und 
rechtsstaatlichen Ordnung. 
Die Jugendlichen reflektieren umfassend 
ihre eigenen staatsbürgerlichen Rechte 
und Pflichten. Ein wichtiges Thema hierbei 
ist das allgemeine Wahlrecht. Bevor sie 
(aufgrund ihres Alters) überhaupt an einer 
Bundestagswahl teilnehmen, definiert sich 
bereits ein Großteil von ihnen als „demo-
kratische Wechselwähler“. Erkennbar wird 
an dieser Selbstdefinition zum einen, dass 
die Wahlmöglichkeit (im Sinne einer Wahl-
verpflichtung) ernst genommen wird. Die 
Begründung lautet unisono: wir leben in 
einem Rechtsstaat, der die demokratische 
Wahl garantiert, und von diesem Recht 
sollten die Bürger Gebrauch machen. Zum 
anderen wird mit der Selbstdefinition als 
„demokratische Wechselwähler“ deutlich, 
dass die konkrete Wahlentscheidung an 
der Relevanz der Sachthemen festge-
macht wird: „Es kommt auf das Thema an 
und nicht auf die Partei, also wie man zu 
einem Sachverhalt steht“. Diese klare Po-
sitionierung könnte den Eindruck erwe-
cken, dass die Jugendlichen über keine 
enge Parteienbindung bzw. keine „politi-
sche Heimat“ verfügen. Vorsichtiger inter-
pretiert: ausschlaggebend für die konkrete 
Wahlentscheidung ist weniger die jeweili-
ge Partei an und für sich, sondern viel-
mehr eine eigene (noch in der Entwicklung 
befindliche) politische Werteorientierung 
ohne parteipolitische Bindung („Partei-
treue“).  
 31
Ein weiteres zentrales Thema, mit dem 
sich die politischen Praktikanten beschäf-
tigen, ist der Rechtsextremismus. Einig 
sind sich alle in der Ablehnung dieser poli-
tischen Strömung, mit der sie in ihrem All-
tag bereits konfrontiert wurden. Ebenso 
wird (kognitiv, da nicht auf praktischen 
Erfahrungen basierend) auch Linksradika-
lismus abgelehnt, sobald er die Prinzipien 
der Rechtsstaatlichkeit und der Freiheit 
verletzt. 
Eine hohe Relevanz hinsichtlich der Be-
schäftigung mit gesellschaftlichen Prob-
lemfeldern nehmen Umwelt- und Friedens-
themen ein. Kriegseinsätze in der Welt, 
wie etwa in Afghanistan, werden als trag-
bar angesehen, solange sie auf einem 
UN-Mandat beruhen. Erstaunlich an dieser 
affirmativen Haltung ist, dass gleichzeitig 
die eigene Inkompetenz bei der sachlichen 
Situationseinschätzung betont wird. Den 
verantwortlichen Politikern wird letztlich ein 
Vertrauensvorschuss gewährt – nicht ohne 
in Aussicht zu stellen, dass die eigene 
Bewertung (etwa des Afghanistaneinsat-
zes) auch anders ausfallen könnte, wenn 
man andere (zusätzliche) Informationen 
hätte. 
Politische Praxen inklusive ‚Politisie-
rungskarrieren‘ 
Im Praktikum arbeiten die Teilnehmenden 
in politischen Einrichtungen, Vereinen o-
der anderen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen. Insofern handelt es sich um ein 
soziales bzw. politisches Engagement, 
wobei die Bezahlung der hier geleisteten 
Arbeit verhältnismäßig gering ausfällt. Wie 
bereits erwähnt, markiert das Praktikum 
eine lebensbiografische Zäsur und stellt 
zugleich ein Moratorium her: Anschließend 
sind Studium, Berufsausbildung oder ggf. 
der Wehr- oder Zivildienst  in Angriff zu 
nehmen.  
Die Bewerbung stellt eine bewusste, zu-
meist strategische Entscheidung der Ju-
gendlichen dar. Die erfolgreiche Bewer-
bung um einen Praktikumsplatz (z.T. in 
recht kompetitiven Auswahlverfahren) in-
terpretieren sie als persönlichen Erfolg. 
Der Einstieg in das politische Engagement 
erfolgt in diesem Sinne über das Leis-
tungsprinzip. Anders als die Jugendlichen 
der Antifa, die ihre eigenen Strukturen 
schaffen, sind die Praktikanten auf die 
Ressourcen der Praktikumseinrichtungen 
angewiesen. Ihre politische Sozialisation 
verläuft demzufolge in etablierten Politik-
strukturen stark institutionalisiert. 
Die befragten Jugendlichen fühlen sich 
von den Praktikumsträgern keineswegs 
fremdbestimmt oder gar diszipliniert, son-
dern nutzen das Praktikum souverän als 
Chance, aus der fatalistisch anmutenden 
Bewertung von Politik durch eigenes akti-
ves Handeln herauszukommen. 
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Die spezifische Politisierungskarriere, die mit der Praktikumsbewerbung eröffnet wird, 
lässt sich wie folgt veranschaulichen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verhältnis zur linken Bewegung 
Bis auf die drei Parteimitglieder gibt es 
keine nennenswerten Kontakte zur politi-
schen Linken. Eine Interviewte erwähnt ihr 
biografisch bedingtes Engagement in der 
Gewerkschaftsarbeit: Bereits vor dem 
Praktikum war sie gewerkschaftlich aktiv. 
Eine Wahlverwandtschaft der Gruppe der 
politischen Praktikanten mit linken Partei-
en besteht aber in Hinblick auf die vor-
herrschende Orientierung gegen Rechts-
extremismus. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Aufgrund der eingangs erwähnten Partei-
endistanz wird generell parteinahen politi-
schen Stiftungen eine gewisse Skepsis 
entgegen gebracht. Da Fördermittel par-
teipolitisch gebunden seien, verhielten 
sich – so die Meinung unter den interview-
ten Jugendlichen – die Geförderten auch 
so. Es besteht offensichtlich kein konkre-
tes Wissen über die Finanzierung von Stif-
tungen und der Nähe bzw. der Abhängig-
keit zu Parteien. Generell gilt also eine Art 
Ideologieverdacht gegenüber diesen An-
bietern politischer Bildung.  
Die für die eigene politische Bildung erfor-
derlichen Informationen werden vorrangig 
über das Internet (insbesondere 
Mainstream-Anbieter wie z.B. tages-
schau.de) und Fernsehen aufgenommen. 
Teilweise werden auch das Radio und 
Zeitungen als Informationsquelle benutzt.  
 
4.1.4 Latent politische Akademiker 
Die Gruppe (mit den Fällen „Umwelt-
schutzinitiative“ bzw.„Polititkwissenschaftl-
erInnen“) umfasst junge AkademikerInnen, 
die momentan ohne dauerhafte Anstellung 
beruflich tätig sind und ein Interesse daran 
äußern, sich politisch zu engagieren. In 
der Gemeinsamkeit des politischen Inte-
resses manifestiert sich allerdings ein Un-
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terschied. Während die Mitglieder der 
„Umweltschutzinitiative“ im Rahmen ihrer 
derzeitigen projektgebundenen Erwerbstä-
tigkeit in einem Umweltverband und daran 
angebunden teils auch in ehrenamtlicher 
Funktion im weitesten Sinne politisch aktiv 
sind, finden die Interviewten der zweiten 
Gruppe momentan wegen ihrer befristeten 
Erwerbsarbeit im universitären Kontext 
keine Gelegenheit zu aktivem politischem 
Engagement. 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Die Interviewten stammen entsprechend 
dem Vester-Milieu-Schema aus dem mo-
dernen Arbeitnehmer- sowie dem bürger-
lich-humanistischen Milieu. Das erworbene 
kulturelle Kapital wird als zentrale Res-
source für die sozialstrukturelle Stellung 
innerhalb der Gesellschaft angesehen und 
dementsprechend ständig aktualisiert. 
Ausgeprägt ist die Kompetenz zum eigen-
ständigen Handeln sowie zur Initiierung 
und Durchführung von Projekten. Die er-
worbenen Fähigkeiten und Wissensbe-
stände werden beruflich wie außerberuf-
lich entfaltet. 
Neben dem hohen kulturellen Kapital ver-
fügen die prekären Akademiker der unter-
suchten Gruppen über eine eigenverant-
wortliche Grundorientierung entsprechend 
der horizontalen Differenzierungsachse 
des Milieumodells von Vester. Ihnen ist 
eine Orientierung auf Eigenverantwortung 
sowie die Tendenz zur sozialen Gruppen-
bildung im Sinne der Akkumulation sozia-
len Kapitals eigen. Dieses Muster auf Ge-
meinschaftsorientierung findet allerdings 
eine eigentümliche Grenze bei den im uni-
versitären System Beschäftigten. Hier ist 
nämlich – so das artikulierte Selbstver-
ständnis der Befragten – nur erfolgreich, 
wer sich als „Einzelkämpfer“ gegenüber 
den Konkurrenten im Wettbewerb um die 
raren Stellen behaupten kann. Es zählen 
primär Erfolge, die direkt auf die Einzel-
person zurückgeführt werden können (ei-
gene Publikationen und eingeworbene 
Drittmittel, Vorträge auf Kongressen, Eva-
luationsergebnisse der Lehre, etc.). Das 
universitäre System wird von einigen der 
Interviewten als entsolidarisiertes soziales 
Geflecht angesehen. 
Die Prekarität der eigenen Erwerbsbiogra-
fie zeigt sich in unterschiedlicher Ausprä-
gung: Entweder man befindet sich in akut 
prekären Lebensverhältnissen (projektge-
bundene, nicht oder unterbezahlte Teil-
zeitarbeit) oder man lebt aufgrund unsi-
cherer (v.a. universitär-akademischer) 
Karriereaussichten mit einer als existen-
ziell wahrgenommenen Abstiegsangst. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus/Gruppen 
Begünstigend für die nur lose Veranke-
rung der im universitären System Beschäf-
tigten wirkt, dass die einzelnen Stadien 
der akademischen Karriere in relativ kur-
zer Zeit durchschritten werden. Im Gegen-
satz etwa zur politisierten Antifa-Jugend 
bzw. den VertreterInnen der linken Ge-
genkultur fehlt das Bemühen, eigene, 
selbstbestimmte Strukturen auf der Grund-
lage des solidarischen Umgangs mitein-
ander zu schaffen. In vorgegebene Struk-
turen, z.B. Gremien der universitären de-
mokratischen Selbstverwaltung, bringt 
man sich vorrangig aus Karrieregründen 
ein.  
Bei den akut Prekären außerhalb des uni-
versitären Systems stehen dagegen eher 
Probleme des finanziellen Lebensunter-
halts, der Absicherung und Planbarkeit der 
eigenen Familie im Vordergrund. Die Ein-
bindung in das Umfeld der eigenen Be-
rufstätigkeit absorbiert und kanalisiert das 
politische Engagement der einzelnen und 
stellt auf der Grundlage (umwelt)politischer 
Themen Verbindungen zu anderen Milieus 
her. 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
In der Untersuchungsgruppe, die politisch 
im erweiterten linken Spektrum zu verorten 
ist, werden Grundmodelle einer aufgeklär-
ten Zivilgesellschaft mit Potenzial für die 
persönliche Selbstverwirklichung präferiert. 
Charakteristisch sind ausgeprägt postma-
terialistische Wertorientierungen (Streben 
nach Selbstentfaltung, demokratische Par-
tizipation, Sorge um die Umwelt). Vor dem 
Hintergrund der zivilgesellschaftlich-
postmaterialistischen Grundorientierung 
grenzen sich die Interviewten überwiegend 
von den etablierten Parteien ab. Diese 
werden als zu restriktiv und zu stark fixiert 
auf die Organisationsdisziplin und pro-
grammatische Leitlinien wahrgenommen. 
Es ist geradezu Ausdruck der vorherr-
schenden postmaterialistischen Grundori-
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entierung, dass (insbesondere bei den 
interviewten WissenschaftlerInnen) auf ein 
konkretes Thema fixierte politische Akti-
onsformen bewusst jenseits der etablier-
ten Organisationsstrukturen gewählt wer-
den (z.B. Aktion „Stolpersteine“ für verfolg-
te Juden im Nationalsozialismus; Mitglied-
schaft im Chor, der Entwicklungshilfe un-
terstützt). Betont wird, „...dass es einfach 
viel befriedigender ist, … wo man [die 
Strukturen] selber wählt, dass man viel 
besser selber gestalten kann … nicht auf 
länger bestehende alte Hierarchien Rück-
sicht nehmen muss“. Aufgrund der starken 
Orientierung auf Eigenverantwortlichkeit 
und Selbständigkeit fällt es den Interview-
ten schwer, die Rolle des klassischen 
„Verbandsmenschen“ zu übernehmen. „Es 
graut mich davor, zu irgendeiner Sitzung 
zu gehen … was ich gern mache, ist allei-
ne arbeiten zu Hause. Deshalb ist auch 
diese Einzelkämpferrolle für mich manch-
mal ganz befriedigend“. 
Die Untersuchungsgruppe verfolgt sehr 
aufmerksam gesellschaftliche Entwicklun-
gen der globalen Gesellschaft. Auffällig ist, 
dass die in den Blick genommenen The-
menfelder und Probleme vielfältig und dis-
parat sind. Sie reichen – um die Spanne 
wenigstens anzudeuten – von der kollekti-
ven Erinnerung an die Opfer des Nazi-
Regimes über Ausländerfeindlichkeit, de-
mokratisch-partizipatives Handeln als Bil-
dungsauftrag in den Schulen bis hin zu 
zentralen Konfliktlinien der Weltgesell-
schaft. Charakteristisch ist zudem, dass 
Themen zuweilen sehr abstrakt vor dem 
Hintergrund der eigenen professionstypi-
schen Deutungs- und Erklärungsmuster 
diskutiert werden. Als AkademikerInnen 
sind sie in der Lage, Sinnzusammenhänge 
zwischen den Themen herzustellen sowie 
die scharfe Grenzziehung zwischen post-
materialistischen und materialistischen 
Betrachtungsweisen zu durchbrechen.  
So verbinden die „umweltbewegten“ Aka-
demikerInnen das Thema ‚Nachhaltigkeit’ 
durchaus mit sozialen Problemfeldern der 
Gesellschaft. Hier erfolgt keine – etwa für 
Grüne aus dem „Lager der Radikaldemo-
kraten“ (Vester) typische – Ausblendung 
materieller Ungleichheiten und daraus 
erwachsender Benachteiligung. Argumen-
tiert wird, dass die Themen ‚Nachhaltigkeit’ 
und ‚soziale Gerechtigkeit’ untrennbar mit-
einander verbunden seien. Entsprechend 
dieser Betrachtungsweise wird soziale 
Gerechtigkeit in einem allgemeineren Ver-
ständnis als Ausgleich verstanden, der 
über eine nachhaltige Politik durchgesetzt 
wird. Es geht aber auch darum, den Zu-
sammenhang zu verdeutlichen, dass „Un-
gerechtigkeit einen Ursprung im billigen 
Konsum der Verbraucher“ hat. Im engeren 
Sinne, d.h. in der unmittelbaren Lebens-
welt wird soziale Gerechtigkeit über er-
fahrbare Ausgrenzungstendenzen definiert. 
Fehlt eine Erwerbsarbeit bzw. muss der 
geringe Lohn einer Erwerbsarbeit durch 
staatliche Unterstützung ausgeglichen 
werden, führe dies zur sozio-kulturellen 
Ausgrenzung der Betroffenen. Argumenta-
tiv werden andere Ausgrenzungsmecha-
nismen – etwa die Verwehrung ganztätiger 
Kindergartenbetreuung für Kinder von Ar-
beitslosen – ebenso als ungerecht 
gebrandmarkt.  
Ein weiteres relevantes politisches Thema 
ist das der „Partizipation“. Gesellschaftli-
che Teilhabe wird „das eigentlich zentrale 
Thema der Demokratie“ eingeschätzt. Die 
Untersuchten konstatieren ein gesell-
schaftliches Partizipationsdefizit. Partizipa-
tion interpretieren sie als Anrecht und 
Möglichkeit, eigene Interessen und Anlie-
gen durchzusetzen. Strategisch setzen sie 
auf eine Vernetzung und Solidarisierung 
mit anderen aktiven Gruppen – um „ande-
re ins gemeinsame Boot zu holen“.  
Kriegseinsätze, als (ein) drittes gesell-
schaftsrelevantes Thema, werden in einer 
abstrakten Form abgelehnt. Durch die Dif-
ferenzierung militärischer Einsätze gelingt 
es ihnen jedoch, diese positiv zu interpre-
tieren, wenn sie z.B. demokratischen Ver-
hältnissen zum Durchbruch verhelfen, 
Durchsetzung von Gleichberechtigung 
zum Ziel haben und ähnlichem. Um aber 
die Berechtigung von Kriegseinsätzen, wie 
beispielsweise in Afghanistan, wirklich 
beurteilen zu können, fehle es an Kompe-
tenz.  
Politische Praxen inklusive ‚Politisie-
rungskarrieren‘ 
Die berufliche Arbeit ist das zentrale Betä-
tigungsfeld, in dem die angestrebte 
Selbstverwirklichung bzw. -entfaltung rea-
lisiert wird. Auf Grund der manifest oder 
perspektivisch prekären Verfasstheit der 
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eigenen Erwerbsarbeit droht die Umset-
zung der postmaterialistischen Lebensma-
xime permanent zu scheitern. Die Betrof-
fenen müssen Strategien wie Praxen ent-
wickeln, um angesichts der existenziell 
erlebten Zukunftsunsicherheit und der An-
gewiesenheit auf berufliche Erfolge souve-
rän und gleichermaßen produktiv handeln 
zu können. Da die berufliche Karriere un-
ter diesen Strukturbedingungen viel Ener-
gie, Zeit und andere Ressourcen ver-
schlingt, droht ein darüber hinausgehen-
des politisches oder soziales Engagement, 
das eigentlich Teil der persönlichen Le-
bensplanung ist, ins Hintertreffen zu gera-
ten, bzw. scheint nur im Verbund mit einer 
entsprechend ‚politischen‘ Erwerbstätigkeit 
möglich. 
Es können verschiedene typische Strate-
gien identifiziert werden, um mit diesem 
Problem der Vereinbarkeit von beruflicher 
Arbeit, ehrenamtlicher Arbeit und privater 
Familienarbeit umzugehen: 
a) Redefinieren der beruflichen Tätigkeit 
als politische Arbeit: Die eigene Politisie-
rung und Aktivierung zum Engagement 
wird über die Schleuse der Berufsarbeit 
(oft zunächst ehrenamtliche Tätigkeit, die 
dann in ein bezahltes Teilarbeitsverhältnis 
übergeht) realisiert. Ihre Berufsarbeit ver-
stehen die Betroffenen nicht als „Job“ im 
klassischen Sinne, sondern eher als be-
zahltes Engagement. Vermittelt über Pro-
jektarbeit werden Gleichgesinnte gesucht 
und entsprechende Netzwerke aufgebaut. 
Auf einer professionellen Netzwerkarbeit 
basierend wird auch ein Engagement au-
ßerhalb dieses Bereiches angestrebt. 
Hierbei entstehen Synergieeffekte für die 
berufliche Arbeit (z.B. Überschneidung der 
Themen innerhalb des Umweltverband-
Engagements und Engagement in der 
Freizeit). Über das berufliche und das dar-
über hinaus gehende Engagement sam-
meln sie Erfahrungen für den jetzigen bzw. 
späteren Beruf. Die Befragten rechnen 
sich dadurch bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt zu. Es ist also ein Engage-
ment, das gesellschaftspolitisches Interes-
se mit einer beruflichen Orientierung ver-
bindet und die Resultate aus dieser Kana-
lisierung den einzelnen als Bildungs- und 
Erfahrungspotential für den Arbeitsmarkt 
an die Hand gibt. Trotz und zugleich an-
gesichts der prekären Beschäftigungslage 
gelingt es bei dieser Strategie, dass sich 
die Betreffenden sowohl beruflich als auch 
ehrenamtlich selbst entfalten – zumindest 
problematisieren sie die Vereinbarkeit von 
beruflicher und ehrenamtlicher Tätigkeit 
sowie die Gestaltung des Familienlebens 
nicht als Konflikt. Redefinitionen der beruf-
lichen Tätigkeit erfolgen auch innerhalb 
der  Gruppe der interviewten Universitäts-
mitarbeiterInnen, etwa, wenn ein Dozent 
meint, er leiste mit seinen Lehrveranstal-
tungen politische Arbeit, da „Bildung natür-
lich eine politische Angelegenheit“ sei oder 
eine Dozentin ihre Tätigkeit in der Stu-
dienkommission entsprechend definiert, 
da es um die Frage gehe „wie kann man 
Stellen beschaffen und entfristen“. 
b) Anbieten des (fachspezifischen)  Exper-
tenwissens für nachfragende Organisatio-
nen, Einrichtungen etc: Das eigene, im 
Verlauf der Ausbildung und des Berufsle-
bens akkumulierte Fachwissen (z.B. poli-
tikwissenschaftliche Kenntnisse) wird inte-
ressierten Parteien und Organisationen 
zur Verfügung gestellt. Ähnlich wie bei den 
Interviewten aus der Aggregatgruppe „lin-
ke Gegenkultur“ sind damit keine rein 
kommerziellen Ambitionen verbunden. 
Dennoch wird durchaus die Option in Er-
wägung gezogen, sich bei den nachfra-
genden Einrichtungen einen Expertensta-
tus zu erarbeiten, der sich bei einem Ab-
bruch der universitären Laufbahn in be-
zahlte Auftragsarbeit konvertieren lässt. 
Dem liegt eine Redefinition zu Grunde: 
Das Anbieten des professionellen Fach-
wissens wird als politische Arbeit verstan-
den und dadurch legitimiert. 
c) Konzentration des ehrenamtlichen En-
gagements auf ein die Familie(nmitglieder) 
unmittelbar betreffendes Betätigungsfeld: 
Eine weit verbreitete Variante dieser Stra-
tegie ist etwa die aktive Mitarbeit im Schul-
förderverein des/der Kind/er bzw. das Amt 
des Elternsprechers in der KITA. Das En-
gagement in solchen Gremien geschieht 
einerseits in dem Bewusstsein, dass man 
etwas für das eigene Kind tut (etwa Unter-
stützung der Lehrerschaft bei der Durch-
setzung alternativer Pädagogiken gegen-
über den Behörden, die auch dem eigenen 
Kind zugute kämen). Andererseits wird ein 
solches Ehrenamt vom Betreffenden 
selbst als politisches Engagement definiert, 
da es nicht (primär) um ein rein privates 
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Interesses geht, sondern um ein öffentli-
ches Anliegen (z.B. Verbesserung der 
schulischen Bildungsangebote).  
Verhältnis zur linken Bewegung 
Die Untersuchungsgruppe verortet sich im 
linksliberalen bzw. linken politischen Spek-
trum. Als links wird unspezifisch eine Ein-
stellung definiert, die sich an Werten wie 
„demokratisch, sozial, gerecht, fried-
lich“ festmachen lässt. Den Strukturen von 
Parteien, Verbänden und NGOs stehen 
die WissenschaftlerInnen eher skeptisch 
gegenüber. Die Interviewten der Umwelt-
initiative sind Partein gegenüber sehr dis-
tanziert, weil sich differenzierende Mei-
nungen zu unterschiedlichen Themen dem 
parteipolitischen Interesse und der Partei-
disziplin unterordnen müssten.  
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Politische Bildung wird als Selbstbildung 
betrieben; insofern besteht kein dezidierter 
Bedarf nach institutionalisierten Angebo-
ten. Als wichtigstes Informationsmedium 
benennen die Befragten das Internet. In-
formationen werden nach relevanten 
Themen gezielt ausgewählt. Zur Informati-
on über das tagesaktuelle politische Ge-
schehen werden in erster Linie die klassi-
schen Medien wie Tageszeitungen und 
Radio genutzt. Die manifest aktiven Aka-
demiker unterstellen größeren Zeitun-
gen/Zeitschriften (z.B. Spiegel) eine the-
matische und sprachliche Entfernung. Die 
verwendete „politische Sprache“ werde 
von einem Großteil der Bevölkerung gar 
nicht mehr verstanden. 
 
4.1.5 Linke Gegenkultur 
In der Kategorie „linke Gegenkultur“ sind 
(mit den Untersuchungsgruppen „Autono-
me Akademiker“, „selbstorganisierte Le-
bensweise“, „Überwachungkritische“ und 
„Freie Akademiker in politischer Bildung“) 
Personengruppen erfasst, die jeweils fest 
in einem (links-alternativen, anarchisti-
schen, autonomen) politisierten lokalen 
Milieu bzw. einer Subkultur verankert sind 
und  themen- bzw. aktionsbezogene politi-
sche Arbeit betreiben. Charakteristisch für 
diese Gruppen ist eine starke Distanz zum 
etablierten Parteien- und Institutionen-
system und eine grundlegenden Kritik ge-
genüber der kapitalistischen Gesellschaft. 
Der eigene Lebensentwurf ist durch die 
Vorstellung von einem möglichst weitge-
hend selbstbestimmten Leben jenseits der 
sozialen Normen einer bürgerlichen 
Mainstream-Gesellschaft geprägt. Darin 
eingeschlossen sind Versuche, Gegen-
modelle zum bürgerlichen Erwerbs- (und 
ggf. Familien-) Leben praktisch umzuset-
zen. 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Der Erwerbsstatus von Personen aus der 
„linken Gegenkultur“ ist in einem weiten 
Sinne „prekär“. Die Prekarität lässt sich 
daran festmachen, dass die Personen die 
zum Leben nötigen materiellen Ressour-
cen über multiple Einzeltätigkeiten, wech-
selnde Jobs, befristete Projektmitarbeit 
bzw. eigene Unternehmungen in der Al-
ternativökonomie erwerben, ohne aber 
über das nötige Maß hinaus im Erwerbs-
system tätig zu sein. Zum Teil dienen die 
Aktivitäten, die mit der eigenen politische 
Arbeit verbunden sind (z.B. Vorträge) auch 
als Einkommensquelle. Die Untersu-
chungsgruppen haben überwiegend einen 
studentischen bzw. akademischen Hinter-
grund, so dass Möglichkeiten eines wei-
tergehenden Einstiegs ins Erwerbssystem 
mit Karrierechancen durchaus gegeben 
wären, aber bewusst nicht genutzt werden. 
Insoweit ist hier von einer „selbst gewähl-
ten Prekarität“ zu sprechen. 
Eine Milieuverortung der Personengrup-
pen, die unter die Kategorie „linke Gegen-
kultur“ fallen, ist entlang des Schemas von 
Vester nur in der horizontalen Achse (Be-
zugnahme zu „Autorität“) relativ trenn-
scharf möglich: Konstitutiv für diese Grup-
pen sind „eigenverantwortliche“ bis „a-
vantgardistische“ Orientierungen. Sie set-
zen auf die eigene Arbeitsleistung, vor-
handenes Bildungskapital und Autonomie. 
Entlang der vertikalen Achse lassen sich 
die Gruppen nicht präzise verorten. Grund 
hierfür ist die teils selbst gewählte mate-
rielle Prekarität. Demnach kommen weder 
die respektablen Volks- und Arbeitermilie-
us noch die oberen bürgerlichen Milieus in 
Frage. Nimmt man die mit dieser Achse 
erfasste Differenzierung nach Habitus-
Formen zum Maßstab, so ist ein spezifi-
scher, auf die Realisation eines alternati-
ven Lebensentwurfes gerichteter Habitus 
der Distinktion zu konstatieren. Wie die 
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Kategorienbezeichnung „linke Gegenkul-
tur“ nahe legt, grenzen sich die Betreffen-
den tatsächlich bewusst ab vom gesell-
schaftlichen Mainstream, insbesondere 
von ‚bürgerlichen‘ Normalbiographien und 
Lebensformen.  
Über den formalen (akademischen) Bil-
dungsstand hinaus verfügen die Angehö-
rigen der „linken Gegenkultur“ über spezi-
fisches kulturelles Kapital, das sich in der 
subkulturellen und politischen Lebenspra-
xis fortlaufend vermehrt: Entwickelt wird 
insbesondere die Kompetenz zu eigen-
ständigem – im metaphorischen Sinne 
‚unternehmerischem‘ – Handeln und damit 
verbunden zur Initiierung von Projekten. 
Freilich ist dieses unternehmerische Han-
deln zugeschnitten auf das eigene soziale 
Milieu. Die erworbenen Fähigkeiten und 
Wissensbestände sowie das subkultur-
spezifische soziale Kapital hätten außer-
halb der milieuspezifischen Betätigungs-
felder (insbesondere politische Bildungs-
arbeit und Alternativökonomie) begrenzt 
Relevanz und wären als Kapital nur zum 
Teil konvertierbar. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Die feste lebensweltliche Verankerung im 
lokalen sub- bzw. gegenkulturellen linken 
Milieu ist für die Untersuchungsgruppe 
konstitutiv. Gruppen, die alternative Infra-
strukturen (z.B. fairer Handel; alternative 
Bildungseinrichtung) betreiben, stellen 
dadurch zentrale Knotenpunkte in den 
milieuspezifischen Netzwerken dar. Dar-
über hinaus werden in Form von Koopera-
tionen bzw. der Beteiligung an Bündnissen 
in unterschiedlichem Ausmaß Anschlüsse 
an den institutionalisierten linken 
Mainstream gesucht. 
In der Regel dient die politische Arbeit 
dazu, das eigene Ideal bzw. politische 
Zielvorstellungen zu verwirklichen (z.B. 
Abschaffung von ausbeuterischen ökono-
mischen Verhältnissen).  Die räumliche 
und zeitlich stark entbettete Orientierung 
(gesamtgesellschaftliche und globale 
Problemsicht) bringt es mit sich, dass die 
Vertreter der „linken Gegenkultur“ stark im 
nationalen und internationalen Maßstab 
mit Gleichgesinnten vernetzt sind. So tre-
ten sie in mehr oder weniger großem Um-
fang auch als (tendenziell) überregionale 
‚Anbieter‘ von Vorträgen und Expertenwis-
sen auf. Andererseits existiert eine starke 
Einbettung des politischen Engagements 
im subkulturellen Kontext der jeweiligen 
Nahwelt. Man engagiert sich „vor Ort“ und 
verfolgt hier die eigenen Projekte. In die-
sem Zusammenhang ist auch von Bedeu-
tung, dass die Aktivitäten Spaß machen 
und nicht zur Routine erstarren sollen. 
Geachtet wird auch darauf „dass wir uns 
nicht kaputt arbeiten“. Daher ist eine Nei-
gung zu aktionistischen Formen des politi-
schen Engagements ausgeprägt.  
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Grundlegend für die Untersuchungsgruppe 
ist eine ‚libertäre‘ Grundorientierung auf 
die (kapitalistische) Gesellschaft als 
Zwangsapparat, der kreative Potenziale 
des Einzelnen einschränkt bzw. zunichte 
macht. Diese Grundorientierung mündet in 
eine umfassende Kapitalismuskritik, die 
allerdings selten stringent politökonomisch 
unterlegt ist. Dementsprechend ist das 
eigene politische Handeln auf das (utopi-
sche) Ziel der Emanzipation der Subjekte 
von gesellschaftlichen Zwängen gerichtet. 
Ein positives Staatsmodell existiert nicht; 
die Thematisierung des Staates wird weit-
gehend auf das Ziel der Abschaffung der 
kapitalistischen Ordnung und staatlicher 
Bevormundung reduziert, und die politi-
sche Orientierung bleibt letztlich ‚partiku-
lar‘ und auf Kritik an bestehenden Verhält-
nissen beschränkt. 
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Die politische Praxis der Untersuchungs-
gruppe ist fokussiert auf eigene Initiativen 
bzw. Projekte, deren primärer Adressat die 
linke Gegenöffentlichkeit ist, die zum Teil 
aber auch an die allgemeine Öffentlichkeit 
gerichtet sind. Hauptzielpunkte der eige-
nen Arbeit sind die Schaffung alternativer 
Infrastrukturen, die Information der linken 
Gegenöffentlichkeit sowie die Organisation 
öffentlicher (teils direkt im öffentlichen 
Raum, teils vermittelt über die mediale 
Öffentlichkeit) Aufmerksamkeit erregender 
Aktionen, die punktuell gesellschaftliche 
Zustände kritisieren. Die politische Praxis 
ist fest gekoppelt an die eigene subkultu-
rell-alternative Lebenswelt und hat da-
durch überwiegend auch einen konkreten 
lokalen Bezug. Ein weiteres wichtiges E-
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lement ist die eigene Beteiligung an und 
die Mobilisierung für größere(n) politi-
sche(n) Aktionen (Demos, Aktionsbünd-
nisse). Die Fähigkeit zum „sponta-
nen“ Reagieren auf Ereignisse (z.B. Orga-
nisation von (Gegen-)Demonstrationen, 
spontane Unterstützung ‚wilder‘ Streiks) ist 
hoch und stellt einen wichtigen Bestandteil 
der eigenen politischen Praxis dar. 
Die Politisierung von Vertretern der „linken 
Gegenkultur“ vollzieht sich ganz überwie-
gend während der Schule oder dem Stu-
dium durch eine allmähliche Integration in 
lokale großstädtische linke bzw. alternati-
ve Subkulturen, in denen eine (bereits 
‚latent‘ vorhandene) system- bzw. kapita-
lismuskritische Grundorientierung nicht nur 
intellektuell, sondern auch alltagskulturell 
(etwa durch Musik- und Kleidungsstile) 
‚unterfüttert‘, zur Entfaltung gebracht wird. 
Konkreter ‚Auslöser‘ der Hinwendung ist 
nicht selten die spontane Beteiligung an 
einer konkreten Aktion aus dem links-
radikalen Umfeld. Auf dieser Grundlage 
erwächst politisches Handeln entweder 
durch Beteiligung an bereits bestehenden 
politischen Projekten/Initiativen oder durch 
Initiierung eigener Aktionen bzw. Initiativen 
im lokalen Rahmen unter Einbindung in 
lokale Subkulturen und unter Vernetzung 
mit anderen, thematisch ähnlichen überlo-
kalen Projekten bzw. Initiativen. Aus-
gangspunkt sind häufig zunächst Einzelak-
tionen, die die Gruppenbildung fördern, 
woraus wiederum eine Verstetigung der 
sach- bzw. themenbezogenen politischen 
Arbeit erwächst. Aufgrund der Dichte der 
subkulturellen Sozialbeziehungen stehen 
Vertreter der „linken Gegenkultur“ in einem 
umfassenden Austausch mit anderen Inti-
tiativen/Projekten im lokalen linken bzw. 
linksradikalen Milieu und arbeiten zum Teil 
auch stetig in mehreren Kontexten mit. 
Gleichwohl vollzieht sich jenseits dieser 
‚generellen‘ – ideellen wie ideologischen – 
Zugehörigkeit zu(r) linken Subkultur(en) 
die ‚primäre Vergemeinschaftung‘ vor al-
lem innerhalb der jeweils eigenen Projekt- 
bzw. Initiativ-Gruppe. 
Hinsichtlich der Kapitalienausstattung der 
Vertreter der „linken Gegenkultur“ ist an-
zumerken, dass sie in der Regel über ei-
nen Hochschulabschluss verfügen. Die 
Gruppen weisen einen hohen Intellektuali-
sierungsgrad auf (hohe Diskussionskultur, 
rational-diskursive Entscheidungsfindun-
gen; Debattieren über politische Gescheh-
nisse). Andererseits ist eine pragmatische 
Erfolgsorientierung feststellbar. Die Grup-
pen aquirieren erfolgreich Projekte, gelten 
als Experten auf ihrem Gebiet und können 
sich sogar innerhalb der Alternativökono-
mie etablieren.  
Verhältnis zur linken Bewegung 
Die Untersuchungsgruppe konstituiert ei-
nen tragenden Teil der linken Bewegung, 
der die politische Beteiligung innerhalb 
des politischen Systems aufgrund einer 
staats- und herrschaftskritischen libertären 
Grundhaltung ablehnt. „Links“ zu sein 
heißt für die Untersuchungsgruppe insbe-
sondere, alternative Lebensmodelle prak-
tisch umzusetzen und politische Arbeit und 
eigene Lebensweise eng an einander zu 
koppeln. Das Verhältnis zu etablierten 
linken Institutionen innerhalb des politi-
schen Systems ist ambivalent: Einerseits 
wird aufgrund ihrer – wie auch immer dis-
tanzierten – Einbindung in das politische 
System Distanz zu linken Parteien und 
Organisationen gehalten. Wenn Verbin-
dungen bestehen, dann primär vermittelt 
über persönliche Kontakte zu einzelnen 
„Politikern“. Andererseits wird häufig auf 
vorhandene Infrastrukturen (v.a. Räum-
lichkeiten und Fördermittel) linker Instituti-
onen für die eigene Arbeit zurückgegriffen. 
Was von den Parteien und Organisationen 
als „breite Bündnispolitik“, um die außerin-
stitutionelle Linke zu integrieren, und als 
„Förderung kritischer Initiativen“ interpre-
tiert wird, definieren Gruppen aus der „lin-
ken Gegenkultur“ eher als mehr oder we-
niger „subversive“ Nutzung von Ressour-
cen des institutionalisierten politischen 
Systems. Wichtiges Ziel des eigenen Han-
delns scheint – bei aller partieller „Bünd-
nisbildung“ mit Parteien und Organisatio-
nen – insbesondere die Aufrechterhaltung 
der eigenen Handlungsautonomie zu sein, 
um die eigenen Anliegen in möglichst un-
verfälschter Form vorbringen zu können. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Teils wird die materielle Unterstützung der 
eigenen Arbeit durch Stiftungen für wün-
schenswert erachtet – allerdings stellen 
bürokratische Vergabeverfahren und Ab-
wicklungsmodalitäten für „spontan“ agie-
rende Gruppen eine hohe Hemmschwelle 
dar, überhaupt mit Stiftungen in Kontakt zu 
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treten. Deren Anforderungen an eine bü-
rokratische Organisationsstruktur des Ge-
genübers bedeuten aus Sicht der Unter-
suchungsgruppe bereits einen dezidiert 
nicht gewollten Schritt in Richtung der In-
stitutionalisierung der eigenen aktionsför-
migen politischen Arbeit. 
 
4.1.6 Prekäre: akut von Arbeitslo-
sigkeit Bedrohte 
Die Untersuchten (Fallgruppen „Auszubil-
denden Mechatronik“ und „Werksbeset-
zung“) stehen an verschiedenen Punkten 
der beruflichen Laufbahn: zum einen sind 
es Auszubildende im Fach Mechatronik, 
deren Werk aktuell die Entlassung eines 
Drittels der Belegschaft (von mehreren 
Tausend) bevorsteht, zum anderen sind 
es Arbeiter in einer Arbeitsamtsmaßnahme, 
deren Werk gerade geschlossen wurde, 
und die heftige Kämpfe um eine Wieder-
aufnahme der Produktion bis hin zur zwi-
schenzeitlichen Werksbesetzung hinter 
sich haben. 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Die Probanden sind in der vertikalen Di-
mension des Milieu-Schemas nach Vester 
im Bereich des leistungsorientierten bzw. 
traditionellen Arbeitnehmermilieus einzu-
ordnen. Die „Auszubildenden Mechatro-
nik“ befinden sich im Übergang von der 
hierarchiegebundenen zur eigenverant-
wortlichen Umsetzung des beruflichen 
Bildungsweges; partiell besteht eine aus 
dieser Tradition gespeiste Leistungsorien-
tierung. So wünscht sich ein Azubi den 
Verbleib im erlernten Beruf, während ein 
Anderer explizit ein Fachstudium anstrebt, 
um den eigenen Berufsweg stärker struk-
turieren zu können. Die Gruppe „Werksbe-
setzung“ hat sich durch den Impuls der 
Werksschließung mit anschließender Be-
setzung sozusagen im Schnelldurchlauf 
Kompetenzen in eigenverantwortlichem 
Handeln angeeignet.  
Das Bildungskapital besteht weitgehend 
aus formal mittleren Bildungsabschlüssen. 
Bereits erreichte Ausbildungsabschlüsse 
der Älteren sind faktisch entwertet, da man 
in anderen Arbeitsbereichen und zum Teil 
unterhalb der formalen Qualifikation tätig 
ist. Jüngere haben eine höhere Affinität zu 
Neuen Medien; sie beschreiten aber rela-
tiv traditionelle Informationswege. Die akti-
ve Suche nach Informationen ist auf weni-
ge Bereiche beschränkt. Das spezifische 
kulturelle Kapital wirkt insgesamt allenfalls 
eingeschränkt handlungsbefähigend. 
Hinsichtlich ihres Sozialkapitals sind die 
Befragten in beruflicher Hinsicht auf soli-
darische Strukturen angewiesen; insoweit 
delegieren sie überwiegend (zumindest in 
der näheren Vergangenheit) an etablierte 
Strukturen: Gewerkschaft, Betriebsräte. 
Denjenigen, die solche Funktionen im Be-
trieb ausüben, zollen sie kritische Aner-
kennung für ihren Einsatz. Hinsichtlich 
privater Kontakte ist die Milieuprägung bei 
Älteren verfestigter als bei Jüngeren. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Auch hinsichtlich der Verankerung ist ein 
Altersbias dahingehend zu bemerken, 
dass Jüngere offensichtlich noch über flui-
dere Beziehungen in benachbarte Milieus 
hinein verfügen, während dies bei Älteren 
im Regelfall geschlossener erscheint. Der 
Kern der sozialen Beziehungen speist sich 
aus dem engeren Arbeitsumfeld, es sind 
im Regelfall Kollegen bzw. dem eigenen 
Milieu ebenfalls Zugehörige, mit denen der 
Umgang gepflegt wird. Die Zugehörigkeit 
zum Werk ist dabei ein zentraler Bezugs-
punkt der Identität, der mit steigender Be-
deutung des Arbeitgebers am Ort eine Art 
„Familienstolz“ erzeugt.  
Den alltäglichen Aktivitäten ist ein starker 
Regionalbezug eigen, der Blick über den 
lokalen Tellerrand geschieht eher tempo-
rär begrenzt (gelegentliche Reisen). Inso-
weit fehlt zum Teil ein Vergleichshorizont, 
der die „Normalität“ der eigenen Lebens-
welt hinterfragt. Es handelt sich um ein – 
nun durch die Bedrohung der Arbeitslosig-
keit fundamental gestörtes – „Eingerichtet-
sein“ in die Verhältnisse (die allerdings 
aufgrund der allgemeinen wirtschaftlichen 
Situation generell als prekär angesehen 
werden) auf der Grundlage einer Neigung 
zum Privatismus  (mit Ausnahme der ge-
werkschaftlich Aktiven). 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Ob Azubis oder gestandene Arbeiter: bei-
den ist der Wortsinn des „abhängig Be-
schäftigten“ in Fleisch und Blut überge-
gangen: man fühlt sich von nicht zu beein-
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flussenden Entscheidungen „von o-
ben“ abhängig und entwickelt daraus im 
Regelfall einen zwischen Hoffen und Ban-
gen angesiedelten Fatalismus. Dieser wird 
gleichsam rationalisiert: den objektiven 
ökonomischen Gegebenheiten – insbe-
sondere „Globalisierung“ – ist kaum etwas 
entgegenzusetzen, Entlassungen wie 
Werksschließungen sind damit bei aller 
persönlichen Betroffenheit nachvollziehbar. 
Dieser Primat des Ökonomischen schränkt 
zugleich die Reichweite des Gesellschaft-
lichen ein: zwar werden Aktionen gegen 
die drohende Prekarisierung begrüßt, al-
lerdings bestehen starke Zweifel am Er-
folg: weder Demonstrationen noch Han-
deln von lokalen/ überregionalen Politikern 
vermögen substanzielle Änderungen her-
beizuführen. Das Ausgeliefertsein begrün-
det die eigene Positionierung als innerhalb 
der Gesellschaft bedrohte Teilgesellschaft, 
deren alltagspraktische Umformung sich 
vollzieht, in dem man sich im kleinen über-
schaubaren Privatbereich einrichtet (Ni-
schengesellschaft).  
Vorherrschend ist eine etatistische Orien-
tierung, die auf einem im traditionellen 
Arbeitermilieu weiterhin zentralen dicho-
tomen Gesellschaftsbild von „Oben“ und 
„Unten“ aufruht, in dem man sich selbst 
„unten“ und  ohne Aufstiegsmöglichkeiten 
oder politische Handlungsmöglichkeiten 
definiert. Zugleich ist aber das Zutrauen in 
die aktuellen politischen Akteure grundle-
gend in Frage gestellt. 
Eine arbeitertypische starke Orientierung 
an „Leistung“ tritt in der Ablehnung eines 
bedingungslosen Grundeinkommens oder 
ähnlichen voraussetzungslosen staatli-
chen Transferleistungen zu Tage: solche 
Vorstellungen widersprechen dem eigenen 
Bild von der „gerechten Gesellschaft“ als 
einer, in der Gratifikationen und soziale 
Positionierung auf Grund individueller Ar-
beitsleistungen vergeben werden. Diese 
traditionelle, an produktiver Schaffenskraft 
orientierte Vorstellung fordert einen be-
stimmten Teil der geschaffenen Werte als 
Restitution verausgabter Arbeitskraft ein, 
während das kritisierte Sozialmodell einer 
auf Transferleistungen basierenden 
Grundfinanzierung der Einzelnen stigmati-
siert wird („bezahlte Faulenzerei“ etc.). 
Implizit wird damit die Gesellschaft als 
Arbeitsgesellschaft definiert, im traditionel-
len Sinn als Gemeinschaft von Werktäti-
gen, die die Basis für den gesellschaftli-
chen Wohlstand schaffen.  
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Politisierung ist vielfach auf ganz konkrete, 
aktuelle Probleme begrenzt. Bis auf mani-
fest rechte politische Strömungen werden 
alle anderen als generell tragfähig und ggf. 
für die eigenen Belange im lokalen Rah-
men funktional eingeschätzt. Praktischer 
Solidarität mit der eigenen Situation wird 
Vorrang vor diffusen Solidaritätsbekun-
dungen Dritter gegeben. Kritik besteht an 
allem langatmigen, abwägenden und nur 
partiell durchschaubaren Verhalten von 
Interessenvertretern, indem der Verdacht 
der eigenen Interessensverfolgung durch 
Delegierte als bestätigt angesehen wird. 
Einer ‚Politik des Kopfes’ wird die ‚Politik 
des Handelns’ (= unmittelbare Akte) vor-
gezogen. Das hat bedingt mit Anti-
Intellektualismus zu tun, trägt aber in sich 
den Wunsch nach der Unmittelbarkeit 
sichtbaren Erfolges – und sei er auch nur 
kurzfristig. Die Wirkmächtigkeit solcher 
Handlungen wird als individuelle Macht 
positiv erlebt. 
Ein Teil der Befragten geht im Delegati-
onsprinzip an Betriebsrat und Gewerk-
schaft auf, ohne auf eine Kritik an deren 
Handeln zu verzichten; ganz überwiegend 
ist aber nur eine passive Mitgliedschaft 
vorstellbar, aktive Mitarbeit ist selten. Wie 
schon vermerkt, wird den Aktiven durch-
aus Anerkennung gezollt, auch wenn die 
Ergebnisse des Handelns von Betriebsrat/ 
Gewerkschaft nicht zu befriedigen vermö-
gen. 
Allenfalls punktuell werden unkonventio-
nelle Politikformen – von Demos bis Be-
setzungen – als Mittel der politischen Pra-
xis wahrgenommen, letztere eher als Akt 
der Verzweiflung. Eine radikalisierte Über-
zeugung geschweige denn Strategie kann 
daraus nicht abgeleitet werden. Gleich-
wohl besteht verbreitete Kritik an den be-
trieblich etablierten Strukturen der Interes-
senswahrnehmung (Betriebsrat, Gewerk-
schaft), denen entweder Kungelei im Ei-
geninteresse, Interesselosigkeit gegen-
über bestimmten Einzelproblemen oder 
ganz einfach Machtlosigkeit zugeschrie-
ben wird.  
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Politik ist ein Thema für Andere und sich 
selbst schreibt man eine gewisse Inkom-
petenz gegenüber politischen Fragen wie 
Aktivitäten zu. Insoweit wird am landläufi-
gen Politikbegriff festgehalten, nach dem 
Politik ein diskursives, mit Fachexpertise 
zu untermauerndes und jedenfalls schwie-
riges Geschäft ist. Partiell vermögen es die 
eigenen Erfahrungen dann überraschend, 
dieses gemeißelte Bild aufzubrechen und 
sich selbst etwas zuzutrauen. Dabei sind 
die neuen Erfahrungen in politischer Pra-
xis als Lernschritt verrechnet und es kehrt 
so etwas wie eine emanzipative Aufbruch-
stimmung ein, die in dem gemeinsamen 
Erlebnis des Aufmerksamkeit Erregens 
fußt.  
Verhältnis zur linken Bewegung 
Bei klarer Ablehnung manifest rechter 
Gruppierungen besteht hinsichtlich des 
übrigen Spektrums in der Entgegennahme 
konkreter Solidarität wenig Berührungs-
angst. Hier sind Mitglieder der lokalen Par-
teien willkommen, im geringeren Maß ü-
berregionale Politiker, die sich auf Themen 
draufsetzen. Diese Einstellung des „man 
nimmt, was man kriegt“ enthält sich partei-
politischer Festlegungen. 
Die eigenen Orientierungen sind links im 
Sinne der Bandbreite der Parteien von 
Sozialdemokratie bis hin zur Linken. Mit-
gliedschaften bestehen ebenso wenig wie 
eine aktive Mitarbeit ausgeübt würde. Die 
Abgrenzung zum Thema garantiertes 
Grundeinkommen markiert eine deutliche 
Grenze zu entsprechenden linken Positio-
nen. Sie werden weniger als visionär und 
die eigene Abhängigkeit betreffend, denn 
als unrealistische Träumerei und Ausweis 
mangelnden wirtschaftlichen Sachvers-
tandes, allenfalls als ein Projekt „gut ge-
meinter“ akademischer Blütenträume 
wahrgenommen. In Bezug auf linke The-
men (Gerechtigkeit, Frieden, Nachhaltig-
keit) wird allgemein zugestimmt; die Denk-
figuren grenzen aber wie beim Thema 
Grundeinkommen immer vermeintlich rea-
listisch Durchsetzbares von bloßen 
Wunschträumen ab. Am Beispiel des Af-
ghanistan-Krieges spricht man sich prinzi-
piell dagegen aus, sieht sich aber auf-
grund selbstzugeschriebener Inkompetenz 
gegenüber ‚großer Politik’ nicht in der La-
ge, das faktische Vor-Ort-Sein  zu bewer-
ten.  
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Am deutlichsten tritt der Bedarf nach kon-
kreter, der eigene Situation entsprechen-
der Unterstützung zu tage. Das kann in 
der Vermittlung zu kompetenten Perso-
nen/ Institutionen (= Wissensaspekt in 
Inhalt und Form), der allgemeinen Vernet-
zung mit Personen in ähnlicher Lage und 
damit dem zur Verfügung stellen entspre-
chender Foren (= Vernetzungsaspekt) 
oder in praktischer Solidarität geschehen. 
Langfristige Partizipation in politischer Ak-
tivität dürfte aber nur partiell geschehen 
(Delegation). Auf Grund relativer Ferne 
gegenüber den Strukturen politischer Bil-
dung impliziert das eine aufsuchende Bil-
dungsarbeit, die ohne Erfolgsgarantie vor-
geht. 
 
4.1.7 Prekäre: Dauerarbeitslose 
Es handelt sich bei den untersuchten 
Gruppen („Arbeitsloseninitiative“ und 
„Stadtteilzentrum“) nicht um Dauerarbeits-
lose schlechthin, sondern um Dauerar-
beitslose, die im Rahmen lokaler Angebo-
te von Arbeitslosen- bzw. Stadtteilinitiati-
ven tätig sind, also trotz ihrer prekarisier-
ten sozialen Lage ihnen zugängliche An-
gebote zur sozialen Vernetzung und Akti-
vität nutzen, um aus ihrer materiellen De-
privation ‚das Beste zu machen‘. 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Dauerarbeitslose bilden gemäß der Kate-
gorisierungen von Castel bzw. Dörre et al. 
die prototypische Gruppe der „Überflüssi-
gen“, die dauerhaft aus dem Erwerbssys-
tem ausgeschlossen sind. Für sie ist als 
Effekt ihrer materiellen Lage und damit 
verbundenen langfristigen gesellschaftli-
chen Ausgrenzung – mit entsprechenden 
biographischen Erfahrungen und fehlen-
den alternativen Zukunftsperspektiven – 
ein „Habitus der Notwendigkeit“ kenn-
zeichnend, der ihnen eine Bewältigung 
des Alltagslebens mit geringen materiellen 
Ressourcen auferlegt. Dauerarbeitslosig-
keit wirkt „negativ milieubildend“, indem 
materielle Deprivation, gesellschaftliche 
Negativzuschreibungen und alltägliche 
soziale Diskriminierung ein allmähliches 
Abdriften in eine ‚Unterklasse‘ isolierter 
Einzelner befördern. Insofern sind Dauer-
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arbeitslose, auch wenn sie unterschiedli-
chen Herkunftsmilieus entstammen kön-
nen, im Vester-Milieu-Schema in der Teil-
gruppe der „traditionslosen Arbeitnehmer/ 
Resignierten“ gemäß dem Milieukonzept 
von Vester et al. zu verorten. Insoweit vor-
handene kulturelle Ressourcen und sozia-
le Netzwerke eines gehobenen Her-
kunftsmilieus trotz prekärer materieller 
Lage aufrecht erhalten werden können, 
nehmen sie Zwischenpositionen zwischen 
Herkunftsmilieu und traditionslosem Ar-
beitnehmermilieu ein. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Dauerarbeitslosigkeit ist jenseits der eige-
nen Familie ein gesellschaftliches Stigma. 
Die Beteiligung an lokalen Initiativen ge-
währt für die Dauerarbeitslosen einen 
zentralen Zugang zu sozialer Öffentlichkeit. 
Zugleich stellen die (sozialpädagogisch 
betreuten) Initiativen einen gesellschaftli-
chen Sonderraum dar, der – als Alternati-
ve zu einer vollständigen sozialen Exklusi-
on – eine Art „Parallelwelt“ für Dauerar-
beitslose sowie Frührentner und Rentner 
in prekärer materieller Lage schafft. Au-
ßerhalb dieser sehen sich die Betroffenen 
als gesellschaftlich fast völlig isoliert von 
der (Arbeit habenden) Mehrheitsgesell-
schaft. Die zentrale Motivation für die Be-
teiligung an entsprechenden Initiativen 
liegt in der Einsicht, dass es sich um die 
einzige zugängliche Möglichkeit handelt, 
sozialer Isolation zu entgehen. Innerhalb 
der „Parallelwelt“ bieten die Aktiven 
niedrigschwellige Angebote unterschied-
lichster Art „von Arbeitslosen für Arbeitslo-
se“ an, die von der Unterstützung beim 
Umgang mit Behörden über alltagsprakti-
sche Angebote wie Nähkurse und kulturel-
le Angebote wie Stadtführungen oder 
Fremdsprachenkurse bis hin zu lokalem 
Engagement bspw. bei der Stadtteilgestal-
tung reichen. Die Angebote ersetzen An-
gebote etwa der Volkshochschule, die für 
Arbeitslose aufgrund finanzieller (Teilnah-
megebühren) und sozialer Barrieren (ge-
fühlte soziale Stigmatisierung) nicht zu-
gänglich sind. Wichtiger Effekt der eigenen 
ehrenamtlichen Tätigkeit ist ein hoher 
Gruppenzusammenhalt innerhalb der Initi-
tativen und eine auch ins Private ausstrah-
lende soziale Vernetzung der Dauerar-
beitslosen. Die hier erzeugten „Kapita-
lien“ erscheinen aber nicht konvertierbar in 
die Währung der erwerbstätigen Mehr-
heitsgesellschaft. Aktivitäten außerhalb 
der eigenen ‚Parallelwelt‘ werden daher 
nicht angestrebt. 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Das Wirtschaftssystem der BRD wird auf-
grund der von ihm produzierten Massen-
arbeitslosigkeit als grundlegend fehlerhaft 
wahrgenommen. Bei den befragten ost-
deutschen Gruppen wird auf das in der 
eigenen biographischen Erfahrung präsen-
te Bild der Vollbeschäftigung in der DDR 
als positives Gegenmodell verwiesen. Die 
ökonomische Dimension dominiert die 
Bewertung des Gesellschaftssystems ge-
genüber allen anderen politischen oder 
gesellschaftlichen Faktoren. Das fehlende 
Gegensteuern des politischen Systems 
gegenüber den wirtschaftlichen Fehlent-
wicklungen wird zum Teil als systemim-
manente Notwendigkeit der bestehenden 
gesellschaftlichen Ordnung interpretiert (in 
diesem Sinne sieht man sich selbst als 
‚Opfer der Verhältnisse‘), zum Teil dem 
Unwillen der politisch Verantwortlichen zu 
einer Veränderung der Situation (in die-
sem Sinne sind die herrschenden Parteien 
Vertreter wirtschaftlicher oder klientelspe-
zifischer politischer Interessen, die die 
Situation entweder bewusst herbei führen 
oder zumindest billigend in Kauf nehmen). 
In beiden Perspektiven werden die politi-
schen Eliten pauschal als „unehrlich“ oder 
„korrupt“ eingeschätzt, und dem Parteien-
system wrid die moralische Legitimation 
abgesprochen. 
Die Ausgrenzung von Dauerarbeitslosen 
aus der Erwerbsgesellschaft wird als die 
zentrale gesellschaftliche Konfliktlinie 
wahrgenommen. Das Leitbild der Er-
werbsgesellschaft, in der jeder Einzelne 
durch eigene Arbeit seinen Lebensunter-
halt fristen soll, wird trotz der eigenen ma-
teriellen Lage als (ideelles) Grundmodell 
von Gesellschaft nicht in Frage gestellt. 
Die schlechte Umsetzung des Leitbildes 
wird der (untätigen) Politik und den (ei-
gennützig und ohne moralische Verant-
wortung für die Gesellschaft handelnden) 
Unternehmen zugeschrieben, ohne dass 
dies auf einer grundlegend kritischen Posi-
tion gegenüber dem Kapitalismus 
schlechthin als Gesellschaftsordnung ba-
siert. 
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Ursächlich dafür ist eine generelle etatisti-
sche Grundorientierung, die sich in glei-
cher Weise an ein kapitalistisches oder ein 
sozialistisches Gesellschaftssystem richtet, 
die sich aus einem im (tradtionellen wie im 
entwurzelten) Arbeitermilieu weiterhin zen-
tralen dichotomen Gesellschaftsbild speist, 
das die Gesellschaft in „Oben“ und „Un-
ten“ unterscheidet. Sich selbst sieht man 
(als sprichwörtlichen „kleinen Mann“) als 
unten stehend (ohne Aufstiegsmöglichkei-
ten nach „Oben“) und ohne eigene Hand-
lungsmöglichkeiten. Grundlegende Verän-
derungen werden nur durch handlungs-
mächtigere gesellschaftliche Gruppen für 
möglich gehalten. Es herrscht die Orientie-
rung vor, dass andere Akteure – etwa die 
Intellektuellen – prinzipiell dazu in der La-
ge sind, reale Veränderungen herbeizu-
führen, wenn sie nur hinreichend aktiv 
werden. 
Eine ‚gute Gesellschaft‘, im Sinne eines 
Idealbildes, wird als Erwerbsgesellschaft 
entworfen, in der alle Arbeit haben und 
dafür angemessen entlohnt werden. 
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Die Aktivitäten der Dauerarbeitslosen im 
Rahmen der Initiativen folgen einer Logik 
ehrenamtlichen Engagements. Zentrale 
Motivation ist es, selbst aus der sozialen 
Isolation herauszukommen und zugleich 
einen Beitrag dafür zu leisten, auch ande-
re Arbeitslose aus dieser Isolation heraus-
zuholen. Dezidiert politische Motivationen 
sind mit der eigenen Aktivität allenfalls 
dahingehend verbunden, dass man als 
Initiative von Arbeitslosen an die lokale 
Öffentlichkeit treten möchte, um von dieser 
überhaupt wahrgenommen zu werden. 
Chancen auf einen Wiedereintritt in den 
zweiten Arbeitsmarkt werden mit der eh-
renamtlichen Aktivität kaum noch verbun-
den. 
Verhältnis zur linken Bewegung 
Aufgrund der materiellen Lage und der 
überwiegenden Herkunft aus dem Arbei-
termilieu besteht eine starke Affinität zu 
‚traditionellen‘ politischen Positionen der 
Linkspartei, die auf staatliche Lenkung und 
wirtschaftliche Umverteilung gerichtet sind. 
 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Aufgrund der gefühlten Ausgrenzung aus 
dem ‚normalen‘ gesellschaftlichen Leben 
liegt die Teilnahme an Angeboten polit-
scher Bildung durch Stiftungen außerhalb 
des eigenen Vorstellungsbereichs. 
 
4.1.8 Beruflich integrierte Migranten 
In dieser Kategorie (mit den Untersu-
chungsgruppen „interkulturelle Arbeit“, 
„Ausländerbeirat“ und „osteuropäische 
Migranten“) sind Migranten (sowie ein 
Deutscher, der mit Migrationsarbeit be-
fasst ist) erfasst, die schon seit längerem 
und (inzwischen) mit vorläufig oder dauer-
haft gesichertem Aufenthaltsstatus (bzw. 
mit deutscher Staatsbürgerschaft) in 
Deutschland berufstätig sind. 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Die Untersuchten verfügen ausnahmslos 
über hohe berufsfachliche Qualifikationen 
und haben überwiegend eine akademi-
sche Ausbildung. Die meisten sind wegen 
eines Studiums oder zur Aufnahme einer 
Erwerbsarbeit nach Deutschland gekom-
men, es handelt sich um Arbeitsmigranten. 
Entsprechend dem Vester-Milieuschema 
sind die Untersuchten wegen ihres Migra-
tionshintergrundes nur schwer einordbar. 
Im Sinne der Sinus-Migrantenmilieus (s.o. 
2.1.3) sind sie am ehesten dem intellektu-
ell-kosmopolitischen und dem adaptiven 
Integrations-Milieu, teils auch dem status-
orientierten und dem multikulturellen Per-
former-Milieu zuzurechnen. 
Sie verfügen über hohes (fachspezifi-
sches) kulturelles Kapital, das ihnen gute 
Erwerbschancen eröffnet, so dass sie 
auch ökonomisch relativ gut situiert sind. 
Ihr soziales Kapital besteht zum einen in 
der guten Verankerung in der jeweiligen 
ethnischen Community vor Ort (oft ver-
bunden mit einer „Sprecher“-Position in 
ethnischen Vereinigungen), zum anderen 
in einer festen Etablierung im sozialen 
Leben der Mehrheitsgesellschaft. 
Politisch ordnen sich die Befragten eher in 
der Mitte ein, obwohl viele von ihnen the-
matisch linke Positionen vertreten (vor 
allem in den Gruppen „interkulturelle Ar-
beit“ und „Ausländerbeirat“). 
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Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Politisches Interesse wird von allen 
Migranten angegeben. Hierbei steht Integ-
ration als Thema im Vordergrund. Die Ge-
wichtung dieses Themas und die Perspek-
tive zu ihm hängen ganz offensichtlich 
vom eigenen Migrationsstatus ab. Als 
zentrale Integrationskapitalien werden 
Sprache, Bildung und Kultur benannt. Die 
Ausprägung dieser Kapitalien entscheidet 
darüber, wie die Integration in die Gesell-
schaft gelingt. Die Befragten schätzen den 
Zugang zu diesen Kapitalien für in 
Deutschland lebende Migranten durchaus 
schwieriger ein als für Deutsche. Die Be-
herrschung der Sprache des Einwande-
rungslandes und eine gute Bildung/ Aus-
bildung sind Integrationsvoraussetzungen, 
die die Migranten überhaupt erst befähi-
gen, um mit den Deutschen konkurrieren 
zu können. Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Arbeitsmarkt wird als Integrationsschleuse 
interpretiert. Gelingt die Integration nicht, 
drohen Rückzug in die eigene Kultur, Iso-
lation, Abhängigkeit und das Verwehren 
von Verantwortungsübernahme. Die Ver-
ankerung in Netzwerken und/oder lebens-
weltlichen Milieus, die über die der eige-
nen Kultur hinausgehen, gelingt zuneh-
mend über Arbeitsmarktchancen. 
In einem vorläufigen Raster kann man die 
Migranten insgesamt grob in drei Gruppen 
einteilen: Die erste Gruppe umfasst dieje-
nigen, bei denen die Integration nicht ge-
lungen ist und/oder die sich als nicht integ-
riert verstehen – einschließlich jener, die 
dies ablehnen. Eine zweite Gruppe 
schließt jene ein, bei denen die Integration 
mehr oder weniger als gelungen angese-
hen werden kann und die dies auch so 
empfinden. Als dritte Gruppe lassen sich 
die zusammenfassen, die  integriert sind 
und eine größere Differenz zu den Migran-
ten der ersten Gruppe äußern als zur 
deutschen Gesellschaft – einschließlich 
jener, die für sich eine ‚Austrittsoption’ aus 
der deutschen Gesellschaft  aufrecht er-
halten. 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Das politische System wird in Abhängig-
keit vom eigenen Integrationsstatus und 
vom eigenen Arbeits- und Engagementfeld 
als sehr differenziert wahrgenommen. 
Auch hier gilt generell: je integrierter man 
selbst ist und je weniger direkter Kontakt 
besteht mit Migranten, denen die Integra-
tion nicht oder nur bedingt gelingt, desto 
positiver wird das System bewertet. Der 
Migrationsstatus des Einzelnen ist zudem 
von Bedeutung. Ist der Aufenthalt (als Ar-
beitsaufenthalt) temporär oder wird die 
Option eines Wegzugs aufrecht erhalten, 
so lässt sich eine größere Distanz zum 
politischen System feststellen (Verharren 
in einer Beobachterposition). 
Es ist also festzuhalten: neben den Integ-
rationskapitalien (Sprache, Bildung, Kultur) 
sind der Eintrittsmodus (Grund und Art der 
Migration) und die souveräne Option des 
Austrittsmodus, vermittelt über den Modus 
der Erwerbsarbeit, von zentraler Bedeu-
tung. Diese Kapitalien und Modi bestim-
men somit nicht nur den eigenen gesell-
schaftlichen Standort, sondern auch die 
subjektive Wahrnehmung des politischen 
Systems. Die Wahrnehmung, die eigene 
Erfahrung sowie die ständige Aktualisie-
rung des Migrationsthemas in der lebens-
weltlichen Bezugsgruppe von Migranten 
spiegelt sich nicht nur in der dem Thema 
zugeschriebenen Bedeutung, sondern 
zeigt auch die Trennlinie dieses potentiell 
konfliktreichen Themas zwischen ver-
schiedenen Migrationsgruppen und die als 
Schwachstelle der deutschen Gesellschaft 
zugeschriebene Integrationspolitik (Asyl-
priorität). 
Kritisiert wird von den befragten Migranten 
die Differenz zwischen der öffentlich ge-
äußerten Meinung von Politikern zu Im-
migration und Integration und der realen 
Praxis. Oft scheine – gerade bei Kommu-
nalpolitikern – eine Instrumentalisierung 
des Themas durch sowie eine gewisse 
Ablehnung: Integration werde nicht wirk-
lich aktiv betrieben. Bei den deutschen 
Bürgern in (vorwiegend) westdeutschen 
Großstädten, die sich eine positive Mei-
nung über Migranten und Integration zu 
eigen gemacht hätten (Linksliberale), falle 
auf, dass sie gleichwohl Migranten aus 
ihrem Alltagsleben exkludieren – „...ihre 
Kinder gehen nicht in gemeinsame Kin-
dergärten oder Schulen, sie wohnen nicht 
in Vierteln mit hohem Ausländeranteil und 
sie haben keine Migrantenfreunde“. 
Als zentrales gesellschaftsrelevantes 
Thema bzw. zentrale Konfliktlinie wird In-
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tegration / Migration / Multikulturalismus 
benannt. Im ersten Moment verwundert 
das nicht, zumal die Befragten aufgrund 
des eigenen Status als Migranten einen 
sensibleren Blick auf das Thema haben. 
Es ist jedoch insofern interessant, dass 
dieses Thema von allen Gruppen, unab-
hängig vom eigenen Migrationsstatus, als 
zentrales benannt wurde. Die Gruppe der 
hoch qualifizierten Akademiker aus Osteu-
ropa bezieht die Brisanz dieses Themas 
nicht unmittelbar auf sich selbst, sondern 
allgemein auf die deutsche Gesellschaft. 
Alle befragten Migranten, unabhängig vom 
eigenen Integrationsstatus, kritisieren die 
deutsche Migrationspolitik. Diese mache 
es hochqualifizierten Immigranten schwe-
rer, in Deutschland einzureisen als bei-
spielsweise in andere europäische Länder, 
die USA oder Kanada, obwohl Deutsch-
land diese Arbeitskräfte brauche und auch 
genügend Ausländer den Wunsch haben, 
in Deutschland zu arbeiten. Die osteuropä-
ischen (hochqualifizierten) Migranten be-
werteten Deutschland hinsichtlich als Ar-
beitsland interessanter als beispielsweise 
England oder Frankreich – weil die Leute 
hier offener seien, weil keine Aus- oder 
Abgrenzung aufgrund der Herkunft erfah-
ren wurde, weil hier die Leistung, unab-
hängig von der nationalen Herkunft, im 
Vordergrund stehe, was auch eine absolu-
te Gleichbehandlung in der Arbeitswelt 
nach sich ziehen würde usw. Das wurde 
von befragten Migranten der anderen 
Gruppen bestätigt. Auf dem hochqualifi-
zierten Arbeitsmarkt bestehe ein eigentlich 
kein Integrationsproblem für Migranten. 
Deutschland ist aber, oder war das bisher, 
in erster Linie ein Asylland. Immigration 
nach Deutschland gelingt bzw. gelang den 
Migranten verstärkt über den Asylzugang. 
Die politische Praxis der Aufenthaltsge-
nehmigungen und auch die Abschiebepoli-
tik sind darauf fokussiert. Der Großteil der-
jenigen, die nach Deutschland wollen 
und/oder kommen, sind aber keine poli-
tisch Verfolgten. ? Das politische Denken 
zur Migrationsfrage sei in Deutschland 
davon grundlegend geprägt. Der Staat 
gebe zwar „riesige Summen für soziale 
Leistungen“ aus, ohne jedoch dadurch 
Integrationskompetenz herzustellen. Asyl-
bewerber erhalten so zwar eine Aufent-
haltsgenehmigung, ohne jedoch eine wirk-
liche Integrationschance zu besitzen. Der 
hohe finanzielle Leistungstransfer verweh-
re letztlich die Annäherung an die deut-
sche Gesellschaft und vor allem die effek-
tive Möglichkeit, für den eignen Unterhalt 
selbst sorgen zu können. Nur auf diesem 
Wege würde aber eine wirkliche Integrati-
onsvoraussetzung geschaffen. Eine miss-
lingende Integration, Abhängigkeit und 
geringe Möglichkeiten zur Selbstverant-
wortung seien die Folgen. 
Alle Befragten thematisieren zwei zentrale 
Integrationsmodi, die für eine gelingende 
Integration von Relevanz sind. Erster Mo-
dus ist Erwerbsarbeit, also der Zugang 
zum Arbeitsmarkt, ohne den Integration 
nicht gelingen kann. Daran schließt sich 
bei allen Befragten – unterschiedlich ge-
wichtet – die Forderung an, Migrationspoli-
tik auf diesen Fokus auszurichten: Zuwan-
derungspolitik unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten (Erleichterung für leistungs-
bereite Migranten) und Integrationspolitik 
verstärkt über Arbeitsgenehmigungen statt 
über Aufenthaltsgenehmigungen zu 
betreiben sowie verstärkt Pflichten einzu-
fordern, die zu Erwerbsarbeit führen. Der 
zweite Modus ist der der kulturellen Aner-
kennung. Konsens bestand bei den Be-
fragten darin, dass es einen Kanon ge-
meinsam geteilter Werte geben müsse – 
Toleranz, Chancengleichheit, Gleichbe-
rechtigung, Menschenwürde, Gleichstel-
lung etc. Dies dürfe aber nicht dazu führen, 
dass die eigene Kultur aufgegeben wer-
den sollte (Assimilation), sondern zu einer 
gegenseitigen Anerkennung der kulturel-
len Differenzen, zu Austausch und Tole-
ranz. Das Modell der „deutschen Leitkul-
tur“ wird ebenso wie eine Abschottung 
gegenüber der deutschen Kultur (Stich-
wort “Parallelwelt“) abgelehnt. Beide Mo-
delle werden als zu eng interpretiert. 
Als ein zweites gesellschaftsrelevantes 
Thema wurde der Zugang zu gesellschaft-
lichen Ressourcen benannt. Zentraler 
Aufhänger ist hier Bildung/Ausbildung. Die 
Befragten mit gelungenem Integrationssta-
tus (s. Raster oben, Gruppe 2) thematisier-
ten hier vor allem die Möglichkeit, über 
Aus- und Weiterbildung Zugangschancen 
zum Arbeitsmarkt zu erhalten und über 
das integrative Moment der Erwerbsarbeit 
Selbstbestimmung, Selbstverantwortung 
und Würde zu erlangen. Die Befragten mit 
sicherem Integrationsstatus (s. Raster 
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oben, Gruppe 3), thematisierten dahinge-
gen in erster Linie Chancengleichheit als 
Konfliktlinie. Pisa habe gezeigt, dass das 
Bildungssystem in Deutschland ungerecht 
sei. Der Zugang zu Bildung ist in Deutsch-
land eine Klassenfrage. das zentrale 
Thema für soziale Gerechtigkeit sei Chan-
cengleichheit. Soziale Gerechtigkeit als 
ausschließlich soziale Absicherung (finan-
zielle Absicherung) würde in Deutschland 
überbewertet. 
Innerhalb der deutschen Gesellschaft ge-
he es momentan generell um eine Neuver-
teilung vorhandener Ressourcen. Obwohl 
die soziale Absicherung hinreichend sei 
(„Armut auf hohem Niveau“), wird über 
Verteilung und Zugang diskutiert. Als Kon-
fliktlinien werden „arm vs. reich“ und „Ar-
beit vs. Arbeitslosigkeit“ sowie „Chancen-
gleichheit“ von den befragten Migran-
tengruppen benannt. 
Zu konstatieren ist, dass die Orientierung 
aller befragten Migranten auf Leistung 
(Leistungsmöglichkeit sowie -bereitschaft) 
liegt und dies, vermittelt durch Bil-
dung/Ausbildung und Erwerbsarbeit, ein 
wichtiger Integrationsmodus ist. Daher 
bedarf es der Ermöglichung zur und der 
Forderung nach Leistungsbereitschaft. 
Ein weiteres wichtiges gesellschaftspoliti-
sches Thema sind Kriegseinsätze. Krieg 
wird als Mittel abgelehnt, aber zur Verhin-
derung „humanitärer Katastrophen“ akzep-
tiert, sofern militärische Einsätze unter UN-
Mandat stehen. Es sei aber auch nötig 
(hochqualifizierte Migranten, Gruppe 3), 
europäische Interessen zu vertreten, wo-
bei es eher unrealistisch sei, demokrati-
sche Verhältnisse in Afghanistan zu etab-
lieren. Alle befragten Migranten teilen die 
Auffassung, dass man die Lage aber nicht 
wirklich einschätzen könne. 
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Aktives politisches und/oder soziales En-
gagement ist ausschließlich in der Gruppe 
„Ausländerbeirat“ auszumachen, die alle-
samt Mitglieder des Ausländerbeirats einer 
ostdeutschen Großstadt sind. Es handelt 
sich um Immigranten, bei denen die Integ-
ration als mehr oder weniger gelungen 
angesehen werden kann und die sich kei-
ne Austrittsoption offen halten. Sie enga-
gieren sich allgemein für eine Verbesse-
rung der Migrationspolitik und -
bedingungen sowie konkret für die lokalen 
Lebensbedingungen von Migranten, den 
interkulturellen Austausch mit der deut-
schen Mehrheitsbevölkerung vor Ort sowie 
für nicht oder nur bedingt integrierte 
Migranten. Zentrale Grundlage für ein poli-
tisches Aktivwerden von Migranten ist ein 
vorheriges Engagement in ethnisch-
kulturellen Organisationen vor Ort, über 
die im Anschluss Vernetzungen zu Verei-
nigungen anderer Ethnien entstehen. 
Verhältnis zur linken Bewegung 
Linke Politik wird in den einzelnen Migran-
tengruppen unterschiedlich interpretiert: 
Es ist eine Politik für die sozial Schwa-
chen; es ist eine Politik, die sich auf den 
Arbeitskampf konzentriert, also Gewerk-
schaftskampf; linke Politik stellt die Frage 
nach der Umverteilung; sie nimmt dem 
einzelnen die Verantwortung ab; sie nimmt 
zu wenig Rekurs auf die Pflichten der Bür-
ger; linke Politik ist  Ideologie. Anderer-
seits wird die gesamte deutsche Gesell-
schaft als eher links eingeschätzt. Linke 
Themen, wie die Frage der Gleichberech-
tigung, werden heute selbst von der CDU 
vertreten und durchgesetzt – Beispiel El-
terngeld. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Als meistgenutzte Medien, die die Migran-
ten nutzen, wurden Zeitungen, Radio und 
Internet benannt. Bei den hoch qualifizier-
ten Akademikern dominiert das Internet. 
Es dient vor allem der schnellen Suche 
nach speziellen Themen. Zeitungen wer-
den ebenfalls per Internet gelesen – oft 
selektiv und nach Schwerpunkten gewich-
tet, vorrangig in Arbeitspausen. Als ein 
Vorteil gegenüber klassischen Nachrich-
tensendungen der Fernsehsender wird 
hier (vor allem von Gruppe 3) einerseits 
Zeitersparnis (weil sich nur mit einem 
Thema beschäftigt werden kann) und an-
dererseits thematische Tiefe (weil genauer 
zu einem Thema recherchiert werden 
kann) angebracht. Politische Bildung sollte 
verstärkt auf Medien wie DVDs und Inter-
net zurückgreifen. 
4.1.9 Sozial Engagierte 
In der Gruppe „sozial Engagierte“ sind (mit 
den Untersuchungsgruppen „Familienar-
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beit“ und „Netzwerk Jugend“) Personen 
erfasst, die ehrenamtlich in sozialen und 
kulturellen Projekten bzw. Vereinen tätig 
sind, die dezidiert keine im engeren Sinne 
politische Arbeit machen und eine allen-
falls diffuse Bindung ans linke Spektrum 
haben, bei denen aber eine zumindest 
vage Affinität zu linken bzw. linksliberalen 
politischen Orientierungen zu erwarten ist. 
 
Milieuverortung / Kapitalienausstattung 
Die Untersuchten sind in der vertikalen 
Dimension des Vester-Milieu-Schemas im 
Bereich der respektablen mittleren Volks-
milieus (teils auch in den oberen bürgerli-
chen Milieus) anzusiedeln und in der hori-
zontalen (kulturellen bzw. Lebensfüh-
rungs-) Dimension – verortet anhand des 
zentralen Indikators „Einstellungen zur 
Autorität“ – in der Kategorie „Eigenverant-
wortung“ (vs. „Hierarchiegebundenheit“). 
Sozial Engagierte verfügen fast aus-
schließlich über eine gute berufliche Situ-
ierung oder sind über einen vollzeiter-
werbstätigen Ehepartner (masculinum!) 
materiell abgesichert. Viele sind selbst in 
im weitesten Sinne „sozialen“ Berufen tätig. 
Zum Teil ist die Trennung zwischen „eh-
renamtlicher“ und „nebenberuflicher“- bzw. 
„Teilzeiterwerbs“- Tätigkeit in Projekten 
bzw. Vereinsstrukturen auch fließend, o-
der eine eigene freiberufliche Erwerbstä-
tigkeit steht in Verbindung mit ehrenamtli-
chen Aktivitäten. Das kulturelle Kapital 
bzw. das Bildungskapital sozial Engagier-
ter ist überwiegend hoch. 
Praktische Verankerung in nahweltli-
chen Milieus / Gruppen 
Die Projekt- bzw. Vereinsarbeit umfasst 
überwiegend Basis-Arbeit in dem Sinne, 
dass konkrete Aktivitäten mit Personen vor 
Ort – häufig mit sozial Benachteiligten – 
durchgeführt werden. Dementsprechend 
reicht der persönliche Kontakt häufig bis in 
die Lebenswelt dieser Zielgruppen hinein. 
(Hier ist zu unterscheiden in Engagierte, 
die selbst Teil einer solchen Lebenswelt 
sind (meist in subkulturell basierten Pro-
jekten), und solche, die eine soziale Dis-
tanz zu den „Zielgruppen“ ihres sozialen 
Engagements wahren und ein davon se-
pariertes eigenes Privatleben führen.) 
Generell sind sozial Engagierte lokal gut 
bis sehr gut sozial vernetzt. Es handelt 
sich nicht selten um „multiple Ehrenamtler“, 
die durch ihr Mehrfachengagement 
zugleich zu einer lokalen Vernetzung ver-
schiedener sozialer und kultureller Projek-
te und deren Umfeld beitragen. Diese bil-
den überwiegend keine „Gegenkultur“ zu 
lokalpolitisch und -kulturell etablierten 
Strukturen, sondern stellen ergänzende 
Strukturen dar, die im Sinne eines „bür-
gerschaftlichen“ Engagements auch von 
offizieller lokalpolitischer Seite politisch 
erwünscht sind. (Das wird auch daran 
deutlich, dass viele der Vereine bzw. Pro-
jekte eine öffentliche Förderung erhalten.) 
Persönliche Vernetzung besteht zum Teil 
auch zu Personen in etablierten Strukturen. 
Von eigener Aktivität in lokalpolitischen 
Strukturen nehmen sozial Engagierte aber 
ganz überwiegend Abstand. 
Gesellschaftliche Grundorientierungen 
Die Distanz zu etablierten lokalpolitischen 
Strukturen ist motiviert durch deren Wahr-
nehmung als administrativ-bürokratischer 
Apparat, der nur wenig konkrete Arbeit vor 
Ort leisten und letztlich nur Rahmenbedin-
gungen schaffen kann. Sozial Engagierten 
ist eine ausgeprägt zivilgesellschaftliche 
Orientierung eigen, die dem konkreten 
Handeln der Einzelnen einen hohen Stel-
lenwert einräumt, während staatlichen 
Instanzen und Großinstitutionen mit Skep-
sis begegnet wird.  
Damit ist aber keine grundlegende Kritik 
an der Struktur des politischen Systems 
verbunden, das im Gegenteil in seiner 
Grundordnung ganz überwiegend akzep-
tiert wird. Es handelt sich vielmehr um eine 
grundlegende Skepsis gegenüber der 
Gestaltungsfähigkeit staatlicher Instanzen. 
„Kritik“ – die gekoppelt wird mit eigenem, 
beruflich verankerten sozialen Handeln – 
bezieht sich vielmehr auf Defizite „im De-
tail“. In ihrer politischen generellen Orien-
tierung sind sozial Engagierte (ohne aber 
politisch aktiv zu sein) als links-liberal bis 
links zu verorten, da die Unterstützung 
gesellschaftlich benachteiligter Gruppen 
allenfalls von Linkspartei, Grünen und 
SPD erwartet wird (ggf. ist hier auch eine 
eher apolitische, kirchlich-bürgerliche Tu-
genden des Mitleids konservierende Ein-
stellung leitend, die dann jenseits des lin-
ken Spektrums anzusiedeln wäre). 
Das (harmonistische) Gesellschaftsbild der 
sozial Engagierten ist mittelschichtzentriert 
und basiert zentral auf der Annahme, dass 
eine für Alle ‚gute Gesellschaft’ erreichbar 
ist, wenn Alle sich entsprechend ihrer 
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Möglichkeiten für das Gemeinwohl einset-
zen. Grundlage dafür ist eine Orientierung 
am Modell der „Subsidiarität“ (und nicht 
der Solidarität). In der Teilung zwischen 
„Etablierten“, die sich selbst helfen kön-
nen, einerseits und andererseits „Schwa-
chen“ bzw. „Benachteiligten“, die der Un-
terstützung bedürftig sind, wird eine zent-
rale gesellschaftliche Trennlinie verortet. 
Diese ist allerdings keine „Konfliktlinie“ im 
engeren Sinne, da die Trennung nicht als 
unaufhebbar definiert wird, sondern durch 
die individuelle ‚Befähigung‘ der Benach-
teiligten als aufhebbar angesehen wird. 
Der singuläre Fokus auf „Benachteiligte“ 
blendet zugleich eine Auseinandersetzung 
mit Konfliktlinien innerhalb der „Etablier-
ten“ weitgehend aus.  
Politische Praxen incl. ‚Politisierungs-
karrieren‘ 
Das eigene soziale Engagement wird in 
klarer Abgrenzung von „politischem“ Han-
deln definiert. Zugleich sind sozial Enga-
gierte aufgrund der Abhängigkeit von Zu-
gängen zu lokaler Infrastruktur und finan-
zieller Förderung der eigenen Aktivitäten 
aber auf den Austausch mit Politik und 
Administration angewiesen. In diesem 
Kontext ist „subpolitisches“ Handeln zu-
mindest im lokalen Kontext erforderlich 
und wird auch praktiziert. Potenziale für 
eine „Politisierung“ im engeren Sinne dürf-
ten sich allenfalls aus der individuell ge-
wonnenen Einsicht ergeben, dass auch 
„zivilgesellschaftliche“ Handlungsoptionen 
letztlich auf diese ermöglichende politische 
Strukturen und Entscheidungen angewie-
sen sind. 
Verhältnis zur linken Bewegung 
Grundlegend für sozial Engagierte ist eine 
diffuse Affinität zum linksliberalen bis lin-
ken Parteienspektrum bei gleichzeitiger 
Abstinenz von eigenem politischen Enga-
gement. Eine thematische Verknüpfung 
besteht am ehesten durch die ausgepräg-
te Orientierung sozial Engagierter auf eine 
„soziale“ Gesellschaft, in der „die Schwa-
chen“ umfassend Unterstützung finden. 
Anknüpfungspunkte bestehen am ehesten 
auf lokaler Ebene durch Einbeziehung 
sozialer Projekte bzw. Vereinen in über-
greifenden Bündnissen mit einem politi-
schen Gestaltungshorizont. 
Bedürfnisse/ Erwartungen an politische 
Bildung 
Bedarf besteht überwiegend an ‚techni-
schen‘ Angeboten, die die lokale Hand-
lungsfähigkeit der eigenen Projekte bzw. 
Vereine verbessern – etwa Bildungsange-
bote zur professionellen Öffentlichkeitsar-
beit. Dass dadurch im weiteren Sinne eine 
Aktivierung für politisches Handeln erreicht 
werden kann, ist für diese Untersuchungs-
gruppe eher unwahrscheinlich.  
 
4.2 Systematisierungen des 
Samples 
Ging es in Abschnitt 4.1 darum, die ein-
zelnen, auf der Grundlage der Einzelfälle 
gebildeten Untersuchungsgruppen hin-
sichtlich ihrer jeweiligen Spezifik auszu-
leuchten, sollen nun übergreifende Cha-
rakteristika herausgearbeitet werden. Fol-
gende Fragen stehen hierbei im Vorder-
grund: 
- Welche Gesellschaftsbilder und po-
litischen Wertorientierungen wer-
den erkennbar?  
- In welchem Maße sind politische 
Praxen an institutionelle Strukturen 
gebunden? 
- Welche Handlungsressourcen sind 
relevant für politische Aktivität? 
- Welche Intensitätsgrade politischen 
Handelns sind unterscheidbar? 
- Wie sind politische Praxen lebens-
weltlich verankert? 
- Welche Genderspezifika politischer 
Aktivität lassen sich identifizieren? 
- Welche typischen Politisierungs-
karrieren sind unterscheidbar? 
- Wodurch verstetigen sich politische 
Aktivitäten? 
 
4.2.1 Gesellschaftsbilder und politi-
sche Wertorientierungen 
In der Wahrnehmung der Gesellschafts-
ordnung überwiegen innerhalb des unter-
suchten Samples die positiven Bezüge auf 
die gültige Demokratienorm und ihre Um-
setzung im gesellschaftlichen Leben. Das 
kann angesichts der durch ihren Bildungs-
stand im Hinblick auf die eigene Zukunft 
relativ abgesicherten Jugendlichen („Poli-
tische Praktikanten“ und „Jugendli-
che…Bildungssystem“) ebenso wenig 
verwundern wie bei den gut situierten „so-
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zial Engagierten“ und „integrierten Migran-
ten“. Von den Migranten werden zwar die 
restriktive Zuwanderungspolitik und sozia-
len Problemlagen kritisch betrachtet, aber 
aufgrund der eigenen Zugehörigkeit zu 
den eher abgesicherten Milieus überwiegt 
offensichtlich die positive Wahrnehmung 
der Gesellschaft als ganze. Etwas überra-
schender ist dies bei den „latent politi-
schen Akademikern“, die trotz des sie 
selbst betreffenden Problems möglicher 
Arbeitslosigkeit die politischen Institutio-
nen nicht in Frage stellen, auch wenn sie 
kritische Perspektiven einnehmen. Auch 
das kapitalistische Wirtschaftssystem wird 
von den genannten Gruppen akzeptiert, 
wenngleich zum Teil (Gruppe „latent politi-
sche Akademiker“) systemimmanent kriti-
siert. 
Bei allen Fallgruppen wurde die Bedeu-
tung der Erwerbsarbeit für die Integration 
der Menschen in die Gesellschaft themati-
siert. Insofern ist es naheliegend, hierin 
ein zentrales Leitbild bei der Wahrneh-
mung und Einschätzung der Gesellschaft 
zu vermuten. Hinsichtlich des Leitbildes 
der gesellschaftlichen Integration durch 
Erwerbsarbeit zeigt sich, dass sich die 
sozial Engagierten und die integrierten 
Migranten im Sollbereich der eigenen Ori-
entierung bewegen: Sie haben eine relativ 
gefestigte berufliche Position auf dem Ar-
beitsmarkt. Die „latent politischen Akade-
miker“ beziehen sich dagegen weniger 
eindeutig auf die monokausal erscheinen-
de Integrationsperspektive durch Er-
werbsarbeit, sondern reklamieren auch 
andere, postmaterielle Lebensbereiche. 
Insoweit relativiert sich die Bedeutung der 
als vorübergehend oder jedenfalls nicht 
dauerhaft antizipierten Arbeitslosigkeit. 
Daraus lässt sich aber nicht schlussfolgern, 
dass andere Integrationsperspektiven viru-
lent wären, die zu der der Erwerbsarbeit in 
Konkurrenz treten können. Arbeitslosigkeit 
– wenn sie denn eintritt – wird in der eige-
nen Erwerbsbiographie als temporäre 
Phase erlebt, die aufgrund der qualifizier-
ten Ausbildung immer wieder verlassen 
werden kann bzw. könnte. Desintegrati-
onsmechanismen erscheinen hier am Ho-
rizont, werden aber nicht selbst erfahren. 
Für die noch im Bildungssystem verwei-
lenden Jugendlichen sind hierzu natürlich 
noch keine gesicherten Aussagen möglich. 
Alle Gruppen, die Jugendlichen einge-
schlossen, nehmen angesichts der tat-
sächlichen bzw. der erwarteten individuel-
len Erfolge eine Position der Akzeptanz 
ein, die noch am stärksten von den latent-
politischen Akademikern in eine kritisch 
Reformorientierung gelenkt wird. 
Im Hinblick auf die Wahrnehmung der Ge-
sellschaftsordnung befinden sich auf der 
negativen Seite zum einen die „Prekären 
Dauerarbeitslosen“ bzw. die „von Arbeits-
losigkeit Bedrohten“. Sie orientieren sich in 
sehr hohem Maße an dem Leitbild der 
Integration in die Gesellschaft durch Er-
werbsarbeit. Durch die faktische oder dro-
hende Prekarisierung wird dieses Leitbild 
zwar nicht brüchig, erzeugt aber eine Ver-
unsicherung im Hinblick auf die Gesell-
schaftsordnung, die aufgrund der funda-
mentalen Ausgrenzung Arbeitsloser ins-
gesamt negativ bewertet wird. Gegenüber 
dem kapitalistischen System haben die 
Dauerarbeitslosen einen ausgeprägten 
Fatalismus entwickelt. Während dieser 
Gruppe jede Gegenwehr abhanden ge-
kommen ist; erscheint den akut von Ar-
beitslosigkeit Bedrohten immerhin noch 
politische Aktivität in Form von scheinba-
ren Verzweiflungstaten möglich, die, wie 
im Fall einer untersuchten Gruppe, entge-
gen den gängigen Erwartungen zum Er-
folg führte. Zu fragen bleibt an dieser Stel-
le, ob es neuer Formen des Arbeitskamp-
fes bedarf, die, wie im genannten Fall, 
einen emanzipatorischen Anspruch auf 
Erwerbsarbeit erheben.  
Erwartungsgemäß beschreibt die „linke 
Gegenkultur“ (und mit Abstrichen auch die 
Gruppe „Jugend: Antifa“) die bestehende 
Gesellschaftsordnung sehr kritisch. Seien 
es die fehlenden Möglichkeiten für indivi-
duelle wie gesellschaftliche Alternativen 
oder die verharmlosende Reaktion der 
Gesellschaft und der Politik auf neonazis-
tische Umtriebe: die Gesellschaft wird als 
statische und letztens Endes nicht im wirk-
lichen Sinne demokratische Entität einge-
schätzt. Dem gesellschaftlichen Leitbild 
der Integration durch Erwerbsarbeit kön-
nen die Vertreter der „linken Gegenkul-
tur“ wenig abgewinnen – es zählt nicht zu 
dem für die eigene Person gewählten Le-
bensentwurf. Es wird eine strikt antikapita-
listische, auf Systemüberwindung orien-
tierte Grundhaltung eingenommen, die mit 
der Solidarität mit den Ausgebeuteten ei-
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nen indirekten Bezug auf Erwerbsarbeit 
nimmt. Für die eigene Person wird dage-
gen eher die Alternative in der System-
überwindung gesehen, und es wird ver-
sucht, alternative Bezugnahmen auf das 
Erwerbssystem zu entwickeln. 
Zusammenfassend lassen sich die eben 
dargestellten allgemeinen Befunde zu den 
drei Dimensionen Wahrnehmung der Ge-
sellschaft, Bezugnahme zum Leitbild „ge-
sellschaftliche Integration durch (Erwerbs-
)Arbeit“ und Bezugnahme zum kapitalisti-
schen System in Relation zu den Untersu-
chungsgruppen in folgendem Schema 
integrieren (wobei die Jugendlichen auf-
grund ihrer biographischen Situation nur 
‚vorläufig‘ verortbar scheinen): 
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Mit der Clusterung der Gruppen korres-
pondieren auch unterschiedliche grundle-
gende Auffassungen über den Staat re-
spektive staatliches Handeln. Diese Auf-
fassungen reichen vom Etatismus bis hin 
Überzeugung, dass eine Veränderung des 
kapitalistischen Systems und seiner staat-
lichen Strukturen notwendig sei. 
 
Leitprinzip Charakterisierung Gruppe 
Etatismus diffuse Orientierung auf eine paternalisti-
sche Gesellschaft, in der der Staat alles 
zum Guten regelt. Hier sind aber neue For-
men von Eigeninitiative zu beobachten 
 Prekäre: Dauerarbeitslose 
 Prekäre: von Arbeitslosigkeit 
Bedrohte 
Subsidiarität Akzeptanz der bestehenden Gesellschafts-
ordnung, deren gesellschaftliche Defizite 
durch Eigeninitiative der Gesellschaftsmit-
glieder kompensiert werden müssen  
 Soziale Engagierte 
 Integrierte Migranten 
Reform zivilgesellschaftliche Suchbewegungen nach 
strukturellen Verbesserungen des Gesell-
schaftssystems auf Basis der bestehenden 
Grundordnung 
 Latent politische Akademiker 
 Jugendliche: politische Prak-
tikanten 
 Jugendliche: Interessenver-
tretung … Bildungssystem 
Systemveränderung Abschaffung des Kapitalismus als Grundla-
ge für eine „befreite“ Gesellschaft 
 Linke Gegenkultur 
 Jugendliche: Antifa 
 
4.2.2 Politische Praxen: Selb-
ständigkeit politischen 
Handelns vor dem Hinter-
grund individueller Hand-
lungsressourcen 
Die neun unter 4.1 analysierten Gruppen 
unterscheiden sich deutlich im Hinblick auf 
die Art und Weise ihrer politischen Aktivität. 
Im Folgenden wird anhand charakteristi-
scher Dimensionen ein systematischer 
Überblick über die Vielfältigkeit der politi-
schen Praxen gegeben. 
Die politischen Praxen der Gruppen wei-
sen unterschiedliche Grade des selbstän-
digen Handelns der Akteure auf. Während 
die beiden Gruppen „Prekäre“ (Dauerar-
beitslose wie akut von Arbeitslosigkeit Be-
drohte) die Verantwortlichkeit weitgehend 
auf staatliche bzw. öffentliche Instanzen 
delegieren und in ihrem Handeln letztlich 
immer auf Anleitungen Dritter bezogen 
bleiben, setzen die Gruppen „linke Gegen-
kultur“, „Jugend: Antifa“ und „sozial Enga-
gierte“ auf Eigeninitiative jenseits etablier-
ter Strukturen bzw. schaffen eigene. Da-
zwischen stehen die Gruppen „Jugend: 
Interessenvertretung“, „Jugend: Praktikan-
ten“, „latent politische Akademiker“ und 
„integrierte Migranten“, die im Rahmen von 
oder in Auseinandersetzung mit vorhan-
denen institutionellen Strukturen selbsttä-
tig handeln. 
Analysiert man die Zusammenhänge zwi-
schen der Dimension Grad der Selbstän-
digkeit politischen Handelns mit den bei-
den Polen eigenstrukturierte politische 
Aktivitäten und Anleitung durch Dritte ei-
nerseits und der Einschätzung der Wirk-
samkeit des eigenen politischen Handelns 
andererseits, so ergibt sich folgendes Bild: 
 53
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dass die etatistisch orientierten Gruppen, 
Prekäre Dauerarbeitslose und von Arbeits-
losigkeit Bedrohte die Wirksamkeit ihres 
Handelns gering einschätzen, überrascht 
auf den ersten Blick nicht. Gleichwohl ist 
beachtenswert, dass eine Fallgruppe der 
akut von Arbeitslosigkeit Bedrohten – vor 
allem unterstützt durch gewerkschaftliche 
Akteure – der drohenden Entlassung bzw. 
Werksschließung Widerstand in Form ei-
ner Werksbesetzung entgegensetzten, 
obwohl wenig Aussicht auf Erfolg bestand. 
In diesem Fall handelt es sich aber kei-
neswegs um einen für etatistisch Orientier-
te insgesamt generalisierbaren Befund. 
Entscheidend ist die sich bietende „Gele-
genheitsstruktur“, angeleitet von gewerk-
schaftlichen Unterstützergruppen aktiv zu 
werden. Bei Prekären Dauerarbeitslosen 
dagegen dürfte die dauerhafte Integration 
in die Parallelwelt der Arbeitslosen eine 
Einschätzung allgemeiner Handlungs-
ohnmacht bewirken. 
Die Überzeugung, mit dem eigenen politi-
schen Handeln tatsächlich etwas bewirken 
zu können, findet man vor allem in jenen 
Gruppen, die einen internen dauerhaften 
solidarischen Handlungszusammenhang 
bilden und ein hohes Maß an kollektiver 
Integration aufweisen. Insbesondere bei 
postmaterialistisch eingestellten Akteuren 
der „Linken Gegenkultur“ korreliert die 
positive Selbsteinschätzung offensichtlich 
mit der subjektiven Abwertung von Er-
werbsarbeit als zentrale Lebenssphäre 
zugunsten einer auf Gruppensolidarität 
beruhenden eigenständigen politischen 
und alltagskulturellen Praxis. Die selbst 
geschaffenen Strukturen erweisen sich als 
produktiv in Hinblick auf gemeinsame Stra-
tegiebildung und –umsetzung. 
Bei jenen Gruppen, die sich eigenaktiv in 
institutionalisierten Settings bewegen wird 
die Wirksamkeit des eigenen politischen 
Handelns mitttelhoch eingeschätzt. Ohne 
Erfolgsgewissheit vorauszusetzen, enga-
giert man sich in den institutionalisierten 
Zusammenhängen unter Anerkennung der 
dort herrschenden Spielregeln. Die hier zu 
verortenden Gruppen – angefangen von 
den Jugendlichen Praktikanten bis hin zu 
den integrierten Migranten – insistieren 
nicht auf der Veränderung dieser Struktu-
ren. Insbesondere im Falle der Jugendli-
chen ist das institutionell stark eingebun-
dene Wirken vor allem ein Sozialisations-
prozess: es werden professionalisierte 
politische Praxen eingeübt und inkorporiert. 
Anders formuliert: die Gestaltungswirkung 
des politischen Handelns ist nicht von pri-
märer Bedeutung. Das kontrastiert zur 
Gruppe der Sozial Engagierten, die genau 
aus diesem Grund für erforderlich erachte-
te eigene Strukturen schaffen. Gleichwohl 
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bleibt ihr Handeln letztlich aber komple-
mentär auf institutionalisierte Strukturen 
bezogen. 
 
Der Grad der Selbständigkeit politischen 
Handelns ist abhängig von den Hand-
lungsressourcen, die potenziellen politi-
schen Akteuren zur Verfügung stehen, 
insbesondere die kulturelle und soziale 
Kapitalausstattung.  
Im Hinblick auf das kulturelle Kapital 
scheint zunächst höhere Bildung als zent-
rale befähigende Voraussetzung zu fun-
gieren. Das höhere Bildungssystem wirkt 
nicht nur unmittelbar befähigend in dem 
Sinne, dass hier Kompetenzen zum ei-
genständigen Handeln ausgebildet werden, 
sondern es vermittelt damit korrespondie-
rend auch individuelles Selbstbewusstsein, 
in öffentlichen Situationen seine Meinung 
zu äußern, gestaltend auf seine Umwelt 
einzuwirken und gesellschaftliche Zusam-
menhänge kritisch zu reflektieren. Darüber 
hinaus hat formalisiertes Bildungskapital 
(unmittelbar über den formalen Bildungs-
abschluss wie vermittelt über den auf die-
ser Grundlage gewählten Beruf) auch eine 
symbolische Dimension: Gebildeten wird 
Handlungskompetenz gesellschaftlich zu-
geschrieben. Auf dieser Grundlage wer-
den beispielsweise beruflich integrierte 
Migranten von lokalen politischen Akteu-
ren als Partner anerkannt, mit denen man 
(stellvertretend für alle Migranten) in Aus-
tausch über Belange der Personen mit 
Migrationshintergrund in der Gemeinde 
treten kann. 
Darüber hinaus sind auch spezifische 
Formen kulturellen Kapitals von Bedeu-
tung, d.h. auf gesellschaftliche Teilseg-
mente bezogene Wissensbestände (die 
meist selbsttätig jenseits des Bildungssys-
tems in entsprechenden Milieus, Subkultu-
ren oder gesellschaftlichen Teilsegmenten 
erworben werden) und darauf basierende 
Kompetenzen, die sich nicht unbedingt in 
Allgemeines, d.h. gesamtgesellschaftlich 
anerkanntes Kapital transformieren lassen. 
So verfügen die Angehörigen der „Linken 
Gegenkultur“ über ‚Spezialwissen‘, das 
sich auf die Subkulturen bezieht, in denen 
sie sich bewegen (etwa Wissen über dort 
dominante politische Teildiskurse jenseits 
des Mainstreams; eigenen szenespezifi-
sche Verhaltenskodizes bis hin zu szene-
eigener „Sprache“). Die Migranten verfü-
gen über Sonderwissen nicht nur über ihre 
eigene Herkunftskultur, sondern bei-
spielsweise auch über Spezifika anderer 
Migrantenkulturen, über konkrete Bedin-
gungen der Lebenssituation von Migranten 
in Deutschland. Dies befähigt sie, inner-
halb ihrer Gruppen kompetent zu agieren 
und versetzt sie in die Lage, die eigene 
Gruppe stellvertretend ‚nach außen‘ zu 
repräsentieren. Selbst bei inhaltlicher Ab-
lehnung von ihnen vertretenen Positionen 
wird Trägern eines elaborierten spezifi-
schen Kulturkapitals formale politische 
Kompetenz zugeschrieben. 
Im Hinblick auf das soziale Kapital – all-
gemein definiert als Kontakt mit bzw. Zu-
gang zu Personen bzw. Sozialzusammen-
hängen, die zur Zielerreichung im Sinne 
handlungsbefähigender Ressourcen mobi-
lisiert werden können – ist zu unterschei-
den zwischen aufgrund der sozialen Zu-
gehörigkeit (vermittelt vor allem über Beruf 
und sozialer Herkunft) innerhalb der Klas-
senstruktur ‚natürlich‘ vorhandenen Zu-
gängen (lagespezifisches soziales Kapital) 
einerseits und dem Grad der Vernetztheit 
(Partizipation in unterschiedlichen „sozia-
len Kreisen“, Vereinigungen etc. – aktivi-
tätsspezifisches soziales Kapital) anderer-
seits. Insbesondere die eigenstrukturiert 
(in selbst geschaffenen Kontexten) und die 
in hohem Maße eigeninitiativ (in institutio-
nalisierten Settings) politisch Aktiven ver-
fügen über einen hohen sozialen Vernet-
zungsgrad (sei es lokal oder überregional). 
Insgesamt scheint soziale Vernetzung (sei 
es über Subkulturen oder Vereine) eine 
wichtige Bedingung für die politische 
Handlungsfähigkeit gerade auch in nicht 
institutionalisierten Settings zu sein. (Bei 
Jugendlichen sind proto-politische und 
politische Aktivitäten eine wichtige Grund-
lage dafür, solches aktivitätsspezifisches 
soziales Kapital auszubilden.) 
Über das kulturelle und soziale Kapital 
hinaus spielt aber auch gesellschaftlicher 
Status ex negativo eine wichtige Rolle für 
die Handlungsbefähigung, wie man proto-
typisch an der Gruppe der Prekären Dau-
erarbeitslosen erkennen kann: Diese sind 
vermittelt über ihren negativen Erwerbs-
status gesellschaftlich insoweit marginali-
siert, dass ihnen eine gleichberechtigte 
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Teilhabe an etablierten politischen Struktu-
ren nicht mehr möglich scheint, weil sie 
soziale Ablehnung erfahren. 
 
4.2.3 Politische Praxen: Intensität 
der politischen Aktivität und le-
bensweltliche Verankerung 
Bei der Analyse der politischen Praxen ist 
weiterhin nach der Intensität der entspre-
chenden Aktivitäten zu fragen. Zugleich 
unterscheiden sich die Untersuchungs-
gruppen danach, wie stark diese Aktivitä-
ten jeweils in der eigenen Lebenswelt ver-
ankert sind, d.h. welche Zentralität sie für 
die eigene alltägliche Lebensführung der 
Gruppenmitglieder besitzen. Insgesamt 
ergibt sich folgendes Bild: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei den Gruppen „linke Gegenkultur“ und 
„Jugend: Antifa“ bilden soziale Aktivitäten 
ein zentrales Strukturmoment, das umfas-
send im lebensweltlichen Kontext einge-
bettet ist. Diametral entgegengesetzt las-
sen sich die „Prekären: von Arbeitslosig-
keit Bedrohten“ einordnen. Allerdings er-
folgt hier eine temporäre, unmittelbar auf 
die Situation der Bedrohung des eigenen 
Arbeitsplatzes bezogene, politische Mobi-
lisierung, aus der (von Dritten angeleite-
tes) eigenes politisches Protesthandeln 
erwächst, das einen (vorübergehenden) 
sozialen Zusammenhang in der unmittel-
baren Aktion entstehen lässt. Diese vorü-
bergehende Politisierung der unmittelba-
ren Lebenswelt ebbt aber mit Ende der 
Aktionen wieder ab. Bei Prekären Dauer-
arbeitslosen ist die Verankerung in der 
eigenen Lebenswelt dagegen hoch, die 
Aktivitäten bleiben aber letztlich primär 
‚selbstbezüglich‘ auf die Bewältigung der 
eigenen Situation bezogen; insofern ist die 
Intensität des politischen, auf Andere bzw. 
auf gesellschaftliche Strukturen gerichte-
ten Handelns als gering einzustufen. Bei 
latent politischen Akademikern ist der Le-
bensweltbezug der Auseinandersetzung 
mit politischen Themen hoch, mündet aber 
nicht in dezidiert politischem Handeln. 
Wie für die Gruppen „linke Gegenkul-
tur“ und „Jugend: Antifa“ lässt sich bei den 
„integrierten Migranten“ eine Verankerung 
von politischer Praxis in der eigenen Le-
benswelt ausmachen. Allerdings ist die 
Motivlage der Akteure eine ganz andere. 
Engagierte Migranten setzen sich fast 
ausschließlich dafür ein, einen Zugang mit 
gleichen Rechten und Pflichten zur beste-
henden Gesellschaft herzustellen. Zentra-
les Motiv ist also nicht das Streben nach 
gesellschaftlicher Veränderung, sondern 
nach Durchsetzung gleicher Lebenschan-
cen für die eigene ethnische Gruppe vor 
dem Erfahrungshintergrund direkter oder 
indirekter Benachteiligung und Ausgren-
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zung. In dieser Ausrichtung unterscheiden 
sich die „integrierten Migranten“ von den 
„Sozial Engagierten“, deren Motivation aus 
einer Haltung des „Eintretens für Benach-
teiligte“ gespeist wird. 
 
4.2.4 Politische Praxen: Genderspe-
zifika politischer Aktivität 
Dass Frauen andere Vorstellungen von 
Politik als Männer haben, ist ein vielfach 
kolportiertes Klischee: häufig sind dem-
nach politische Aktivitäten geschlechts-
spezifisch konnotiert, haben Frauen ein 
anderes Verständnis von Politik hinsicht-
lich der Reichweite politischen Handelns, 
dem Führungsanspruch oder sind eher 
gemeinschaftlich denn konfrontativ orien-
tiert etc. Hinter solchen Beschreibungen 
verbergen sich oft Zuschreibungsmuster, 
die abseits der strukturellen Analyse der 
auf Männer zugeschnittenen Bedingungen 
politischen Handelns Form und Ausmaß 
politischer/ sozialer Aktivitäten personali-
sieren. Die Geschlechterdimension wird so 
auf ein „Anderssein“ reduziert.  
In den meisten untersuchten Realgruppen 
sind Frauen insgesamt eher unterreprä-
sentiert. Dies ist lediglich in den Gruppen 
der Dauerarbeitslosen Prekären und der 
Sozial Engagierten anders. Hier sind 
Frauen in der Überzahl und übernehmen 
zum Teil auch die Wortführerschaft. Inso-
weit ließe sich von einer relativ klassi-
schen Verteilung sozialer bzw. politischer 
Aktivität ausgehen, nach dem Frauen auf 
der Grundlage sozialisatorisch erworbener 
Orientierungen vor allem in caritativer Ab-
sicht aktiv werden und einigen Wenigen 
hier auch den Sprung in leitende Funktio-
nen gelingt. Zentrale Perspektive wäre 
dann die der Reparatur von sozialen Miss-
ständen: Frauen engagieren sich für ande-
re und stellen die eigene Person zurück 
(Motiv der Aufopferung). Ähnlich agierten 
auch Frauen unter den Prekären Dauerar-
beitslosen, die ihre Erfahrungen im Um-
gang mit Anträgen etc. an andere Betrof-
fene weitergeben, ohne zu einer dezidiert 
politischen Aktivität zu finden.  
Nun lässt sich schon allein aus der in den 
Gruppen der sozial Engagierten beste-
henden Führungsposition die Allgemein-
gültigkeit der konservativ anmutenden 
subsidiär verankerten Perspektive ge-
schlechtsdeterminierter sozialer/politischer 
Aktivität bezweifeln: Die Inanspruchnahme 
auch von Führungspositionen weist darauf 
hin, dass von aufopfernder Unterwürfigkeit 
keine Rede sein kann. Und auch die im 
Zuge einer verstärkten Institutionalisierung 
zu beobachtende Besetzung von Funkti-
onsstellen durch Frauen spricht gegen das 
Bild: unmittelbare Unterstützung sei aus-
schließlich eine Domäne des weiblichen 
Geschlechts. 
Noch deutlicher wird die Unhaltbarkeit 
dieser Perspektive aber dadurch, dass die 
Frauen der linken Gegenkultur ein völlig 
anderes Politikverständnis wie auch 
grundsätzlich anders geartete Aktivitäten 
leben: Hier besteht ein explizit auf die ei-
gene Person wie auf die Gesellschaft ge-
richteter Politikbegriff, der auf die eigene 
Positionierung im Rahmen gesellschaftli-
cher Transformation setzt, an der man sich 
selbstverständlich beteiligt. Frauen definie-
ren sich damit als politische Personen und 
leiten daraus eine gleichberechtigte Parti-
zipation ab. Das beinhaltet die Perspektive 
auf sich selbst als Individuum, schließt 
aber auch über die zu transformierenden 
gesellschaftlichen Gruppen, häufig die 
eigene Genusgruppe ein.  
Jugendliche mit hoher Bildungsaffinität 
scheinen relativ immun gegenüber be-
nachteiligenden Strukturen zu sein: in al-
len Gruppen sind Frauen selbstverständli-
cher Teil des politischen Zusammenhangs, 
auch wenn an dieser Stelle keine genaue-
ren Aussagen darüber möglich sind, ob 
sich Gleichstellung in den jeweiligen Be-
reichen strukturell durchgesetzt hat. Ähnli-
ches gilt für die akademischen Gruppen – 
hier hat sich der Gedanke der Gleichbe-
rechtigung auch in politischer Arbeit ver-
mutlich am weitesten durchgesetzt. Die in 
den migrantischen Untersuchungsgruppen 
angetroffene Perspektive auf Gleichbe-
rechtigung ähnelt der der akademischen 
Genusgruppen: Frauen werden ernst ge-
nommen, besetzen auch Führungspositio-
nen, wenn auch die relative Ferne zur 
nicht migrantenbezogenen Politik keinen 
umfassenden Aufschluss über geschlech-
teregalitäre Zugänge zum politischen 
Handeln bietet.  
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4.2.5 Zur Entstehung politischer Ak-
tivität 
Die Angaben der Befragten innerhalb des 
Samples zur Motivation ihres Engage-
ments weisen eine große Bandbreite auf: 
für „eine gerechtere Gesellschaft“; für „ei-
ne vom Kapitalismus befreite Gesell-
schaft“; für eine ökologisch intakte und 
sozial gerechte Welt; um sozial Benachtei-
ligten zu helfen; um Erfahrungen zu sam-
meln; um sich auf dem Arbeitsmarkt orien-
tieren zu können und für diesen fit zu ma-
chen; um seine Freizeit sinnvoll zu gestal-
ten; um noch nützlich sein zu können; o-
der um aus der Isolation der Arbeitslosig-
keit heraus zu kommen. Zusammenfas-
send lässt sich hier ein Spektrum politi-
scher Handlungsmotivationen aufzeigen, 
das von der Ambition einer Gesellschafts-
veränderung über politische Gesell-
schaftsgestaltung und eine soziale Orien-
tierung des „Helfens“ bis hin zu individuell 
nutzenmaximierenden Zielen reicht. 
Innerhalb dieser Bandbreite können zwei 
Typen der Genese von politischem Enga-
gement ausgewiesen werden. Einerseits 
wird die eigene Aktivität mit einer über die 
Eltern vermittelten Erfahrung des Enga-
gements begründet, zum anderen über die 
Kritik an gesellschaftlichen bzw. politi-
schen Verhältnissen. Dies korrespondiert 
mit zwei Grundperspektiven der Partizipa-
tionsforschung:  Die ‚Sozialisationshypo-
these’ geht von der grundlegenden Prä-
gung politischer Einstellungen und Verhal-
tensweisen in der Primärsozialisation aus; 
die ‚Situationshypothese’ fokussiert auf die 
Ausbildung bzw. die Veränderung grund-
legender politischer Orientierungen durch 
situative Einflüsse. 
Werden die Eintrittsmodi der Befragten zu 
politischem bzw. sozialem Engagement 
genauer betrachtet, lassen sich analytisch 
fünf Typen des Zugangs unterscheiden: 
thematisch, moralisch, vererbt, gemein-
schaftlich, nutzenorientiert. 
1) Im Typus „thematischer Zugang“ ist 
der Ausgangspunkt für politische 
Aktivität die (zunächst kognitive) 
Auseinandersetzung mit einem als 
relevant erachteten Thema. Die 
Aktivität wird auf ein konkretes Ziel 
hin orientiert. 
2) Im Typus „moralischer Zugang“ ist 
der Ausgangspunkt, direkt oder in-
direkt Formen der sozialer Unge-
rechtigkeit oder Ausgrenzung 
wahrzunehmen und als verände-
rungswürdig zu interpretieren (sei 
es als selbst davon Betroffener o-
der als nicht Betroffener). Unmittel-
barer Auslöser des thematisch be-
gründeten Engagements ist morali-
sche Empörung.  
3) Im Typus „vererbter Zugang“ ist 
sozialisatorische „Engagementver-
erbung“ der Ausgangspunkt für ei-
gene Aktivitäten. Das Eintrittstor zu 
politischer Aktivität ist die positive 
Bewertung von Engagement. Die 
sozialisatorische Aktivierung ist 
hier der thematischen vorgelagert.  
4) Im Typus „gemeinschaftlicher Zu-
gang“ ist entweder die gemeinsa-
me Alltagspraxis in einer Peer-
Group die Grundlage für (gemein-
same) politische Aktivität, die an-
schließend in Auseinandersetzung 
mit meist lebensweltlich unmittelbar 
relevanten Themen entsteht, oder 
die Gesellung zu einer Gruppe be-
reits Aktiver mit der primären Moti-
vation, sich der Gruppe anschlie-
ßen zu wollen. Im Unterschied zum 
ersten Typus ist das Thema des 
Engagements im vierten Typus 
nicht schon Voraussetzung und 
Anlass des Engagements. 
5) Im Typus „individuelles Nutzenkal-
kül” ist die politische Aktivität Mittel 
zum Zweck. Das latent vorhandene 
politische Interesse führt zum En-
gagement, wenn sich daraus ein 
Vorteil für die eigene soziale Posi-
tion ergibt bzw. wenn dadurch eine 
lebensbiografische „Leerstelle“ ü-
berbrückt werden kann. 
 
Auch in den Typen 1, 2 und 4 ist eine in 
der Primärsozialisation vermittelte Sensibi-
lität für politische Fragen eine wichtige 
Grundlage für den Entschluss zu politi-
scher Aktivität. 
Der konkrete Eintritt in das politische En-
gagement kann durch Beteiligung in insti-
tutionalisierten Strukturen, durch Zugehö-
rigkeit zu einer politisierten Subkultur oder 
durch Assoziation mit Anderen erfolgen. 
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Schematisch ergibt sich folgendes allgemeines Prozessmodell der Politisierung: 
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rierten Handlungsfeldern 
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Ausbildens geeigneter Handlungsformen 
und damit der Etablierung als Experte in 
einem politischen Handlungsfeld jenseits 
rein kognitiver Wissensbestände. Erst da-
durch erhält Politische Praxis eine wirkli-
che gesellschaftliche Relevanz. 
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Die Verortung der Untersuchungsgruppen nach Professionalisierungsgrad des politi-
schen Handelns und Verregelungsgrad des politischen Handlungsfeldes ergibt fol-
gendes Bild: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Bezug auf die untersuchten Gruppen 
weisen die Prekären einen niedrigen Pro-
fessionalisierungsgrad auf: Prekäre Ar-
beitslose bedürfen eines organisatori-
schen Daches, um stetige Arbeit leisten zu 
können; sich selbst diese Struktur zu ge-
ben, übersteigt die eigenen Handlungs-
ressourcen. Die Aktivitäten sind fremdiniti-
iert und entsprechend werden Strukturen 
der initiierenden Institution wirkmächtig: es 
sind nur bestimmte Handlungen zu be-
stimmten Zeiten denkbar. Ähnlich verhält 
es sich bei den akut von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Prekären, die zunächst inner-
halb der betrieblichen Herrschaftsstruktu-
ren auf etablierte gewerkschaftliche Ver-
tretung setzen, bevor sie sich zur Durch-
setzung ihrer Interessen temporär zu ei-
genem politischem Engagement ent-
schließen. Die hohe Bedeutung der Dele-
gation von politischer Handlungsmacht 
scheint als Rückseite der Medaille zu einer 
relativen Entpolitisierung zu führen. 
Die latent politischen Akademiker bewe-
gen sich in eher festen und bekannten 
Bahnen im mittleren Bereich von verregel-
ten und freien Strukturen. Die diskursive 
Aushandlung ist orientierender Bezugs-
punkt, der – unter Beachtung bestehender 
Strukturen – auch politische Lösungen 
jenseits formalisierter Wege zulässt. Ein 
zu hoher Grad der Professionalisierung 
wird vermieden, da darin eine uner-
wünschte Festlegung gesehen wird. 
Jugendliche in Bildungseinrichtungen wie 
auch jugendliche Politische Praktikanten 
bewegen sich in vorgezeichneten und e-
tablierten Strukturen, im Falle der Schüler 
in klar hierarchisch organisierten Institutio-
nen. In der Auseinandersetzung mit unmit-
telbaren Problemen erreichen sie relativ 
schnell –nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
des eigenen Bildungs- und Sozialkapitals 
– einen mittleren Professionalisierungs-
grad, allerdings sind weitere Schritte im 
gegebenen Handlungskontext kaum mög-
lich. Demgegenüber haben die Politischen 
Praktikanten den Vorteil, als formale Mit-
glieder politischer Organisationen an 
strukturellen Entscheidungen besser betei-
ligt zu werden. Auf diese Weise stellen 
sich Erfolgserlebnisse ein, die ein stetiges 
Engagement befördern, worunter auch 
‚Politik als Profession‘ zu verstehen ist. 
Hinsichtlich des Professionalisierungsgra-
des ist für die Jugendlichen Antifas kenn-
zeichnend, dass sie sich in bundesweit 
vernetzten, aber regional etablierten Ei-
genstrukturen bewegen, die ein erhebli-
V
er
re
g
el
u
n
g
sg
ra
d
 d
es
 p
o
li-
ti
- 
hoch 
niedrig 
niedrig           hoch 
   Professionalisierungsgrad politischen Handelns 
Prekäre: Dau-
erarbeitslose 
Prekäre: 
Bedrohte 
Jugend: Prak-
tikanten Jugend: Interes-
senvertretung 
latent politische 
Akademiker 
integrierte 
Migranten 
sozial En-
gagierte 
Jugend: 
Antifa 
linke Ge-
genkul-
 
 60
ches dynamisches Potenzial besitzen. 
Insbesondere im Umfeld spezifischer Ju-
gendprogramme kommt es zu temporären 
Kooperationen mit Akteuren aus anderen 
politischen Zusammenhängen, die aber 
partikular bleiben. Antifaschistisches En-
gagement ist ein ausgewiesenes Einfalls-
tor für Politisierung; die befragten Gruppen 
beharren dabei aber auf einen eigenen 
Weg innerhalb der selbst gewählten Struk-
turen, um sich nicht vereinnahmen zu las-
sen bzw. die eigene Identität zu verlieren. 
Integrierte Migranten nutzen vorhandene 
Strukturen, um die eigenen Gruppeninte-
ressen zu artikulieren und durchzusetzen. 
Institutionalisierte Strukturen werden e-
benso in Anspruch genommen wie ver-
sucht wird, eigene Strukturen zu schaffen, 
wo andere fehlen oder für die Interessen-
durchsetzung nicht hinreichend sind. Sie 
sind an professionalisierten Strukturen 
insofern interessiert, als diese zur Kanali-
sierung von Interessenkonflikten beitragen 
und die eigenen Ziele dauerhaft verankern. 
Über die auf Konfliktvermeidung ausge-
richtete Interessenauseinandersetzung 
erreichen die Migranten teilweise einen 
hohen Professionalisierungsgrad.  
Sozial Engagierte sind bereit, auch inner-
halb bestehender Strukturen zu wirken 
und deren Rationalitäten anzuerkennen. 
Sie nehmen sich hier zurück, um Ziele für 
andere zu erreichen, bauen aber unter 
Umständen parallel dazu eigene, professi-
onalisierte Strukturen (z.B. Vereine, Stif-
tungen) auf, um die eigene Bewegungs-
freiheit wie auch die inhaltliche Ausrich-
tung stärker bestimmen zu können. Dieses 
Ziel verwirklicht die Gruppe Linke Gegen-
kultur soweit möglich durch die Distanzie-
rung insbesondere von staatlichen bzw. 
öffentlich-rechtlichen Instanzen, auf die 
allenfalls als Finanzierungsquelle für Ei-
genaktivitäten zurückgegriffen wrid. In die-
sen Aktivitäten entwickeln sie mit der Zeit 
eine hohe Professionalität, der es letztlich 
darum geht, sich ein selbstbestimmtes und 
politisches Leben zu ermöglichen und auf 
dieser Grundlage Gesellschaft zu trans-
formieren.  
Außerhalb etablierter politischer Struktu-
ren scheint Professionalisierung geradezu 
eine conditio sine qua non politischer 
Handlungsfähigkeit zu sein. Etablierte 
Strukturen selbst können dann unterstüt-
zend im Hinblick auf den Aufbau eigener 
politischer Kompetenz und Professionalität 
sein, sie können aber ebenso hemmenden 
Einfluss haben. Sich Letzterem zu entzie-
hen und auf eigene politische Interessen 
und Kompetenz zu bauen, scheint glei-
chermaßen abhängig vom Bildungs-wie 
vom Sozialkapital zu sein. 
4.3  Bezüge zur Sekundärliteratur 
Nachfolgend werden zur Kontextuierung 
der Ergebnisse der qualitativen Erhebung 
aktuelle Befunde aus der Sekundärliteratur, 
zum Teil ergänzt durch Umfragedaten des 
ALLBUS (Allgemeine Bevölkerungsumfra-
ge Sozialwissenschaften), zu den The-
menbereichen gesellschaftliche bzw. poli-
tische Orientierungen (4.3.2.1) und politi-
sche Partizipation und Praxis (4.3.2.2) 
referiert. 
4.3.1 Gesellschaftsbezogene 
Grundorientierungen  
In Abschnitt 4.2.1 wurden unterschiedliche 
gesellschaftsbezogene Leitbilder der im 
Sample befindlichen Gruppen herausge-
arbeitet. Solche Leitbilder basieren auf 
Grundüberzeugungen (Wertorientierun-
gen), die relativ stabil, aber im Zuge ge-
sellschaftlicher Veränderungen – etwa 
Binnendifferenzierungen der Milieustruktur 
bzw. Prozesse der Prekarisierung – 
durchaus wandelbar sind. In der politi-
schen Umfrageforschung werden solche 
Wertorientierungen mit Konstrukten wie 
der Materialismus/ Postmaterialismus-
Skala erfasst.  
In Anschluss an Inglehart wird vielfach in 
den letzten 30 Jahren ein Wertewandel 
von materialistischen Disziplin- und Akzep-
tanzwerten hin zu postmaterialistischen 
Selbstverwirklichungs- und Selbstentfal-
tungswerten behauptet. Gerade jüngere 
Untersuchungen deuten allerdings auf 
einen „Wandel des Wertewandels“ (Hradil 
2002) hin. Die in den letzten Dekaden e-
her sinkenden materialistischen Wertorien-
tierungen haben sich in den letzten Jahren 
auf einem Niveau über 15 % in der west-
deutschen Bevölkerung stabilisiert, post-
materialistische Werte sind nach ihrer kon-
tinuierlichen Zunahme bis 1990 insgesamt 
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eher gesunken, liegen aber immer noch ca. 
zehn Prozentpunkte über den reinen ma-
terialistischen Orientierungen. Erst der 
Blick auf die Mischtypen zeigt, wie diffe-
renziert und teilweise diffus die Wertaus-
prägung der Bevölkerung tatsächlich ist. 
Innerhalb der westdeutschen Bevölkerung 
gewinnt der M-Mischtyp (materialistische 
Grundorientierung mit postmaterialisti-
schen Anteilen) an Bedeutung hinzu; wäh-
rend der PM-Mischtyp (postmaterialisti-
sche Grundorientierung mit materialisti-
schen Anteilen) deutliche Einbußen erfährt. 
Somit kann weder eine Orientierung auf 
die „Extrem“-Positionen belegt werden, 
noch zeigt sich eine durchschlagende Ori-
entierung an den mittleren Typen (siehe 
Grafik) 
Wertorientierungen der westdeutschen Bevölkerung (Quelle: Allbus akkumuliert 1980-2006, 
eigene Berechnungen) 
 
Nach wie vor anders gelagert ist die Werteorientierung in Ostdeutschland: 
Wertorientierungen der ostdeutschen Bevölkerung (Quelle: Allbus akkumuliert 1980-2006, 
eigene Berechnungen) 
 
 
Zu erkennen ist aktuell eine Abnahme 
postmaterialistischer Werte, eine (nach 
zuvor gegenläufiger Entwicklung) relative 
Stabilität der beiden Mischformen auf dem 
Niveau von 2004 sowie ein Anstieg der 
Materialisten. An dieser Stelle ist von einer 
Verschiebung von M-Mischtyp zum PM-
Mischtyp auszugehen. Materialisten kön-
nen als einzige Wertegruppe einen Zu-
wachs verzeichnen, allerdings können die 
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Bedeutungsverluste der vorhergehenden 
Jahre noch nicht kompensiert werden. 
Insofern reproduziert sich in Ostdeutsch-
land, lässt man die Verschiebung vom M- 
zum PM-Mischtypus einmal außer Acht, 
die Situation Anfang des Millenniums. 
Ein „Wandel des Wertewandels“ ist bei der 
als Seismograph gesellschaftlicher Verän-
derungen besonders interessierenden 
Jugendgeneration erkennbar. Laut Gensi-
cke (2006) sind hier traditionelle Werte 
(wieder) hoch angesehen, d.h. Freund-
schaft, Partnerschaft, Familie und das 
Streben nach Selbstkontrolle, Sicherheit 
und Fleiß stehen neben Wünschen nach 
Selbstentfaltung, Unabhängigkeit, Ausle-
ben eigener Gefühle und Kreativität. Auch 
das freiwillige gesellschaftliche Engage-
ment ist für Jugendliche eine biografisch 
wichtige Option. Ostdeutsche Jugendliche 
sind weithin glaubens- und religionsfern, 
und auch über 70% der westdeutschen 
Jugendlichen erkennen im Glauben an 
einen persönlichen Gott keine relevante 
Sinnorientierung.  
Als Fazit in Hinblick auf den Wertewandel 
ist zu konstatieren, dass die Blütezeit post-
materialistischer Werte der 1980er Jahre 
in Westdeutschland vorbei ist. Im Rahmen 
der vorliegenden Studie stehen allerdings 
Trendaussagen zu einem allgemeinen 
Wertewandel weniger im Vordergrund. 
Vielmehr interessiert, welche entspre-
chenden empirischen Befunde es in bezug 
auf die Wahrnehmung und Bewertung von 
gesellschafts-politischen Problemen und 
Themen gibt. Im Folgenden werden daher 
zentrale Ergebnisse zu politischen Wert-
haltungen dargestellt. 
 
Ein wichtiger Indikator, an dem sich die 
politischen Werthaltungen in der Bevölke-
rung messen lassen, ist die Zufriedenheit 
mit der Demokratie. Grundsätzlich wird 
Demokratie sowohl in Ost als auch in West 
positiv bewertet. Das Ausmaß der Unter-
stützung fällt allerdings im Osten deutlich 
geringer aus und ist seit der Vereinigung 
tendenziell eher rückläufig (s. Völkl, 2005: 
279 ff.). Die Einstellungen der Bürger in 
bezug auf das gültige Demokratiemodell 
haben sich zwischen 1994 und 2002 in 
Ostdeutschland als instabil herausgestellt. 
In den Neuen Bundesländern ist die Un-
terstützung für ein demokratisches Herr-
schaftsmodell stärker leistungsorientiert. In 
den alten Bundesländern wird die Demo-
kratie an und für sich eher unterstützt. Der 
praktizierten Form der Demokratie in der 
Bundesrepublik Deutschland stehen die 
Ostdeutschen kritischer gegenüber als die 
Westdeutschen. Hinsichtlich der allgemei-
nen Einstellung gegenüber der Demokra-
tienorm existieren neben dem Ost-West-
Unterschied noch weitere Scheidungsli-
nien. Im Hinblick auf den der vorliegenden 
Studie zugrundeliegenden Milieufokus 
interessiert natürlich die Zufriedenheits-
ausprägung anhand der sozialstrukturellen 
Position der Befragten. Einen Überblick 
gibt die folgende Darstellung:  
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(Quelle: Allbus 2002, eigene 
Berechnungen) 
Ganz offensichtlich sinkt mit prekärer sozi-
aler Lage der Befragten die Zustimmung 
zur Demokratie. D.h. die demokratische 
Grundeinstellung ist von der Position im 
System der Erwerbsarbeit abhängig: Ar-
beitslose und Rentner sind unzufriedener 
als Erwerbstätige. In diesem empirischen 
Befund spiegelt sich die nach wie vor hohe 
Bedeutung, die der Erwerbsarbeit als Mo-
dus der gesellschaftlichen Integration hat.  
Akademiker wiederum sind zufriedener als 
der Durchschnitt der Erwerbstätigen, was 
auf eine bessere ökonomische und soziale 
Systemintegration der Hochgebildeten 
verweist. In die gleiche Richtung lassen 
sich empirische Erhebungen zu Jugendli-
chen interpretieren. Wie Pfaff (2006) zeigt, 
korreliert die Demokratiezufriedenheit klar 
mit der individuellen sozialen Lage: Ar-
beitslose und ländliche Jugendliche sind 
überproportional unzufrieden, Jugendliche 
mit positiven Zukunftserwartungen (insbe-
sondere hinsichtlich der allgemeinen und 
beruflichen Bildung) überdurchschnittlich 
zufrieden. 
Unsere eigenen Befunde im Rahmen der 
qualitativen Erhebung bestätigen die ver-
gleichsweise nur gering ausgeprägte Zu-
friedenheit mit Demokratie bei den Arbeits-
losen (s.o. 4.2.1) und können diese Auffäl-
ligkeit sogar präzisieren: Die relative De-
mokratieskepsis ist die Kehrseite der bei 
dieser Gruppe feststellbaren Affinität zu 
einem paternalistischen Gesellschaftsmo-
dell. Weiter zu untersuchen wäre in die-
sem Zusammenhang, ob die eher gering 
ausgeprägte Demokratiezufriedenheit 
Ausdruck einer generell negativen Sicht 
dieser benachteiligten sozialen Gruppe auf 
die Gesellschaft ist, die als zentral für die-
se Gruppe herausgearbeitet wurde. 
Neben der Einstellung zur Demokratie gibt 
auch die politische Selbstverortung inner-
halb des Links-Rechts-Schemas Auf-
schluss über das politische Klima in der 
Gesellschaft. Wie die folgende Übersicht 
zeigt, ist im Erhebungszeitraum 1990 bis 
2006 die Zuordnung zu (eher) linken Posi-
tionen (1-3) in der Bevölkerung stärker als 
zu den (eher) rechten. Zu Beginn der Re-
gierungszeit von Rot-Grün 2000 bzw. 
2002 betrug der Anteil sogar 20,9 bzw. 
21,9%, bevor 2004 – offensichtlich aus 
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Enttäuschung über die Regierungspolitik – 
ein Rückgang auf 17,4% einsetzte. 2006 
stieg die Attraktivität linker Positionen auf 
19,8% an.  
Selbstverortung Links-Rechts-Schema 1990–2006 (Allbus akkumuliert 1980-2006, eig. Be-
rechnungen) 
 
 
Die Tatsache, dass sich in den letzten 
Jahren (bis auf die erwähnten Ausnah-
men) relativ konstant ein Fünftel der Be-
fragten im Spektrum „links bis eher 
links“verortet, lässt darauf schließen, dass 
es in der Bevölkerung eine relativ hohe 
Zustimmungsbereitschaft für linke Ideen 
gibt.  
 
 
 
 
Diese Einschätzung findet ihre Bestäti-
gung in den Befragungen zum Item: „Der 
Sozialismus ist im Grunde eine gute Idee, 
die nur schlecht ausgeführt wurde“. Dem 
stimmt seit 1990 jeweils eine Mehrheit von 
ca. 55% zu, wobei die explizit Zustimmen-
(Quelle: Allbus akkumuliert 1980-2006; eigene Berechnungen) 
(Quelle: Allbus 2006; eigene Berechnungen) 
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den noch zunehmen.  
Werden die Befragungsergebnisse zu bei-
den Items von 2006 vergleichen, wird 
noch einmal das links-affine Potential in 
der Bevölkerung offensichtlich:  
Allerdings geht aus diesen repräsentativen 
Befragungen nicht hervor, mit welchen 
Bedeutungen die linke politische 
Verortung sowie die Präferenz für 
„Sozialismus“ von den Befragten 
tatsächlich belegt werden und wel-
che Relevanz sie diesen Bedeu-
tungen beimessen. Ausgehend 
von den Überlegungen von Brie 
und Spehr (2006: 3) zur linken 
Bewegung lässt sich annehmen, 
dass es „verschiedene Positionen 
[gibt], die man mehr oder minder 
als links bezeichnen kann. Diese 
Positionen reichen von „sozialer 
Gestaltung, Demokratisierung und 
Offenheit“ (ebd.) über Wertvorstel-
lungen wie „Soziale Gerechtigkeit“,  
„Freiheit von sozialer Not“ und 
„Gerechtigkeit“ bis hin zu der auf 
Karl Marx zurückgehenden Über-
zeugung, dass der gesellschaftli-
che Status Quo verändert werden 
kann, insbesondere die kapitalisti-
schen Macht- und Eigentumsver-
hältnisse.  
Angesichts der Vielzahl und Viel-
fältigkeit der existierenden Deu-
tungsmöglichkeiten war es uns bei der 
qualitativen Erhebung wichtig zu ergrün-
den, welchen Stellenwert die als typisch 
links geltenden Wertorientierungen für die 
Befragten überhaupt haben. Die Orientie-
rung an abstrakten Grundwerten scheint 
an Relevanz zu verlieren. Bei den befrag-
ten Gruppen wurde die jeweils ver-
tretene politische Position überwie-
gend nicht explizit und vorzugswei-
se an den „großen Wertideen“ fest-
gemacht. Vielmehr wurden solche 
gesellschaftlichen Probleme be-
nannt, die oft im eigenen lebens-
weltlichen Kontext rück- und einge-
bunden sind. Dies weist darauf hin, 
dass die Bezugnahme auf Gesell-
schaft als abstraktes Ganzes ins-
gesamt geringer und konkret-
kontextbezogene Zugänge wichti-
ger werden. 
Dass (auch im Bevölkerungsmaß-
stab) der Blick auf die als gesell-
schaftlich relevant erachteten 
Handlungsbedarf durch die Brille 
der eigenen alltagsweltlichen Prob-
leme erfolgt, wird anhand von Daten aus 
der Shell-Jugendstudie 2006 ersichtlich:  
(Quelle: Schneekloth 2006: 167) 
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Der Arbeitsmarkt ist für Jugendliche der 
Bereich mit der höchsten Priorität, wenn 
es um Handlungsfelder gesellschaftspoliti-
scher Aktivität geht, weit danach gefolgt 
von Kinder/Familie, Bildung, Altersversor-
gung. Deutlich geringer fallen die Gesund-
heitsreform, Verbesserungen wirtschaftli-
cher Rahmenbedingungen etc. ins Ge-
wicht. Postmaterialistisch konnotierte 
Handlungsfelder wie Umweltschutz sind 
ebenso wenig von Interesse wie die  inne-
re Sicherheit. Bezüglich der Europäisie-
rung von Politik und der allgegenwärtigen 
Globalisierung zeigen die Jugendlichen 
nüchterne bis skeptische Auffassungen, 
auch wenn sie nicht direkt Betroffene sind. 
Hinsichtlich politischer Grundorientierun-
gen lässt sich insgesamt ein Bild virulenter 
politischer Konjunkturen zeichnen, in de-
nen manifeste Orientierungen auf tages-
politische Aktualität treffen und die politi-
schen Einschätzungen der Menschen vor 
dem Hintergrund ihrer eigenen gesell-
schaftlichen Lage zu Tage fördern. Dabei 
sind die politisch mündigen Bürger skep-
tisch gegenüber dem Versprechen auf 
Chancen und taxieren die Risiken für ihre 
soziale Lage genau. Sich durchaus in ei-
genem Interesse, aber in gemeinschaftli-
cher Orientierung zur Gesellschaft zu stel-
len, entspricht dem politischen Verständ-
nis von der Teilhabe am demokratischen 
Prozess als Organisation der Gesellschaft. 
Dazu gehört auch ganz selbstverständlich 
die Freiheit, sich nicht zu betätigen.  
4.3.2 Politische Praxen: Formen der 
politischen Einflussnahme 
Politische Partizipation meint jene Verhal-
tensweisen, „die sie [die Bürger] alleine 
oder mit anderen freiwillig mit dem Ziel 
unternehmen, Einfluss auf politische Ent-
scheidungen zu nehmen“ (Kaase 1992: 
339). Die ‚empirische‘ oder ‚realistische 
Demokratietheorie‘ (Schumpeter 1946) 
vertritt ein instrumentelles Partizipations-
verständnis, für das die Repräsentation 
und eine demokratische Elitenherrschaft 
zentral sind. Um sachverständige Lösun-
gen herbeizuführen, bedürfe es einer Pro-
fessionalisierung der Repräsentanten. 
Bürger und Politiker stehen zueinander in 
einem arbeitsteiligen Verhältnis. Bürger 
werden in diesem Modell als rationale, 
eigenen Nutzen verfolgende Individuen 
gesehen. Die ‘partizipatorische Demokra-
tietheorie’, der ein normatives Partizipati-
onsverständnis eigen ist, geht dagegen 
davon aus, dass die Legitimation von De-
mokratie in der Maximierung von Selbst-
entwicklungschancen besteht. Die Teil-
nahme an politischen Entscheidungen 
stelle dabei den entscheidenden Schlüssel 
dar. Fokussiert wird weniger das „richti-
ge“ Funktionieren der Institutionen, son-
dern vielmehr die Entscheidungsbildung 
durch die Bevölkerung, die ihre Interessen 
und Bedürfnisse einbringt. 
Soziale Partizipation umfasst alle Tätigkei-
ten, „die Bürger freiwillig mit dem Ziel un-
ternehmen, Entscheidungen innerhalb von 
Organisationen zu beeinflussen“ (van Deth, 
2004: 296). Der Ort sozialer Partizipation 
sind die Familie, Freundeskreise, Vereine 
und Verbände. Soziale Partizipation wird 
also am freiwilligen Engagement in Verei-
nen und Verbänden gemessen. Insofern 
spielt sie auch eine wichtige Rolle in der 
Zivilgesellschaft. Nach Ergebnissen des 
European Social Survey 2002-2003 ist 
soziale Partizipation trotz struktureller Ähn-
lichkeiten in Westdeutschland weiter ver-
breitet als in Ostdeutschland (s. van Deth 
2004: 295 ff.). Strukturell betrifft dies nicht 
nur die Verhältnisse zwischen Mitgliedern 
und Aktivisten, sondern auch die Merkma-
le der ostdeutschen Aktivisten. Das gerin-
gere Niveau sozialer Beteiligung im Osten 
sei nicht einfach auf das Verschwinden 
von DDR-Organisationen zurück zu führen, 
sondern viel eher auf die etwas andere 
Bedeutung und Qualität sozialer Beteili-
gung.  
Politische Partizipation wird zunehmend 
durch eine soziale Partizipation ergänzt, 
die in einem erweiterten Sinn als politisch 
bezeichnet werden kann. Engagementfor-
scher beobachten ein zunehmendes Inte-
resse, sich für öffentliche Angelegenheiten 
und andere Menschen zu engagieren und 
beschreiben dieses als „öffentliche“ Parti-
zipation (Gensicke/ Geis, 2006: 308 ff.) 
Das öffentlich politische Interesse ist im 
europäischen Vergleich mit 72% in 
Deutschland hoch (Frankreich 52%, Groß-
britannien 48%, Polen 44%, Italien 42 %.; 
Quelle: CAPI-Befragung, ebd.). 
Die sinkende Wahlbeteiligung, abneh-
mende Parteienidentifikation, anhaltender 
Mitgliederschwund der Parteien und gro-
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ßen Organisationen sind gern zitierte Indi-
katoren für die These einer negativen 
Entwicklung konventioneller Formen politi-
scher Partizipation. Im Sinne einer Krisen-
these wird das als Ausdruck der Unzufrie-
denheit mit oder Kritik an dem politischen 
System gewertet. Die Normalisierungsthe-
se ist demgegenüber weniger skeptisch 
und geht davon aus, dass eine Rückläu-
figkeit bei gleichzeitigem Vertrauen in das 
politische System und Zufriedenheit mit 
seiner Funktionsweise keine Konsequen-
zen für die Stabilität der Demokratie habe. 
Zudem ist eine zunehmende Tendenz un-
konventioneller Formen der Partizipation 
bzw. des freiwilligen Engagements zu ver-
zeichnen, die in den letzten Jahrzehnten 
einen ausdifferenzierten und regen Zu-
spruch erhalten. Den unkonventionellen 
Partizipationsformen wird „als Instrument 
der politischen Einflussnahme ... viel zu-
kunftstaugliches Potential“ (Roth, 2004: 
15) bescheinigt. Es ergänze Wahlen, ohne 
aber diese Basisform der politischen Parti-
zipation ersetzen zu können.  
Bürger, die un-
konventionellen 
Politikformen 
gegenüber offen 
sind, gehen 
häufiger als der 
Durchschnitt zur 
Wahl, was mit 
Beobachtungen 
über ehrenamt-
lich bzw. bür-
gerschaftlich 
Engagierte kor-
respondiert, die 
eine überdurch-
schnittliche Be-
reitschaft zur 
Wahlbeteiligung 
aufweisen. Generell wird auf eine deutli-
che Ausweitung des Partizipationsreper-
toires der Individuen verwiesen. Vor allem 
bei jüngeren Kohorten ist parallel zu sin-
kenden Mitgliederzahlen etwa in Kirchen 
und Gewerkschaften ein Trendwechsel in 
den Beteiligungsmentalitäten weg von der 
formalen Großorganisation hin zur infor-
mellen, thematisch begrenzten und selbst 
organisierten Kleingruppe zu beobachten. 
Für die vorliegende Studie ist neben die-
sen formalen Konnotationen von konventi-
oneller und unkonventioneller politischer 
Partizipation vor allem die lebensweltlich 
gerahmte Chance auf Wahrnehmung par-
tizipativer Rechte zentral. Dafür ist in ers-
ter Linie die individuelle Ressourcenaus-
stattung (Schulbildung, Beruf, Einkom-
men) entscheidend. Dass konventionelles 
politisches Engagement positiv von den 
jeweiligen Ressourcen beeinflusst wird, 
belegen bereits Verba und Nie (1972): der 
formale Bildungsgrad und das Geschlecht 
haben den größten Einfluss. (Vgl. Vet-
ter/Maier, 2005: 85)  
Für weibliche Jugendliche stellt Brauer 
(2006) fest, dass geschlechtsspezifische 
Sozialisation zu einer Unterschätzung der 
eigenen politischen Handlungsfähigkeit 
führe, mit dem Ergebnis, dass über eine 
gefühlte geringere Kompetenz Distanz 
zum politischen Bereich aufgebaut wird. 
Das politische Interesse weiblicher Ju-
gendlicher ist gegenüber dem der männli-
chen weniger stark ausgeprägt. 
(Quelle: Böhm-Kasper 2006: 64) 
Bis auf die Teilnahme an Unterschriftenak-
tionen ist auch die politische Partizipation 
in allen Teilhabebereichen schwächer. 
Solche Konnotationen werden laut Brauer 
durch eine geschlechtsspezifische Me-
dienberichterstattung über PolitikerInnen 
noch verstärkt – mit der Folge eines per-
manent schwächeren Interesses und ge-
ringerer Präsenz in politischen Handlungs-
feldern. 
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Formal niedrig Gebildete haben ein gerin-
geres Maß an politischem Interesse, politi-
schen Kenntnissen und Kompetenzen. 
Daraus ergibt sich, so Vetter und Maier 
(2005), eine Wissenskluft, die dazu führe, 
dass besser Gebildete sich Vorteile hin-
sichtlich politischer Einflussmöglichkeiten 
verschaffen können. Während die weniger 
gut Gebildeten vom politischen Gesche-
hen abgehängt würden. 
Laut Forschungsgruppe Wahlen schrän-
ken u.a. auch ganz alltägliche Grenzen 
(wie z.B. Zeitbudgets) eine engagierte und 
sachverständige politische Mitwirkung ein. 
Die damit einher gehende politische Un-
gleichheit für Menschen mit niedrigem 
sozioökonomischem Status kann nur 
durch „angemessene institutionelle Arran-
gements“ kompensiert werden (Kaase, 
2003). Das gilt u.a. für unverfasste bzw. 
unkonventionelle Partizipationsformen, die 
mit gesellschaftlichen Wandlungsprozes-
sen wie der relativen  Vereinheitlichung 
der Lebensverhältnisse, verbesserter Bil-
dung und Ausbildung, hoher sozialer und 
geographischer Mobilität und der Massen-
kommunikation generell zunehmen. Dar-
aus erwachsen auf der anderen Seite Kos-
ten-Nutzen-orientierte individuelle Ent-
scheidungen. Dies findet seine Entspre-
chung in einem kurzfristigen und situati-
onsbezogenem Engagement. Darüber 
hinaus existieren neue Entwicklungen, wie 
etwa Lobbys für öffentliche Angelegenhei-
ten (z.B. Umweltschutz) bzw. Selbsthilfe-
gruppen. Alles in allem ergeben sich damit 
– teilweise parallel, teilweise quer zu alten 
Solidaritätsstrukturen – neue Verbindun-
gen und modifizierte Handlungsformen. 
Parteienmitgliedschaft als politische 
Partizipationsform 
Wie in den anderen etablierten Demokra-
tien der EU 5  ist auch in Deutschland – 
abgesehen von einer kurzen Phase nach 
der Vereinigung – der Trend zu rückläufi-
gen Mitgliederzahlen in den Parteien zu 
beobachten. Waren 1983 noch ca. 1,95 
Mio. Menschen in den Bundestagsparteien 
organisiert, sind es gegenwärtig 1,5 Mio. – 
                                               
5 In Großbritannien und Italien ist die Partei-
enmitgliedschaft seit 1980 um 50 %, in Frank-
reich sogar um 60% zurückgegangen 
(Mair/Biezen 2001: 12). 
mit sinkender Tendenz (vgl. Wiesendahl 
2006: 34 f.). 
Der Frauenanteil der Parteimitglieder 
wuchs von 1991 bis 2005 zwar an, bleibt 
aber in den C-Parteien wie in der FDP 
unterhalb von 25 Prozent. In der SPD ist 
weniger als ein Drittel der Mitglieder weib-
lich, bei den Grünen etwas mehr als ein 
Drittel (vgl. Looman 2007). Allein in der 
Linkspartei machen Frauen mit einem An-
teil von 46% nahezu die Hälfte aller Par-
teimitglieder aus. Quotierungsprogramme 
haben demnach in der Politik zu unter-
schiedlichen Erfolgen geführt, machen 
aber insgesamt Parteien für Frauen inte-
ressanter. 
Der Anteil Ostdeutscher an der Gesamt-
mitgliedschaft der Parteien sank von 22,7 
Prozent von 1990 bis 2004 auf 9,4 Prozent 
(Wiesendahl 2006: 42 f.) und ist damit 
deutlich unterrepräsentiert. Pickel (in Rol-
ler et. al 2006) erklärt die in Ostdeutsch-
land höher ausgeprägte Politikverdros-
senheit mit einer höheren relativen Depri-
vation der Ostdeutschen; ein konkurrie-
render Erkärungsansatz (Hofmann 2004: 
148) führt diese Entwicklung auf eine post-
totalitäre Engagementschwäche zurück. 
Ähnliche Befunde gibt es auch für die Be-
reiche gewerkschaftlicher Interessenver-
tretung und andere Formen des organi-
sierten Gemeinschaftslebens. 
Der zu beobachtende absolute Mitglieder-
rückgang wird ambivalent bewertet. Einer-
seits wird, darin der „realistischen Demo-
kratietheorie“ (Schumpeter 1946) folgend, 
argumentiert, die Parteien hätten einen 
abnehmenden Bedarf an Leistungen, die 
durch die Mitglieder erbracht werden (z.B. 
Parteienfinanzierung; Multiplikatorfunktion), 
und eine zu hohe Partizipationsrate beför-
dere politische Instabilität. Demnach er-
scheint Befürwortern einer „schlan-
ken“ Volkspartei die Elitenherrschaft „nicht 
mehr, wie etwa bei Robert Michels, als 
Krisenphänomen der Parteiendemokratie 
…, sondern als notwendiger Bestandteil 
einer stabilen, effizienten und funktionsfä-
higen Demokratie“ (Detterbeck 2005: 64). 
Geringe Mitgliedschaften würden von Par-
teiführungen geradezu angestrebt mit dem 
Ziel, erhöhte politische Bewegungsfreiheit 
und Durchsetzungsmacht zu erhalten. 
Andere Positionen deuten den Mitglieder-
schwund als Schwäche von Parteien: die-
 69
se hätten ungewollt die Fähigkeit verloren, 
Bürger zur organisationellen Einbindung 
und Mitarbeit zu motivieren (Scarrow 
2000). 
Die folgende Abbildung verdeutlicht, dass 
der Mitgliederschwund alle im Parlament 
vertretenen Parteien betrifft, insbesondere 
die SPD. Im Gegensatz zur Sozialdemo-
kratie profitieren die CDU und die FDP zur 
Zeit der deutschen Wiedervereinigung 
freilich von der „Einverleibung“ ehemaliger 
DDR-Blockparteien und neu entstandener 
ostdeutschen Bürgerbewegungen. Ohne 
diesen plötzlichen personellen Zuwachs 
wäre der Mitgliederschwund ebenso dras-
tisch. 
Abbildung: Mitgliederentwicklung der deutschen Bundestagsparteien 1968 – 2004) 
(Quelle: Wiesendahl 2006: 31) 
Die sinkenden Mitgliedschaften führen ein 
unterschwelliges Problem mit sich: in per-
soneller Hinsicht altern die Parteien. Sie 
haben für die nachwachsenden Generati-
onen an Anziehungskraft verloren und 
entwickeln sich tendenziell zu ‚jugendfrei-
en’ Organisationen (Wiesendahl 2006: 54). 
Es besteht die Gefahr einer Desintegrati-
onsspirale: Erfahrungshorizonte, Deu-
tungsmuster und Werthaltungen der Alt-
mitglieder werden perpetuiert, die Parteien 
könnten gewandelten Realitäten und Le-
bensverhältnissen wie auch aktuellen ge-
sellschaftlichen Problemlagen und Konflik-
ten nicht mehr Rechnung tragen und gera-
ten möglicherweise langfristig ins gesell-
schaftliche Hintertreffen. Dies würde den 
schon bestehenden Effekt verstärken, Par-
teienverdrossenheit befördern und die 
Kohortenverengung auf ältere Mitglieder 
verstetigen (Wiesendahl 2003: 33 f.). Bis 
auf die FDP, deren Mitgliederanteil der bis 
29jährigen zwischen 1996 und 2004 von 
7,8 auf 11,4 % anstieg (ebd.) sowie der 
Linkspartei [PDS], die zwischen 2000 und 
2006 einen leichten Zuwachs bei den un-
ter 30jährigen verzeichnete, sind alle Par-
teien des Bundestages von dieser Ent-
wicklung betroffen. Allerdings ist der Alte-
rungsprozess auch hier gravierend: Laut 
FAZ vom 2.10.2003 war zu diesem Zeit-
punkt jedes zweite PDS-Mitglied bereits 
über 70 Jahre. 
Insbesondere der Bedarf Jüngerer und 
besser Ausgebildeter an politischen Parti-
zipationsformen, die sich aus postmateria-
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listischen Wertorientierungen speisen, 
kann von den klassischen Angeboten der 
etablierten Mitgliederparteien nicht ge-
deckt werden. Niedermayer (2006) führt 
aus, dass die subjektive politische Kompe-
tenz ein wichtiger Prädiktor für konventio-
nelle politische Partizipation sei. Wie die 
Shell-Jugendstudie (2006: 105) belegt, ist 
das politische Interesse von Jugendlichen 
im Alter von 15 bis 24 Jahren sogar etwas 
angestiegen. 39 % bezeichnen sich als 
politisch interessiert, vier Jahre zuvor wa-
ren es 34 %. Gleichwohl muss angemerkt 
werden, dass trotz des leicht gestiegenen 
Interesses eine weitere Zunahme der poli-
tikkritischen bis distanzierten Jugendlichen 
einhergeht. „Die Distanz der Jugendlichen 
zum ‚politischen Establishment’ bleibt 
demnach bestehen“ (ebd. 117). Sowohl 
2002 als auch 2006 sind lediglich 2 % der 
bis 25 Jährigen in einer Partei aktiv (ebd. 
126). Allerdings ist diese Partizipationsrate 
nicht weit vom bundesdeutschen Durch-
schnitt entfernt. Von allen wahlberechtig-
ten Bürgern sind nämlich 2,5% Parteimit-
glieder. So kann Parteienskepsis als gene-
rationenübergreifendes Phänomen bilan-
ziert werden, das mittlerweile für ca. 40 
Prozent der Bevölkerung Realität ist (Nie-
dermayer 2006: 287). Die Parteienverd-
rossenheit Erwachsener ist dabei Anfang 
des Milleniums sogar ausgeprägter als bei 
Jugendlichen.  
 
  
(Quelle: Niedermayer 2006: 286) 
Auf Grund der ihnen zugeschriebenen 
Selbstbezogenheit und lebensweltlichen 
Ferne gelingt es Parteien immer weniger, 
Anreize für eine organisationelle Einbin-
dung von politisch Interessierten zu schaf-
fen (Scarrow 2000: 83; Klein 2006). Politi-
sches Engagement ist in Parteien seit län-
gerem rückläufig und hat sich zu ihren 
Ungunsten verschoben. Banden 1999 die 
politischen Parteien noch 63 % dieses 
Engagements, so waren es 2004 nur noch 
52%. Im gleichen Zeitraum stieg das poli-
tische Engagement in Vereinen und Ver-
bänden von 20 % auf 23 % und in öffentli-
chen Einrichtungen von 6% auf 14% an. 
Initiativen banden zu beiden Zeitpunkten 
politisches Engagement zu je 10 % laut 
Freiwilligensurvey 1999 und 2004. 
Die landläufige These eines langanhalten-
den Trends der Entpolitisierung Jugendli-
cher und der zunehmenden Abnahme des 
Vertrauens in Parteien ist in seinem ersten 
Teil nur bedingt zuzustimmen. Zwar wer-
den nicht mehr die Werte vorgängiger Ge-
nerationen erreicht, allerdings ist eine 
Trendumkehr zu beobachten. Parteibezo-
genes Engagement ist deutlich unattrakti-
ver als politisches Engagement in sozialen 
Bereichen (Umwelt/ Natur, sozialer Nah-
raum). Gefragt ist projektförmiges Enga-
gement statt dauerhafte Zugehörigkeit. 
Lockere Bindungen sind attraktiver als 
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betonierte Strukturen. Laut Freiwilligen-
survey (2004) besteht ein ansteigendes 
Potenzial an Volunteers (Shell 2002: 221 
ff.), wobei Schule, Kirche und Jugendar-
beit Favoriten für ein Engagement sind. 
Angestrebt wird eine Symbiose von klassi-
schen Organisationsformen und individuell 
gestaltbaren Engagement. Partizipation 
nimmt einen wichtigen Stellenwert ein und 
sollte deshalb schon früh (in der Grund-
schule) beginnen. Die in der folgenden 
Tabelle aufgeführten Gruppen vermögen 
dies zwar besonders gut, können damit 
aber auch nur partiell Rekrutierungserfolge 
bei Jugendlichen verbuchen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Quelle: Gaiser/Rijke 2006: 236) 
Interesse an Partizipation wird als Wille 
zur Integration in die Gesellschaft verstan-
den. Die IG-Metall-Jugendstudie aus dem 
Jahr 2002 (Bibouche/Held 2002) verweist 
auf die erhöhte Unmittelbarkeitsfixierung 
bei Jugendlichen, insbesondere vor dem 
Hintergrund mangelnder Übersetzungs-
kompetenz heterogener Erfahrungen aus 
unterschiedlichen Lebensbereichen. Zum 
Aufbau einer demokratischen Prinzipien 
entsprechenden Übersetzungskompetenz 
sei eine pragmatische, an der Zielsetzung 
der Vermittlung orientierte politische Bil-
dungsarbeit zu leisten. Dabei sei ein die 
Bereiche Freizeit, Arbeit und Gewerkschaft 
übergreifender, integrativer Ansatz zu prä-
ferieren. Erst in einem solchen Span-
nungsfeld sei gesellschaftliche Partizipati-
on sinnvoll zu erlernen. Organisationen 
müssten aktuelle Anforderungen und Be-
dürfnisse von Jugendlichen aufgreifen, um 
für jugendliches Engagement interessant 
zu bleiben. Um authentische Atmosphären 
zu schaffen, sollte dies vor dem Hinter-
grund einer regional spezifischen Ausdiffe-
renzierung von Angeboten geschehen. 
Bei unserer qualitativen Studie fungierten 
die eben anhand der Sekundärliteratur 
kurz erläuterten typischen politischen Par-
tizipationsformen als kategoriales Hinter-
grundraster, um gezielt nach den eigentli-
chen sozialen Praxen politischen Han-
delns in den ausgewählten sozialen Grup-
pen zu fragen. Hierbei ging es nicht um 
eine bloße Hypothesenüberprüfung der 
zentralen Lageeinschätzungen und 
Trendaussagen der politischen Partizipati-
onsforschung in den Gruppen. Vielmehr 
interessierte, ob sich und in welcher kon-
kreten Ausprägungsform hier für die politi-
sche Kultur der Gegenwartsgesellschaft 
typische Entwicklungen manifestieren. 
In der Regel wurde von den interviewten 
Gruppenmitgliedern selbst das Problem 
der in der Literatur häufig angesprochenen 
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Alltagsferne politischer Großorganisatio-
nen angesprochen. Nicht nur bei den Jün-
geren gilt das Parteienmodell als unpopu-
lär und out. Aufgrund ihrer Selbstbezo-
genheit und lebensweltlichen Ferne gelin-
ge es Parteien immer weniger – so der 
einmütige Tenor – , Anreize für eine orga-
nisationelle Einbindung von politisch Inte-
ressierten zu schaffen.  
Verständlicherweise ist im links-radikalen 
Spektrum (Gruppe der „linken Gegenkul-
tur“) die Abgrenzung zur etablierten Par-
teienpolitik am stärksten ausgeprägt. Ziel-
definition der eigenen politischen Arbeit ist 
nicht das direkte Einwirken auf das politi-
sche System. Vielmehr verweisen die Be-
fragten darauf, dass man sich in kapitalis-
mus- und herrschaftskritischer Absicht 
gegen das bestehende System wende und 
durch Kritik an seinen Strukturen zu einer 
(in ihrer Zielrichtung allerdings diffus blei-
benden) Systemveränderung beitragen 
wolle. Auf der Basis dieser kritischen Per-
spektive ist es evident, dass sich die Ak-
teure dieses Milieus nicht ernsthaft mit den 
etablierten Trägern des politischen Sys-
tems auseinandersetzen. Die Wahlbeteili-
gung wird teilweise als nicht relevant er-
achtet und im wahrsten Sinne des Wortes 
„verschlafen“. Parteiendistanz bedeutet 
bei den Vertretern der linksradikalen Sze-
ne nicht, dass es keine persönlichen Kon-
takte zu (Lokal-)Politikern gäbe. Im Ge-
genteil: im Rahmen von Aktionsbündnis-
sen geht man aufeinander zu. 
Ein Großteil der befragten Jugendlichen 
verfolgt ein ausgeprägtes Erlebnis und 
Spaß orientiertes Lebensführungskonzept. 
Da Politik und Spass sich größtenteils 
ausschließen, ist die politische Partizipati-
on in etablierten Parteien bzw. den ent-
sprechenden Jugendorganisationen kaum 
attraktiv. Gerade für die Anfangsphase der 
Politisierung (zwischen 14 und 16 Jahren) 
gilt: Bedeutsam ist der stark lebensweltli-
chen Bezug und die Betonung des Spaß-, 
Coolness- und Action-Faktors sowie der 
persönlichen Nähe unter den Gleichge-
sinnten. Diese Jugendlichen sind eigent-
lich auf der Suche nach einer politisch 
ausgerichteten Peer-Group und demzufol-
ge (noch) nicht interessiert an einer Mit-
gliedschaft in einer Partei bzw. deren Ju-
gendorganisation.  
Bei den von uns befragten, sich als „Lin-
ke“ verstehenden Jugendlichen steht par-
teipolitisches Engagement häufig unter 
Verdacht einer „Vorteilsnahme“.  Zuweilen 
wird unterstellt, dahinter stünde die Suche 
nach einem Ersatz für „normale soziale 
Beziehungen“. In diesem Sinne werden 
etwa Gleichaltrige, die in einer Partei aktiv 
sind, stigmatisiert: „das sind alles Loser, 
die keine Freunde haben“. 
Selbst in einer Kontrastgruppe unseres 
Samples, den ostdeutschen Langzeitar-
beitslosen, die im Wählerspektrum der 
LINKSPARTEI verankert sind und sich bür-
gerschaftlich engagieren, herrscht ein 
großes Maß an Resignation und Misstrau-
en gegenüber dem politischen System. 
Beklagt werden mangelnde „Ehrlich-
keit“ der Politiker und Desinteresse am zu 
vertretenden Volk. Politik werde, so die 
Auffassung, einzig im Interesse der Unter-
nehmen gemacht, es gebe persönliche 
Bereicherung durch Politiker und eine feh-
lende Glaubwürdigkeit der Parteien. Dem 
Parteiensystem wird die moralische Legi-
timation abgesprochen und es wird als 
„korrupt“ wahrgenommen. Der Horizont 
des eigenen politischen Handelns wird 
folgerichtig jenseits der parteipolitischen 
Partizipation aufgespannt. Es geht den 
Akteuren darum, durch das eigene bür-
gerschaftliche Engagement „auf die Ge-
sellschaft im Kleinen einzuwirken“.  
Der in der Forschungsliteratur immer wie-
der erwähnte Wandel der Beteiligungs-
mentalitäten, weg von der formalen Groß-
organisation hin zur informellen, thema-
tisch begrenzten und selbst organisierten 
Kleingruppe, spiegelt sich in unserer Er-
hebung klar wieder und konnte durch das 
Aufzeigen der Wechselwirkungen zwi-
schen den milieuspezifischen Gelegen-
heitsstrukturen (politisierte Peer-Groups, 
Gremien der Selbstverwaltung etc.) einer-
seits und den Politisierungskarrieren ande-
rerseits weiter ausgeleuchtet werden. 
Selbst politisch aktiv zu werden ist – so die 
positive Wendung dieses Trends – für die 
Befragten ein probates Mittel für politische 
Partizipation. 
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5. Resümee und Ausblick 
Die vorliegende Untersuchung fokussiert 
auf politische (und proto-politische) Praxen 
und Orientierungen unterschiedlicher 
Gruppen in linksaffinen Milieus. Die Unter-
suchungsperspektive richtet sich auf die 
(milieuspezifische) lebensweltliche Veran-
kerung der Akteure, vor deren Hintergrund 
politische Praxen im weitesten Sinne ge-
neriert werden. 
Empirisch untersucht wurden auf der me-
thodischen Grundlage von Gruppendis-
kussionen 21 nach theoretischen Ge-
sichtspunkten ausgewählte Fallgruppen in 
fünf Samplingkategorien (Schüler / Stu-
denten, Prekäre Akademiker, Prekär Be-
schäftigte, Migranten und sozial Engagier-
te) mit insgesamt 96 Befragten. Auf Grund 
der faktischen Kontakte ist der vorliegen-
den Studie ein empirischer Gender-Bias 
eigen, der im gegebenen Rahmen nur 
theoretisch aufgefangen werden konnte. 
Insofern bleiben Aspekte geschlechter-
spezifischer politischer Praxis am Rande 
und könnten erst in einer Folgestudie ge-
nauer analysiert werden. Die Interviews 
wurden einzeln und vergleichend nach 
den Leitlinien der Dokumentarischen Me-
thode ausgewertet. Der systematische 
Vergleich führte zu einer Regruppierung 
der Einzelfälle zu neun Aggregatgruppen, 
die – bei aller Divergenz im Detail der be-
fragten Gruppen und Personen – jeweils 
kohärente gemeinsame Merkmale im Hin-
blick auf Lebenslage, Alltagspraxis, politi-
sche Aktivitäten, Milieuverankerung, sozia-
le Vernetzung sowie gesellschaftliche und 
politische Orientierungen aufwiesen. In 
Ablösung von den unmittelbaren empiri-
schen Einzelfällen konnten auf dem Wege 
der empirisch begründeten Theoriebildung 
verallgemeinernde (in 4.1 ausführlich dar-
gestellte) Aussagen über die Aggregat-
gruppen gewonnen werden. Anschließend 
konnten (in 4.2) durch den Vergleich der 
neun Aggregatgruppen in einem weiteren 
Generalisierungsschritt einzelne Dimensi-
onen politischer Praxen, Orientierungen 
und Wahrnehmungen sowie Handlungs-
ressourcen und Entwicklungsprozesse 
politischen Handelns identifiziert werden. 
Bei diesen Auswertungsdimensionen han-
delt es sich um: Gesellschaftsbilder und 
politische Wertorientierungen; Ressourcen 
und Gelegenheitsstrukturen für politisches 
Handeln; lebensweltliche Verankerung 
politischer Praxis, Genese von politischem 
Engagement und Professionalisierung 
politischen Handelns; Genderspezifika 
politischen Handelns. Mit Hilfe dieser Ka-
tegorien konnten jeweils unterschiedliche 
typische Muster identifiziert und auf spezi-
fische Merkmale der Aggregatgruppen 
zurückgeführt werden. Einige zentrale Be-
funde dazu seien hier noch einmal kurz 
resümiert. 
 Heterogenität linker Orientierungen: 
Deutlich wird, dass im weitesten Sinne 
„linksaffine“ Milieugruppierungen sehr 
heterogen in Bezug auf ihre Gesell-
schaftsbilder und Politikvorstellungen 
sind: paternalistische Erwartungen an 
eine umfassende staatliche Fürsorge-
politik sind ebenso vorhanden wie zi-
vilgesellschaftliche Reformorientierun-
gen und auf Gesellschaftstransforma-
tion orientierte libertäre Kapitalismus-
kritik (die aber letztlich kein positives 
Gesellschaftsmodell ‚diesseits‘ der U-
topie formuliert und insoweit partikula-
ristisch bleibt). Insofern werden unter-
schiedliche Facetten eines möglichen 
gemeinsamen Leitbilds des demokrati-
schen Sozialismus als Staats- und Ge-
sellschaftsformation thematisiert; 
gleichzeitig wird eine gemeinsame 
Suchbewegung hin zu einem kohären-
ten linken Leitbild nicht erkennbar. 
 Lebensweltliche Verankerung und so-
ziale Vernetzung als Handlungsres-
source: 
Ein weiterer Befund betrifft die für ei-
genständiges politisches Handeln er-
forderlichen Ressourcen. Wenig über-
raschend erscheint das Untersu-
chungsergebnis, dass formale Bildung 
befähigend wirkt. Deutlich wurde dar-
über hinaus, dass jenseits dieses und 
weiterer sozialstruktureller Merkmale 
auch die spezifische lebensweltliche 
Verankerung der Subjekte eine wichti-
ge Rolle spielt: Insbesondere die Zu-
gehörigkeit zu Subkulturen, Szenen 
 74
oder Sondergruppen stellt eine Res-
source für politisches Handeln dar. In 
entsprechenden Vergemeinschaf-
tungsformen findet eine Akkumulation 
‚partikularen‘ kulturellen Kapitals statt, 
das individuelle Handlungsfähigkeit im 
milieu- bzw. subkulturspezifischen 
Kontext gewährleistet und eine wichti-
ge Grundlage für politische Aktivität in-
nerhalb des eigenen Bezugskreises 
bildet. Insofern weisen lebensweltlich 
verankerte soziale Zusammenschlüsse 
ein hohes zivilgesellschaftliches Poten-
tial auf und ermöglichen eine weiter-
gehende politische Sozialisation au-
ßerhalb institutionalisierter Kontexte. In 
diesem Zusammenhang zeigt sich ü-
berdies, dass soziales Kapital nicht nur 
als Zugehörigkeit zu bestimmten „sozi-
alen Kreisen“ eine wichtige Rolle spielt, 
sondern auch im Sinne der Intensität 
der sozialen Vernetztheit der Subjekte. 
 Politische Professionalisierung inner-
halb und jenseits etablierter Struktu-
ren: 
Mit fortgesetzter politischer Aktivität 
entwickeln die Akteure auch jenseits 
spezifischen Sachwissens politisches 
Expertenwissen und individuelle Hand-
lungskompetenzen. Diese Art der poli-
tischen ‚Professionalisierung‘ mag we-
nig überraschend sein. Interessant ist 
aber in diesem Zusammenhang der 
Befund, dass eine individuelle Profes-
sionalisierung außerhalb etablierter 
Strukturen des politischen Systems 
(Parteien und feste Organisationen) 
sowie der politischen Bildungsarbeit 
(politische Stiftungen etc.) in freien As-
soziationen oft umfassender und ‚effi-
zienter‘ geschieht. Bei der Betrachtung 
der Genese individueller politischer 
Handlungsfähigkeit muss demzufolge 
systematisch unterschieden werden 
zwischen ‚institutionalisierter‘ und ‚as-
soziativer‘ Politisierung.  
 Pluralität der Motive für gesellschaftli-
ches Engagement: 
Die Analyse der biographischen Ent-
stehungsgründe für das im weitesten 
Sinne politische Aktivsein zeigt, dass 
„rationalistische“ Vorstellungen über 
Handlungsmotivationen zu kurz greifen, 
die entweder die eigene Betroffenheit 
des Akteurs (bzw. seine „Interessen“), 
oder die reflektierte Auseinanderset-
zung mit politischen Themen in den 
Vordergrund rücken. Gesellschaftli-
ches Engagement kann nämlich auch 
als generelle Disposition bereits sozia-
lisatorisch vermittelt worden sein oder 
aus der gemeinsamen Alltagspraxis 
von Peer-Groups erwachsen. In diesen 
Zugangsformen entwickelt sich die 
thematische Aktivierung gewisserma-
ßen in ‚nachgelagerter‘ Form aus le-
bensweltlichen Bezügen heraus. 
 Parteienskepsis und -distanz als ver-
stetigte Grundhaltung 
Die in der Literatur umfassend disku-
tierte Parteienskepsis trat auch in den 
Untersuchungsfällen deutlich zu Tage.  
Die Distanz der Interviewten bezieht 
sich zum einen auf die als bürokratisch 
wahrgenommene Form parteipoliti-
scher Arbeit in den etablierten Parteien. 
Angesichts der hierarchisch-
zentralistischen Verbandsstruktur und 
der ideologisch-programmatischen 
Ausrichtung der Parteiarbeit erscheint 
ihnen eine Parteienmitgliedschaft 
schlicht als nicht attraktiv. Mit der 
Selbstbezogenheit der Parteien gehe – 
so die Kritik – eine lebensweltliche 
Ferne einher. Parteien gelinge es zu 
wenig, die Leute dort abzuholen, wo 
sie gerade sind.   
Einschränkend ist festzuhalten, dass die 
eigene qualitative Erhebung trotz der typo-
logischen Verallgemeinerbarkeit von Teil-
befunden das gesamte Untersuchungsfeld 
linksaffiner Milieus nicht flächendeckend 
erfasst und dass auf qualitativer Grundla-
ge auch keine Quantifizierung der unter-
schiedlichen vorgefundenen Typen mög-
lich ist. Andererseits liefert die quantitativ 
vorgehende politische Umfrageforschung 
keine kohärenten Analysen der konkreten 
Praxis von politisch Aktiven in ihrem kom-
plexen lebensweltlichen Zusammenhang. 
Sinnvoll wäre daher die Kombination von 
‚repräsentativem‘ Erhebungsverfahren und 
vertiefter Erfassung von lebensweltlich 
verankerten politischen Praxen und Orien-
tierungen. Wie eine solche Kombination 
prinzipiell möglich ist, dokumentiert bei-
spielhaft die quantitative Erhebung zu so-
zialen Alltagsmilieus von Vester et al. 
(2001). 
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Die vorliegende Untersuchung kann als 
qualitative Vorstudie für ein entsprechen-
des Projekt dienen. Eine systematische 
Ableitung von allgemeinen Indikatoren, mit 
denen politische Praxen repräsentativ er-
fassbar sind, konnte freilich im Rahmen 
der vorliegenden Arbeit nicht geleistet 
werden. Hierzu bedarf es weiterer konzep-
tioneller Überlegungen. Einige zentrale 
Themenfelder, die auf der Grundlage der 
vorliegenden Studie zentral erscheinen 
und die weiterer empirischer Untersu-
chungen bedürfen, sollen abschließend 
gleichwohl benannt werden. 
 Eintrittsschleusen ins Politische und 
Verstetigung politischer Karrieren: 
In einem engen Zusammenhang mit 
den Ergebnissen zur politischen Pro-
fessionalisierung innerhalb und jen-
seits etablierter Strukturen (siehe o-
ben) steht der Befund,  dass es zwei 
kontrastive "Eintrittsschleusen" gibt, 
durch die Menschen aus der vorgela-
gerten protopolitischen in die eigentlich 
politische Phase gelangen. Solche 
Übergänge werden einerseits durch 
selbstorganisierte Gruppen und soziale 
Netzwerke (Subkulturelle Jugendszene 
oder Antifa-Bewegung) und anderer-
seits durch institutionell vorgegebene 
Strukturen (etwa mittelfristige Ausbil-
dungs- bzw. Praktikumsangebote von 
Trägern politischer Bildung, aber auch 
Erwerbstätigkeit oder Ehrenamt in zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen) 
bereitgestellt. Hier wäre es lohnens-
wert, systematischer die typischen 
‚Eintrittsschleusen‘ zu untersuchen, die 
„Opportunity Structures“ im Sinne von 
Tarrow (1994) bilden. Ebenso ist es in 
Hinblick auf die Erforschung politischer 
Partizipation instruktiv, die entspre-
chenden Sozialisationsverläufe der po-
litisierten Akteure (mittels retrospekti-
ver Fragen) zu rekonstruieren. So 
könnte gefragt werden, ob und wie 
sich die politischen Aktivitäten versteti-
gen und warum möglicherweise Politi-
sierungskarrieren abgebrochen wer-
den. 
 Aktivierung und Deaktivierung politi-
schen Engagements: 
Die intensive qualitative Auswertung 
der Gruppen konnte zeigen, dass es 
Fälle gibt, in denen Menschen – ohne 
dass dies im Vorfeld prognostizierbar 
wäre – plötzlich stark politisiert werden 
(bspw. der „aus der eigenen Not gebo-
rene“ kollektive Entschluss einer Be-
triebsbesetzung). Aus einer linken ge-
sellschaftskritischen Perspektive be-
trachtet, wäre eine genaue Analyse 
lohnenswert, inwiefern hier unkonven-
tionelle und neuartige Arrangements 
(etwa in Bezug zur kapitalistischen 
Marktlogik alternative Wirtschaftsfor-
men) und damit verbundene gesell-
schaftsrelevante Zielorientierungen 
aufscheinen. Aus demokratietheoreti-
scher Sicht nicht weniger interessant 
dürften jene erhobenen Fälle sein, die 
genau das Gegenteil einer politischen 
Aktivierung markieren. Gemeint ist ei-
ne strukturell angelegte Verunmögli-
chung politischen Handelns bei latent 
politischen Akademikern, die in einem 
prekären Arbeitsverhältnis und gleich-
zeitig in einem extremen Konkurrenz-
kampf innerhalb der Scientific Com-
munity stehen. Aufgrund des als exis-
tentiell erfahrenen psychischen Drucks 
und des permanenten Zeitmangels ist 
für sie politisches Engagement im 
Grunde nicht realisierbar. Insbesonde-
re bei jenen, die politisch hoch interes-
siert und motiviert sind, liegt demzufol-
ge ein nicht zu unterschätzendes poli-
tisches Handlungspotential brach und 
aufgeklärte Gesellschaftskritik ver-
stummt. 
 Parteienskepsis und -distanz als 
Bremse und Katalysator für eigenes 
Engagement 
Angesichts der oben erläuterten stark 
ausgeprägten skeptisch bis distanzier-
ten Haltung gegenüber etablierten poli-
tischen Volksparteien wäre im Weite-
ren zu fragen, welche Folgen sich dar-
aus für die demokratische Verfasstheit 
der Gesellschaft ergeben. Führt sie 
etwa zur vielfach beklagten „Parteien-
verdrossenheit“; zum weiteren „Nach-
wuchsmangel“, „Mitglieder- und 
Stammwählerschwund“ und gar zu ei-
ner gesellschaftlichen Entpolitisierung? 
Oder ist das Gegenteil der Fall? Be-
kommen zivilgesellschaftliche Bewe-
gungen einen personellen Zulauf und 
neue Impulse von politisch interessier-
ten Akteuren, die sich enttäuscht vom 
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etablierten politischen System abwen-
den? Entstehen neuartige Vernet-
zungs-, Aktions- und Organisations-
formen kollektiven politischen Han-
delns jenseits klassischer Verbands-
strukturen? 
 Zukunft des Leitbilds der gesellschaft-
lichen Integration durch Erwerbsarbeit:  
Ein weiteres Themenfeld betrifft den 
Modus bzw. die Modi gesellschaftlicher 
Integration. Das für kapitalistisch ver-
fasste Industriegesellschaften zentrale 
Leitbild der Integration der Gesell-
schaftsmitglieder durch Erwerbsarbeit 
ist seit einigen Jahrzehnten brüchig 
geworden. Genauer zu untersuchen 
wären in diesem Zusammenhang le-
bensweltlich verankerte Vorstellungen 
über Sozialstaatsmodelle, die in Rich-
tung gesellschaftliches Grundeinkom-
men gehen. Diese Vorstellungen ste-
hen in enger Verbindung mit einer le-
bensweltlich verankerten (und jeweils 
milieuspezifischen) „moralischen Öko-
nomie“ (Thompson 1980), auf deren 
Grundlage gesellschaftliche Verhält-
nisse in ‚vortheoretischer‘ Weise be-
wertet und kritisiert werden. Diese mo-
ralökonomischen Maßstäbe, die theo-
retisch fundiertes politisches Denken 
begründen, wären ebenfalls einer ge-
naueren Untersuchung zu unterziehen. 
In diesem Zusammenhang wären 
schließlich auch die politischen Wahr-
nehmungen des Leitbildes der Wirt-
schaftsdemokratie als Alternative zum 
sozialstaatlich abgefederten Kapitalis-
mus einer genaueren Prüfung zu un-
terziehen, da dieses einen möglichen 
Fluchtpunkt der Integration unter-
schiedlicher Vorstellungen über den 
gesellschaftlichen Stellenwert von Er-
werbsarbeit bietet. 
Hinsichtlich gesellschaftlicher Konflikt-
felder fördert die vorliegende Studie 
vor dem Hintergrund der sehr offenen 
Fragestellungen nach der Wahrneh-
mung von gesellschaftlichen Konflikt-
feldern die Erkenntnis zu Tage, dass 
diese auf dem hohem Abstraktionsni-
veau (z.B. ´soziale Gerechtigkeit`; 
´Krieg-Frieden`; ´Umweltgefährdung`) 
eine nur geringe lebensweltliche Rele-
vanz aufweisen. Erst in ihrer zumeist 
auf die eigenen Handlungsmöglichkei-
ten bezogenen Reformulierungen (z.B. 
Gerechtigkeit in der Gruppe; Demokra-
tie als Basisdemokratie in Arbeitszu-
sammenhängen) werden sie – abseits 
diskursiver Kampagnen in den Medien 
– zum Thema. Zwar sind gesellschaft-
liche Konflikte den Befragten durchaus 
bewusst und es werden dazu auch po-
litische Positionen eingenommen, sie 
sind jedoch für die alltägliche politische 
Praxis nicht direkt handlungsleitend. 
Das Verhältnis zwischen der Orientie-
rung der eigenen politischen Praxis 
und grundsätzlicher Einstellungen ist 
allerdings weniger als ein Gegenüber 
zu verstehen. Vielmehr scheint die 
Komplementarität unterschiedlicher 
Ebenen politischen Denkens und Han-
delns im Vordergrund zu stehen. Dabei 
geht es nicht um ein rationales und lo-
gisch konsistentes politisches Weltbild, 
sondern eher um eine ungefähre 
Stimmigkeit, die durchaus auch Brüche 
mit sonstigen politischen Positionie-
rungen aufweisen kann. Dem Verhält-
nis von gesellschaftlichen Konflikten 
und lebensweltnahem politischen En-
gagement wäre in weiteren Studien mit 
einem stärker stimulierenden Input er-
neut nachzugehen. 
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